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In^inleitung. 



Wirft man einen Blick auf die politische (ieschiclile der 
Stadt Zürich in der jüngsten Zeit, so sieht man sich sofort vor 
4ie Tatsache gestellt, dass die wichtigsten und schwierigsten 
Aufgaben, die die Stadt im letzten Viertel des abgelaufenen 
Jahrhunderts zu l^n hatte, in ihrem Kerne Fragen der 
kommunalen Finanzpolitik waren. 

Das gilt vor allem einmal von jenem während last zwanzig 
Jahren unausgesetzt im Vordergrund des öffentlichen Interesses 
stehenden Problem, das unter dem Titel Vereinigungsfrage" 
bekannt ist Welche Seite der Vereinigungsfrage man auch 
untersuchen mag, in den meisten Fällen wird man zu dem 
Schluss gelangen, dass es sich im Grunde um ein Problem 
finanzieller Natur handelt. Fragen wir nach der Veran- 
lassung des Auftretens der Vereimgung«;frao:e, so lautet die 
Antwort: finanzielle Notlage der (Gemeinde Aiwst rsihl. Forschen 
wir nach den Ursachen des Widerstau des einzelner, 
insbesondere der besser situierten Gemeinden gegen die Ver- 
•einigung, so stossen wir auf steuerpolitische Erwägungen be- 
ziehungsweise Befürchtungen. Unterziehen wir die staats- 
rechtliche Kontroverse über das bei der Vereinigung 
«inzuschlagende Verfahren einer näheren Prüfung, so sehen 
wir, dass die praktische Bedeutung dieser scheinbar rein for- 
mellen Fragen wiederum finanzieller Natur war, insofern 
nämlich, als es sich um die Rechtsstellung der bürgerliciien 
Stiftungen und Separatfonds handelte. Finanzielle Rücksichten 
sind es auch gewesen, die neben dem Projekt einer Total- 
Zentralisation auch das Projekt einer Partialzen trali- 
sation hervoiigerufen haben. 

1 
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\\'ar also schon die „Vereiiiiguiigiifrage" iii ilirem Wesen 
eine Fiiiaiizfrage, so war auch, nachdem einmal die Ver- 
Hchmelzmig der Stadt Zürich mit ihren Anagemeinden be- 
schlossene Sache war» die finanzielle Konsolidation 
der känftigen Gesamtgemeinde die wichtigste Angabe dea 
Gesetzgebei's, und dies nicht nur deswegen, weil einerseits 
Ausserslhl j?eholfen werden mussle und amiorseits die lie.sser 
situierteii Geiiieinden vor allzu grusseni Schaden bewahrt 
werden mussten, sondern auch <:^anz besonders deswegen, 
weil der Staat selbst am Wohleiigehen der künftigen Qross- 
stadt in hohem Grade interessiert war. Während nämlich 
bisher der m der Stadt Zürich und ihren Ausgemeinden kon- 
zentrierte bedeutende Teü der staatliehen Pinanzkraft gleich- 
zeitig durch zwölf Genieiiidegewalten für ihre Zwecke be- 
aiispniclil wurde und sich dits liisiko eines für den Staat 
schädlicheil Missbrauchs in entsprechender Weise verteilte, 
nuissle sich durch die Ueberlassung jenes Teils der wirlschaft- 
lichen Kraft des Kantons Zürich an eine einzige Gemeinde- 
gewalt die Gefahr einer die Interessen der Staatsfinanzen 
schädigenden Beanspruchung jener Kraft diurch die Stadt be- 
deutend erhöhen. 

L)urch das „Gesetz betreffend die Zutoilunp: der Gemoindeu 
Aussersihl, Knge, Fluntern, Hirslanden, Holtnigcn, Ol>ei*Ktrass, 
Hiesbach, Unterstrass, Wiedikon, Wipkingen und Wollishofen 
an die Stadt Zürich und die Gemeindesteuern der Städte 
Zürich und Winterthur" vom 9. August 1891 hat sich der 
Gesetzgeber jener wesentlich finanzpolitischen Aufgabe ent^ 
ledigt imd damit die heute noch in Kraft stehenden Grund- 
sätze für die luiianzverwallnng der Sladl Ziaich geschaffen. 
Soweit der Kntwurf zu einem neuen Gesetz betieffend die 
Nerwaltung der Stadt Zürich vom Jahre 1903 in seinen auf 
den Finanzhauslialt bezüglichen Bestimmungen Abänderungen 
gebracht hat, wurde in der vorliegenden Arbeit stets eine 
vergleichende Gegenüberstellung der abweichenden Normen 
der beiden Gesetze vorgenommen. Infolge der Ablehnung 
jenes Entwurfes in der Volksabstimmung vom 30. August 1903 
wird luHi freilich die Dauer des durch das Gesetz vom j 
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9. August 1891 gegebenen ReehtszustandeB in unvorher- 
gesehener Weise verlängert, doch kommt diesem Umstände 
mit Rücksicht darauf, dass der nunmehr zu gewärtigende 

zweite Entwurf inil l^e/Av^ iiut den Finanzhaushalt voraiis- 
«ichtlich keine giijsseii Abweichungen bringen wird, nur neben- 
säcliliclie Bedeutung zu. 

Was die Giiederung des Stoffes betrifft, so soll nach 
einem geschichtlichen Rückblick auf die Vereinigung 
Zürichs mit den Ausgemeinden und die darauf be- 
zuglichen Finanzfragen zuerst der städtische Finanz- 
bedarf einer kurzen orientierenden Betrachtung unterzogen 
werden ; hierauf werden die städtischen E i n n a Inn e - 
quellen zur l)ai-sU'Uung •^elaii<;en und endlich die i^ezieh- 
ungen zwischen Ausgaben und Einn:ihnien und die 
städtische Schuld erörtert werden. £ui letzter Abschnitt be- 
trachtet dann die ganze Materie ufiter dem Gesichtspunkt der 
Finanzpolitik. 
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Hörster A^bsclitiitt 



Die Vereinigung Zürichs mit den Ausgemeinden 
und die bezüglichen Finanzfragen. 



1. Die Verailasnig zw VmiiiKasg. 

Seit der politischen (Tleirlistcllung von Stadt und Land 
im Kanton Züricii imteisciürMi sich die Organisation und 
Verwaltung der Stadt in nichts mehr von den Einrichtungen 
der Landschaft Die Stadl zerfiel wie die Landgemeinden 
In eine Keiiie von Verbänden (politiBche Gemeinden, Schul- 
gemeinden, Kircligemeinden, Büi^eiigemelnden) und hatte mit 
den gleichen Mitteln die gleichen Aufgaben zu erfüllen. Zwar 
hatte schon im Ja lue 1878 Dr. C. Escher in seiner Schrift 
„Zürich und die Ausi^emeuiden. Kine 1-ietrachtuiig und An- 
regung'' darauf hingewiesen, das« in nicht allzu ferner Zeit 
eine Verständigimg der einzelnen (xemeinden über gewisse 
Angelegenheiten (Bebauungsplan, Polizeiverordnung, Begräbnis- 
Wesen) werde emtreten müssen, ja dass selbst eme Ver- 
schmelzung der um die Stadt Zürich gruppierten Gemeinden 
früher oder später werde stattfinden müasen, allein das Gesetz 
betreffend das (Tcmeindcweseu vom 27. Imi 1875 hielt trotz- 
dem am Prinzip der ^^änzliclien Gleichstellung von Stadl mid 
Land hinsichtlich Or<^anisation und Verwaltung fest. 

Freilich war dadurch nicht ausgeschlossen, dass man auf 
dem W^e freiwilliger Vereinbarung versuchte, den mannig- 
fachen Misständen, die sich aus der Vielheit der Gemeinde- 
gewalten auf einem eine Einheit bildenden Territorium er- 
gaben, abzulielfen. Allein so notwendig diese Vereinbarungen 
(betreffend Aufstellung einer gemeinsamen üemeindekommissiuii, 
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betreffend Quaianlac^'o, Kniasierbureau, Gentralisierung deaPoli- 
zeldiensteB während der LandesatissteUung von 1883) oft waren, 
sie, beziehungsweise die administrativen Uebelstände, die ihren 
Abschluss veranlasst hatten, hätten nicht hingereicht, um der 
Präge einer noch engeren Verbindung der Stadt mit ihren 
Ausgemeinden eine grössere Bedeutung zu gobeii. wenn nicht 
noch jener ['instand, der in der Kinleituiii^^ schon als die 
eigentliclie Veranlassung bezeichnet wurde, die finanzieile 
Notlage der Gemeinde Aussersihi, hinzugekommen 
wäre. 

Einige wenige Daten werden genügen, um das Miss- 
verhältnis zwischen dem Pinanzbedarf dieser Gemeinde 

einerseits und den Mitteln zu seiner Deckung anderseits 
zu illusUieren. Der Finanzbedarf der Gemeinde liielt sich 
angesichts ihrer ökonomischeu Notlage in den bescheidensten 
Grenzen; die Ausgaben beschränkten sich durchaus auf den 
unumgänglichen d. h. zur Erfüllung der gesetzlichen Gremeinde* 
aufgaben notwendigen Aufwand und verschwenderischer Sinn 
hat die Gemeinde jedenfalls nicht an den Rand des finanziellen 
Ruins gebracht. 

Ks betrugen nämlich hu Jahre 1888 die Betriebsausgaben: 

pro Kopf der WohntwvÖlkmiitg 



Fr. 

in Zürich 90,7 

„ Kiv^v, 47,7 

,, Hiesbach . . , .31,8 
Fluntem .... 29,6 
Wollishofen .... 28,0 
Hottingen .... 27,6 
„ Wiedikon .... 20,7 
„ l'iderstrass . , . . 19,5 
„ Aussersilil .... 19,2 
Uirslanden . . . .17,5 
„ Oberstrass .... 16,9 
„ Wipkingen .... 15,3 



Der Aufwand der Gemeinde Aussei^sibl war hienach /war 
nicht so gering wie der der (iemeinden Hirsianden, Obei'strass 
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und Wipkiii^'oii, erreichte aber auch z. T. bei weitem nicht 
den Betrag der von der Mehrzahl der übrigen Gemeinden 
verausgabten Summen. BerückBichtigt man überdies den Um- 
stand, dass AusaerBihl in seiner Eigensehaft als Arbeiter- 
quartier ein relativ grosseres Schulbudget aufzuweisen hatte 
als die übrigen Gemeinden, so wird man den Aufwand von 
19,2 Fr. pro Kopf der W ohnbevölkeiimg in der Tat kaum 
zu lioch finden können. 

Was die zur Deckung des Bedarfs voriiandenen Mittel 
betrifft, so war die Gemeinde Ausserslhl wie alle übrigen 
Gemeinden im wesentlichen auf den Ertrag der Vermögens- 
steuer angewiesen. Die übi-igen durch die Gesetzgebung den 
G(Miieinden zugewiesenen iMnnahmequellen spielen gegeniiber 
dieser als Haupieinnahmequelle gedachten Steuer eine zienilieh 
untergeordnete Holle. Hatte dieser Rechtszustand nun schon 
für die Mehrzahl der zürcherischen Gemeinden eine so un- 
günstige Finanzlage zur Folge, dass der Kantonsrat in Er- 
kenntnis derselben durch Beschluss vom 5. September 1888 
den Regierungsrat mit der Prüfung der Reform des Gemeinde- 
finanzwesens beauftragte, so mussten die Mängel dieses Systems 
die Gemeinde Aussersihl um so sch\vei*er treffen, als gerade 
die HanpteinnalHuequelle, die VeniKigenssteuer, für sie weit 
weniger ergiebig sein konnte als für andere Gemeinden. 

Es betrug nämlicii im Jahre 1888 das Vermögenssteuer- 
kapital pro Kopf der Bevölkerung: 

Fr. 

in den 18 grössten Ortschaf ten des Kantons durchschnittlich 4500 



in der Gemeinde Horgen 9500 

, Zürich 9000 

Enge 9000 

« „ ^^lnterthul• . . . . . 5000 

Hiesbach 5000 

^ Hottingen 4500 

„ „ Fluntern 4000 

„ „ WolMiofen 4000 

„ .. „ Aussernihl 890 
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Bei über 18,000 Einwohnern, wovon 4100 für die staat- 
liche Einkommensteaer pflichtig, betrug die Zahl der Ver- 
mdgenesteueii^flichligen nur zirka 1000. Ueberdies ver- 
steuerten 75 derselben .dn Vermögen von weniger als 
10,000 l<'ranken. 

Die notwondige Folge dieser YcrhältniKse war natürlich 
eine um so sLäriiere Inanspi-uchnaimie dieses ohneiiin geringen 
äteuerkapitales. Der Steuerfuss musste beständig gesteigert 
werden. Im Jahrje 1888 iiatte er die Höhe von 8 7^ 
reicht, während derjenige der übrigen Gemeinden in der 
Regel 6—7 V<h> betrug. 0 Atm Gründen, die sogleich genannt 
■werden sollen, wagte man es niclit, den Steuerfuss noch 
weiter zu steigern, obgleicli die Balancieruiig des liiulgets 
pro 1890, wenn man der Voi'schrift des § 129 des tiemeinde- 
^esetzes streng hätte nachlelien wollen und Icönnen, einen 
Steuerfuss von 15 7«^ erfordert hätte i Die Gemeinde Ausser- 
fiilü stand also trotz ihrem geringen Finanzbedarf vor der 
Unmöglichkeit, mit den vorhandenen Mitteln ihre Bedürfnisse 
zu decken, und hätte unzweifelhaft ihre Zahlungsunfähigkeit 
erklaren niüssen, wenn sie nicht durch ausseror<ieiilliclie Sub- 
ventionen und mehrfache Anleihen von Seiten des Staates, 
die schliesslich den Gesamtbetrag von 950,000 Franken er- 
reichten, provisorisch über Wasser gehalten, worden wäre. 



Frä<(t man nach den Ursachen der Finanzmiscre 
der Gemeinde Aussersihl, so lassen sie sich angesichts der 
mitgeteilten statistischen Daten zunächst auf den Umstand 
zurückführen, dass die wichtigste Voraussetzung des zürcher- 
ischen Gemeindesteuersystems — das Vorhandensein von iin 
Besitze von Vermögen befindlichen Personen — in einem für 
die Bedürfnisse der Gemeinde viel zu geringen Masse gegeben 



') Weniger in WoUishofen (4,ä9 7<x»)> ^^^^ i" Obcrstrass (7,75 7oo) 
und in Wiedikon (8 7«>)- 

-) 5^ 12D, Allsatz 1: „üeliersteifjen die Aiisgal)en einer Redmuug die 
Einualuueu, so ist der Ausfall durch tiemeindesteueru zu decken.*^ 
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war. Es gab zwar auch andere (Temeinden, in denen die 
Zahl der VermögenssteuerpilichUgen in einem nicht viel beesereD 
Verhältnis zur Bevölkerungiszahl stand, aber in diesen wurden 
die Folgen dieses Zustandes wenigstens durch die Grösse der 

steuerpflichtigen Vermögen einigermassen abgeschwächt. In 
Aussersihl aber konnte unrnö^ich durcii eine gesteigerte In- 
anspruchnahme des ohnehin geringen Steuerkapitals Abhilfe 
gescliaften werden. Eine solche Massregel hätte einen Kück- 
gang des Steuerertrages zur Folge gehabt; die wenigen grösseren 
Vermögen hätten die Gemeinde auch noch verlassen. 

Bestand also die unmittelbare Ursache der Finanznot 
Aussersihls in seinem Mangel an vemiöglichen Einwohnern, so 
lag es nahe, sich au diese offenkundige Taisaciie zu lialten, 
sie gewissernmssen ganz isoliert als eiiie die Geiueiride Ausser- 
sihl allein angehende Angelegenlieit zu betrachten und durch 
eine bessere Anpassung des Gemeindesteuersystems an die 
konkreten Verhältnisse eine Sanierung der Gemeindelinanzea 
zu versuchen. 

Diese Auf^issung des Problems als uiterne Angelegenheit 
Aussersihls, die aus naheliegenden Gründen namentlich von 
den l)esser siliüerten Ansgeineinden vertreten Avnrde, zeitigte 
denn auch eine ganze AnzaliL nieiir oder weniger durchführ- 
l)arer Vorschläge. So wurde in einer Flugschrift die Auf- 
hebung der „vor der Staatsverfassung von 1869 unzulässigen 
Steuer Privilegien" gefordert, durch deren Bestand gerade 
der Gemeinde Aussersihl Steuerkapital von bedeutendem Um- 
fang entgehe. Gemeint waren die durch das Bund* sgt setz be- 
treffend die politischen und pülizeiliclien (laraiiLien zu gunsten 
der Eidgenossenschaft vom 23. Dezember 1851 bestellende 
Steuerfreiheit der Militäranstalten, ganz besondos aber das auf 
kantonaler Konzession beruhende Steuerprivileg der schwei- 
zerischen Nordo8tt)ahn für ihre auf dem Gebiete der Gemeinde 
Aussersihl liegenden Immobilien. Auf die nicht ganz leichten 
Rechtsfragen, die sich an diese Vorsciiläge anknüpfen, trat ihr 
Urheber freilich nicht ein. 

Allgemeiner gehalten war das Postulat der Einfiihrung 
einer Gemeiudeehikonuuensteuer, wobei in der lieget an ehie 



^ kjui^ o uy Googl 
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Hefurm des zürcherischen Gemeindeüiiaiizvvesens überhaupt 
gedaclit wurde. fCiae solche Massnahme hätte nun unzweifel- 
haft für eine Reihe von Gemeinden einen erheblichen Fort- 
schritt bedeutet, für Auaseraihl aber keine wesentliche Ver- 
besserung der Finanzlage zur Folge gehabt. Von 4112 für 
die staatüche Einkommensteuer Pflichtigen Einwohnern ver- 
Hteuerten nänilicli 2325 ein Khikoiiiiiieii unter 800 Franken 
und nur 35 ein solches von über 4000 Franken. Es ist klar, 
dass unter solctien Umständen die notwendige Melireiimahme 
von ungefähr 160,000 Franken, wie 8ie das Budget für 1890 
vorsah, sich nicht hätte realisieren lassen. Der Gemeinde 
Aussersihl konnte eben grundsätzlich nicht mehr durch 
eine blosse Aenderung des Gemeindesteuersystems geholfen 
werden, uniUlies deswegen, weil die wirklichen Ursachen 
der Finanznot der ( Gemeinde nicht wie bei vielen andern Ge- 
meinden in einem reformbedürftigen iSteuei"systeui lagen, 
sondern auf Umstände zurückzuführen waren, die nur sie 
betrafen. 

Diese mittelbaren Ursachen nun, deren blosse Folge- 
erscheinung das vom Standpunkt jener unvollständigen Be- 
trachtungsweise als eigentliche Ursache bezeichnete Miss Ver- 
hältnis zwischen Finanz])odai f und Finanzkraft der Getneiiide 
war, lassen sich auf die ehie Tatsache reduzieren, dass die 
durch die moderne Zeit hervorgerufene wirtschaftliche 
Veränderung der Stadt Zürich und ihrer nächsten Umgebung 
bis dahin noch nicht zu einer entsprechenden Umwandlung 
der rechtlichen Institutionen geführt hatte. Wirtschaftlich 
war Zürich mit seinen Ausgemeinden zu einer vollkommenen 
Einheit «geworden, zu einer Industriestadt mit allen ihren 
Merkmalen, wie reilun«:' in Uuartiere von verschiedener An- 
nehmlichkeit, erhebliche Hntei-schiede in der Einkommens- 
verteilung, weit ausgebildete Arbeitsteilung u. s. w. Alle 
innerhalb dieser wirtschaftlichen Gemeinschaft lebenden Per- 
sonen und Klassen waren aufeinander angewiesen, verschafften 
sich gegenseitig Erwerbs- und Absatzgelegenheit und beein- 
llussten sich gegenseitig durch den Stand ihrer Bedürfnisse 
die Höhe iln*es Einkommens. 
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Aber was im Staate, obgleich doch dort (iie wirtschaft- 
liche Solidarität der ADgehörigen naturgemäss in weit weniger 
hohem Grade bestand als in der Stadt, längst geschehen war, 
die Uebertragung der Idee der Solidarität auf das Gebiet des 
Rechtes, speziell des Finanzrechtes, und die enteprechende 
Verteilung? der öffentlichen Lasten, dan war — eigentümlicher- 
weise — innorliall) der faktisch eine Kinheil bildenden Stadt- 
genieinde bis dahin unterblieben. Selbst die Cebelstände 
verwaltungstechnischer Natur (im Bauwesen, Gesundheits- 
wesen, Polizei), die anderwärts, z. B. bei der Erweiterung 
der Stadt Paris ün Jahre 1860, allein schon genügt hatten, 
um die Veremigung euier Gentraigemeinde mit ihren Vororten 
herbeizuführen, hatten nicht vermocht, diesen notwendigen 
Entw i('klun|4s|)i()/.ess zu beschleunigten. I^s niusste zui" gänz- 
liclion lMitl>l(».ssung der initci' diesem Anachronisnnis am 
meisten leidenden Gemeinde von allen Mittehi zui* weiteren 
Durchführung der öffentlichen Aufgaben kommen, bis endlich 
die unumgängliche Notwendigkeit der Gentralisation allgemein 
anerkannt wurde. 

Durch die Petition der Gemeinde Aussersihl an den 
Kantonsrat vom 1. November 1885, in welcher unter Hinweis 
auf Art. 47 Absatz 3 der Kanton Verfassung die Vereinigimg 
Zürichs mit den Ausgemeinden verlangt wurde, war die gesetz- 
geberisciie Aktion eingeleitet. 

Es handelt sich nunmehr darum, ihre Aufgaben speziell 
nach Seiten der finanziellen Fragen zur Darstellung zu brhfigen. 

11. Die fioaBzielleu Seliwierigfcdten 4er VereinigBig. 

Die Fragen ünan/ieller Natur, die sicli aus dem Postulate 
der Vereinigung Zürichs mit den Aut^emeinden ergaben, lassen 
sich im Wesentlichen auf folgende drei Hauptpunkte zurück- 
führen: 

1. War der Umfang der vorzunehmenden Gentralisation 
festzustellen und zwar sowohl der territoriale wie der kor- 

l)orative Umfall^^ da beide Arten der Ausdehnung der Stadt 
für ihren l^inanzhaushalt von erheblichem Einliusssein mussteii. 
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2. War zu prüfen, auf weiche Weise die Finanzierung 
des neuen Gemeinwesens vor sich gehen snllte, und ol) und 
inwieweit an Stelle des bisher aueh für die Stadt geltenden 
allgemeinen Gemeindestettersystema ein spezielles städt* 
isches Steuersystem treten sollte. 

3; 'War die Frage einer weilergehenden Einschränkung 
der Autonomie der Stadt zwecks \ erliülung einer schlechten 
i^lnauzgebarung zu untei'suchen. 

I. Was zunächst dio Frage nach dem Umfang der Ver- 
einigung hetriftl, so bliel) sie weder in terrilorialor noch in 
korporativer üinsicht unbestritten und zwar im einen wie im 
andern Falle aus wesentlich hnanzpolitiächen Gründen. So 
bestritt die GemeUide Wo Iiishofen die Hechtmäs^keit des 
zwangsweisen Einbezugs ihres Gebietes in die Vereinigung 
hauptsächlich aus Furcht vor einer Erhöhung der Steuerlast. 
Es war dies mit Rücksicht darauf, dass Wullishofcn bis daliin 
von allen ( jeineindoii die in dieser Hinsicht am güiisligslen 
situierte war, ^) einigermassen hegi*eiflich, allem die Inter- 
pretation des Art. 47 Ai>8atz 3 der Kantonsverfassung, wonach 
die Aufhebung der Selbständigkeit einer Gemeinde nicht durch 
«inseitigen gesetzgeberischen Akt geschehen könne, sondern 
die Zustimmung der betreffenden Gemeinde zur Voraussetzung 
habe, wai- fieiUch uiiiialtbar mid unterlag auch vor allen In- 
stanzen. -) 

Wesentlich schwieriger gestaltete sich die Frage nacli dem 
korporativen Umfang der Vereinigung. Zwar Hess die 
natürliche Neigung des Kirchenwesens zur Decentralisation 
den Fortbestand der einzelnen Kirchgemeinden von vorn- 
herein als gegeben erscheinen. Umgekehrt fand die Ver- 
einigung der politischen Gemeinden fast ungeteilte Zu- 
stiumimig. Der lLini>czug der Schnlgemeindou war trotz 

') Stetierfass im Jahre 1Ö88 (iiicl. Bürgergcineindon) r in Wollishoffii 
4,5y 'Voo, Kiifie 5,3 "/oo, Zürich 6 %o, l'nterstrass 6 * oo, KiesbucL ö, li>^oo, 
Hottingen 6,5 °/oo, r iuutcru 7,35 "/o«) lürslauden 7,45 *'/oo, Wipkingen 7,6 °/oo, 
Oberstraß 8,75 »/oo, Wiedikon 9 "/oo, Anssersihl 9 «/oo. 

Bundesgericbtl. Entschoidungeu XVII, 622; Bundeßlil. mi IV, 637. 
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der gegenteiligen Ansicht der Anhänger der Parlialceiitralisatiuii 
eigentlich die erste und zwingendste Konsequenz jeder gi-und- 
Bätzlichen Zustinunung zur Anpaasung der finanzrechtlichen 
Inatitutionen an die veränderten wirtschaftlichen Verhältnisse* 
Denn die schwerste Last der finanziell schwächeren Gemeinden, 
insbesondere Ausserdhis, bestand eben in ihrem Schulbudget, 
und ohne Ansgleich gerade anf diesem Gebiete wäre einer 
der Ilauplzw ecke, wenn nicht der Hauptzweclc der Ver- 
einigung, un verwirklicht geblieben. 

Der bedeutendste Vertreter der Idee des Ausschlusses 
der Schuigemeinden von der Vereinigung, Dr. C. Escher, sah 
sich denn auch veranlasst, wenigstens Subventionen der Gentrai- 
gemeinde an die Schulgemeinden vorzusehen — ein Vorschlag, 
der eine!" gnnidsätzlichen Anerkennung der Solidarität der 
ganzen Einwoluiersciiaft hinsiclitlicli der Sclmllast gleichkam 
und sich von dem schliesslicheii Entscheid des (ieselzgeboi-s 
(Einbezug der Schulgemeinden) nur hinsichtlich der Mitlei zur 
Durchführung jenes Grundsatzes unterschied. 

Während es sich also bezQgllch der Schulgemeinden um 
eine reine Zweckmässigkeitsfrage handelte, rief die Frage nach 
der Stellung der Bürgergemeinden sehr tiefgreifenden juris- 
li«chen Meinungsverschiedenheiten. Die praktische Bedeutung 
dieser rechtlichen AuseinanderHetzungen war durchaus finan- 
zieller Natur; es muss daher kurz auf sie eingetreten werden. 
Die Büigergemeinde Zürich besass nämlich Nutzungsgüter im 
Betrage von beinahe V/t Millionen Fr. (abzüglich der Passiven} 
und Stiftungs- und Separatgüter im Betrage von über 5 Mil- 
lionen Fr., während sich dagegen die Nutzungsgüter der übrigen 
Hürgergemeinden zusammen nur auf etwa 400,000 Fr. und die 
Stiftungs- und Separatgüter gar nur anf 73,000 Fr. beliefen. 
Es war daher begreiflich, dass die liiirgerschaft der Stadt Zürich 
einer Fusion auch der bürgerlichen Güter und Stiftungen nicht 
zugeneigt war und dass Versuche, die Sache als Hechtsfrage- 
zu behandeln, nicht ausblieben. Der Stadtrat Zürich liess sich 
daher in der Angelegenheit drei Grutachten erstatten, nämlich 
von den Professoren Andreas Heusler, Fr. v. Wyss und A. v» 
Oielli. 
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A. V, OreUi stellte sich speziell hinsichtlich der Bürger- 
gemeinden auf denselben Standpunkt, den die Gemeinde Wollis- 
hofen beztiglich aller in Betracht kommenden Gemeindeverbände 
•eingenommen hatte — ein angesichts des nicht inisszuyerstehen- 

<ieii Wortlauts des Art. 47 Absut/ 3 der Staatsverfassung offen- 
bar unhaltbarer Standpunkt.*) 

Fr. V. Wyss versuchte durch eine rechtsgeschichtliche 
Darstellung der Entwicklung des Verhältnisses von Staat und 
Oemeinden Art. 47 Absatz 3 der Verfassung dahin zu deuten, 
dass die Tätigkeit des Gesetzgebers bei der Vereinigung eine 
ledlg^ch sanktionierende sei, machte aber ausserdem noch gel- 
tend, dasR der Uebergang der Stiftungsgüter an die erweiterte 
Bürgergemeinde einen Eingriff in bestehendes Privatrecht be- 
deuten würde. Demgegenüber wies nun aber Heusler darauf 
hin, (lass es sich nicht darum liandle, festzustellen, ob ein ande- 
res als das vom Stifter bezeichnete Subjekt dürfe zur Nutz- 
niessung zugelassen werden, — denn das sei zweifellos unzu- 
lässig, — sondern darum, ob durch die Vereinigung wirklich 
-ein von der Stadtbtirgerschaft Zürich verschiedenes Sul)jokt 
geschaffen werde. Und diese Frage verneinte Heusler mit 
Recht. Denn ob die Stadtbürgerschaft sich nur durch iMuzel- 
aufnahmen oder, wie dies bei der Vereinigung gescheiien muaste, 
durch eüie allerdings unfreiwillige ^) Massenaufnalime ins Bür- 
l^errecht vergrössere, und so der wirtschaftliche Wert der Stif- 
tungen für den einzelnen Büiiger langsam oder plötzlich sinke, 
das ist offenbar für die Rechtsfrage ganz belanglos. Wenn 
nur die Bürgergemeinde Zürich als solche d. h. vom Staate 
durch Gesetz hinsichtlich ihres Umfang« bestimmte öffentlich- 
rechtliche Körperechaft weiterbesteht und sie allein (d. h. 



*) Dabei wurde überdies noch übersehen, daag bei der eigentümlichen 
Stellung der Bürgergeiilfeiude ianerhalb der politischen Gemeinde die Ver- 
«inigang der letzteren ohne weiteres anch diejenige der erstereu involvieren 
mosste. 

*) Das Gesetz kennt übrigens auch normalerweise noch andere Fälle 
unfreiwilliger Biirgerrechtsanfnahmen, so in Heimatlosenfölien, ferner wenn 
Kantonsbürger 10 Jahre in einer Gemeinde niedergelassen sind. 
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nicht noch amlero sell>st ä ndij^e öft< iilUch-rechtliche Korpo- 
rationoii) im GeriUMH der Stiftungen l)eliissen wird, dann ist 
dem Willen des Stifters schon genügt. Verletzt wäre er da- 
gegen gewesen, wenn, wie Fr. v. Wyes vorBchlug, die Bürger- 
gemeinde Zürich, so wie sie zur Zeit der Vereinigung bestand» 
speziell für die Nutzniessun«,' der Stiftunt^en in eine privat- 
rechllk'lit' Xulzungskorporalioii umgewandelt worden wäre. 
Dann wäre an Stelle des vom Stifter gemeinten Subjektes 
ein anderes zur Xutzniessung eingesetzt worden, dann hätte 
eine dem Geiste der Stiftungen zuwiderlaufende und vor § 45 c 
des privatrechtlichen ivesetzbuches unzulässige Abänderung der 
Stiftungsstatuten vorgelegen. Ja, streng genommen war auch 
die gesetzgeberische Lösung der Kontroverse, wonach die Se- 
paratfonds und Stiftungen zwar an die Gesamtgemeinde über- 
gelieii sollten, die Nulzniossung aber unter bestimm leu Ein- 
schränkungen (Bildung eines Aeufnungsfonds durch prugi'essive 
Zuöchiisse) während fünfundzwanzig .lahren den Büßern der 
einzehien Gemeinden und ihren Xaclikommen, solange sie Bür- 
ger sind, vorbehalten bleiben sollte, eme Verletzung des Willens 
der Stifter. Denn statt der Stadtbürgerschaft (deren Umfang 
zu bestimmen der Stifter füglich dem Gesetzgeber überlassen 
umssle) wurde durch jene in 6 des Zuteilungsgesetzes ent- 
haltene Bestimmung ein blosser Teil der Sladll)ürgerschaft 
für nutzungsberechtigt erklärt. Immerhin hatte der vom Ge- 
setzgeber hinsichtlich der Stiftungen getroffene Entscheid, wenn 
auch nicht den Vorzug strenger, juristischer Genauigkeit, so 
doch den eines billigen Ausgleichs divergierender wirtschafte 
lieber Interessen. 

In ähnlichem Shine verfuhr man auch bei der Regelung 
der Stellung der bürgerlichen \utzungs<»üter. Hier kameti 
keinerlei pj-iN atreciitliclic Fi'agen in Betracht. War die Ver- 
einiguuj^' der Bürgergemeinden durch Gesetz zulässig, so fielen 
auch die Nutzungsgüter als öffentüches Gut ohne weiteres der 
Zentralbürgelgemeinde zu. Dennoch sah man davon ab, die 
Summe der Nutzung^üter der Einzelgemeinden schlechthin 
für Nutzungsgut der Gesamtbürgergemeinde zu erklären. Da 
die Nutzung für den einzelnen Bürger uiit Bücksicht auf die 



^ kj 1^ o uy Google 



bedeutende Vermehrung der Nulzunt^«berechl igten ja doch nicht 
mehr sehi- reiciilich auHgefjülen wäre, so wurde vorgeschrieben, 
dass die Erträgnisse der Nutzung8güter zur Jb'örderang und 
Aeufnung von Anstalten und Stiftungen zu verwenden sind, 
welche für Zwecke der Jugendbildung, Wohltätigkeit, Wissen«- 
Schaft und Kunst schon bestehen oder noch gegründet werden 
(Zuteilungsgesetz § 4). Den Bürgergenieinden wurde gestattet, 
ilire Nutzungsgüter bis zur Uebernahme der gesainlen Ver- 
waltung durch die Stadt Zürich in Stiftungen umzuwandeln, 
jedoch nur unter Einhaltung der erwähnten gesetzlichen Zweck- 
bestimmung der Nutzungsgüter und unter der Bedingung, dass 
der Grenuss dieser neuen Stiftungen an. die Gresamtbürger- 
gemeinde übergehen sollte (Zuteilungsgesetz g 5). 

IL Nachdem so der Umfang der vorzunehmenden CentraU- 
sation nach allen Seilen feslfjestelli war. konnte man zur Fi na n- 
zierung der neuen Stadtgemeinde sciu'eiten. Das war nun 
eine Au^^abe, die sich aus zwei Gründen einer exakten Lösung 
entzog : emerseits nämlich war es schwierig, den Finanzbedarf 
der neuen Gemeinde abzuschätzen, anderseits waren der dem 
Steuersystem zu gebende Umfang tmd sein voraussichtlicher 
Ertrag keineswegs abgeklärte und unbestrittene Punkte. Mit 
der Ermittlung des ersten P^iktors befassten sich verscliiedene 
y,Zukunl'thudgets'% deren Vertassor hei aller Abweichung der 
zahlenniässigen Fixierung doch übereinslimniend betonten, dass 
die Höhe der städtischen Ausgaben durch die Vereinigung euie 
beträchtliche Steigerung erfahren werde. 

Dr. C. EBCher berechnete den Mehrbetrag d. h. die Diffe- 
renz zwischen der Summe der Ausgaben der Einzelgemeinden 
und dem voraussichtlichen Ausgabenbetrag der vereinigten Ge- 
meinden funlei" Voraussei/.im'g einer Tolalcentralisiition) auf 
600,000 Fr. jährlich, während der regierungsrätlidie Bericht 
zum Zuteilungsgesetz für das erste Rechnungsjahr zwar nur 
560,000 Fr. Au^gabenerhöhung vorsah, dagegen, von der An- 
sicht aui^ebend, dass die vorzunehmenden Verbesserungen im 
Schul-, Bau- und Polizeiwesen ersi einige Jahre nach der Ver- 
emigung ausgeführt werden könnten, für das fünfte liechnungs- 
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jähr eine Mehransfrjiyie von 850J)iK) Fi'. 1 nidgetierte. Hätte 
man nun da« bLsherii^^o all^^rmeine GenieindeHtcncrsystem auch 
für die neue Stadl hesteheu lassen, so hätte diese Ausgabe- 
vermebrung nicht anders gedeckt werden Icöimen, als durch 
«ine Erhöhung des Steuerfusses auf nicht unter 8 7m. Das 
hätte also eine Generaliderung der Aussersihler Steuerverhait- 
nisse auf die ganze Stadt bedeutet und wäre jedenfalls ein 
angesichts der dort gemachten Erfahrungen keineswegs em- 
pfeiüenswerles Kx|)oiiment gewesen. Eis mussten also neue 
lünnahmequellen gesucht werden. 

An Voi-schhigen feiüte es nicht; freilich waren nicht alle 
von gleichem Wert. So regten sich im Kantonsrat Stimmen, 
welche die gespannte Finanzlage der Stadt Zürich zum Aus^ 
gangspunkt einer kantonalen, ja eidgenössischen Aktion machen 
wollten, in(]eni sie nämlich entweder verlangten, der Kanton 
solle einfach den Ausfall ü})ernehmen und .sich seinerseits durch 
einen Finanzausgleich mit dem Bunde schadlos halten, oder 
aber indem sie — eine etwas klarere und genaneie Durch- 
arbeitung der gleichen Vorstellung — die Abtretung eines Teiles 
der staatlichen FinanzqueUen an die Stadt und Deckung des 
Ausfalls im Staatshau^alt durch ^neue zu Gunsten der Kan- 
tone einzuführende Bundesmonopole** vorsehlugen. Als Objekte 
solcher Rundesmonopule wurden namentlich der Tahak und 
der Zucker genannt, beides Steuerohjekte. die aus sleuertech- 
nischen wie aus volkswirtschaftlichen Gründen wesentlich ge- 
samtstaatlicher Natur sind und auf welche die Kantone vom 
Standpunkt eines rationellen Finanzaußgleiclis daher auch keinen 
Anspruch haben. 

Andere Vorschläge, wie Einräumung eines Anteils am 
Ertrag der Erbschaftssteuer, Erhöhung des Gemeindeanteils 
am Ertrag des Jagdregals, stellten die Frage schon eher auf 
den Hoden, auf den sie geli<irtf\ inrlein ihre Ausfiihrung den 
Haiunen eines kantonal-kommunalen Finanzausgleichs nicht 
überschritten hätte. Da aber auf Seiten des Kantons keine 
grosse Lust herrschte, die Staatsfinanzen in dieser Weise für 
die Finanzierung der Stadtgemeinde heranzuziehen, musste man 
sich schliesslich doch dazu verstehen, aus der Fhianzkraft der 



— 17 — 



Oeuit^iiido selbst die n()tij^Tn neuen Kimiahiueu zu scliaitpii. 
Der Hegieruiigsrat hatte daher schon am 14. Juni 1889 dem 
Kantonsrat einen Entwurf zu einem Gesetz betretend die 
Einkommensteuer der Gemeinden unterbreitet Die Ein" 
fögung dieser neuen Steuer in das Gemeindesteuersystem sollte 
in der Weise geschehen, dass die staatliehe Einkommens- 
steuer unter l)estiiniiitcn Voraussotzunp^en (in der Hauptsache 
die Höhe des Verniöofenssteuerfusst'.s iieLrcifeiid) von Seilen 
der Gemeinden mit Zuschlägen für ihre eigenen Bedürfnisse 
«ollte belegt werden können. Diese fakultative Gemeinde- 
einkommenssteuer, die nach dem Entwurf des Hegierungs- 
rates für alle Gemeinden eine subsidiäre Einnahmequelle 
bilden sollte, wurde dann von der kantonsrätliehen Kommis- 
sion für die Stadt Zürich zu einer obligatorischen Ein- 
ualuneifuelie gemacht und vuni Kantonsrai in dieser i^'orm 
•angenoi innen. 

Durch die Anfügung von fünf weiteren iSteuern von ge- 
ringerer Bedeutung, nämlich der Feuerwehrersatzsteuer, der 
erhöhten Mannssteuer (an Stelle der bisherigen Haushaltungs- 
«teuer), der Iiüetwertsteuer, des Zuschlags zur staatlichen 
Hundesteuer und des Zuschlags zur staatlichen Handänderungs- 
steuer an die als Haupteinnahmequellen gedaditen Vermögens- 
und Einkoniinonssteuern wurde das städtisclie Steuersystem 
vervollständigt. Sein voraussichtlicher Gesamtertrag entsprach 
ungefähi* dem durch Steuern zu deckenden Teil des Fiiianz- 
bedarfes im Betrage von 3 7« Millionen Franken, so dass von 
der Einführung weiterer Einnahmequellen vorläufig abgesehen 
werden konnte. 

III. Der dritte auf den Finan/.iianshalt der Stadt l>ezüg- 
liche Punkt, dessen Kegelnng der ( josetzgebnng oblag, heliaf 
die der Stadt einzuräumende Finanz au ton omie. Bis da- 
hin hatte die städtische Finanzgebarung den Vorschriften des 
allgemeinen Gemeindegesetzes vom 27. Juni 1875 unterstanden. 
Die staatliche Finanzkontrolle bestand demgemäss in der 
Prüfung der üebereinsthnmung der Rechnungen mit den gesetz- 
ücben Vorschriften betreffend Erhaiiunj^ der Staiimigütei-, sinii- 

2 
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^emäääo Verwaltung der SÜltungeii, periodische Invenlari- 
«ationen etc. 

Nun zeigte aber die GemeindefinanzstatistilC) dass die 
bisherige Organisation der staatlichen Finanzkontrolle nicht 
im Stande war, die Durchführung dieser gesetzlichen An- 
forderungen an die Finanzgebarung iler Gemeinden zu er- 
zwingen. 

Für Zürich und seine Ansgcmeindcn oigaben im Jalire 
1888 gemachte Erhebungen folgende Kesuitute: 

Ausweis über die Deekiing der Sfanungdfer. 



A. Ki H wolinnrjioin p i n d oii. 



6em«ind«n 


EMtolSSS 


Ueberschuss der 
reellen Aktiven C-^) 
btnr. PlMlven (-) 


Gegenüber dem 
ätainmgut : 
D«fhtt 




Fr. 


Fr. 


Fr. 


1, Zürich . . . . 


.3,245,403 


— 6,061,723 


9,297,126 


2.Au8sersilü . . . 


118,041 


- 1,529,880 


1,647,921 


3. Enge 


153,215 


— 543,649 


696,864 


4, Fluntern . . . 


103.899 


— 356.761 


460.160 


5. Hirslanden . . . 


184,081 


— 184,764 


36S.845 


6. Hu Hingen . . . 


169,782 


— 663,085 


832.867 


7. Neuniün8ter(S«LSfll.) 


3,728 


— 24,969 


28.697 


8. Oberstrass . . . 


116,307 


— 200,739 


317,046 


9. Biesbach . . . 


330,720 


— 1,396,244 


1,726,964 


10. Untersirass . , . 


204,441 


— 243,212 


447,653 


ll.Wiedikon , . . 


348,185 


— 223,142 


571,277 


12. Wipkiijgeii . . . 


110.699 


— 38.44? 


149,146 


13. WoUisbofen . . 


143,643 


-i- 28,443 


115.100 


Total 


5,231,494 


—11,428,172 


16,659,666 
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R. Rür«:er<2;emeindeii. 



Gemeindaii 


Cndt 1888 


Ueberschuss der 
reellen Aktiven Uber 
die PftialvM 


Gegenuber dem 
Stmmgiitltobtf^ 
tchuM oder 
Oefisit 




Fr. 


Fr. 


Ft. 


1. Zürich . . i . 


2,250,480 


2,391,342 


+140,862 


2. Aussersihl. . . 


43,720 


38,676 


— 5,044 


3. Enge .... 


80,605 


75,820 


— 4,785 


4. Flunteni . . . 


126.256 


163,397 


+ 37,141 


5. Hirslanden . . 


48.241 


51,070 


+ 2,829 


6. Hottingen . . 


169.ii84 


187,359 


+ 17,375 


7. Obei-strass . . 


127,039 


126,826 


— 213 


8. Riesbach . . . 


66,200 


71,029 


+ 4,829 


9. Untersirafis . . 


120,761 


158,643 


+ 37,882 


10. Wiedikon , . . 


90,186 


97,253 


-f 7,067 


11. Wipkingen . . 


25,797 


27,342 


+ 1,545 


12. WoUishofen . . 


45,069 


57,754 


+ 12,685 


Total 


3,194,338 


3,446,511 


+ 252,173 



Während also bei den Bürgergemeinden die Stammgüter 
im Gesamtbetrag von 3,1 Millionen Fi-anken durch den l'eher- 
schu88 der reellen Aktiven des Gemeindegntes über die Pas- 
siven im Betrage von 3,4 Millionen Franken vollkommen ge- 
deckt waren und die Vorschrift des § 108 des Gemeinde- 
geaebses, wonach die Stammgüter ungeschmälert zu erhalten 
sind, hmsichtlich dieses Teiles der öffentlichen Güter demnach 
befolgt worden war, helief sich der Ueberschuss der Passiven 
der Einwohnergenieinden über die reellen Aktiven auf über 
11 Millionen Franken ; da nun aber die im Soll 5,2 Millionen 
l*Yanken betragenden Stamingüter längst verschwunden waren, 
80 bestand vor ^ 108 des Gemeind^esetzes ein Gesamtdefizit 
von über 16 Millionen Franken. 

Die neue Stadtgemeinde trat also unter keineswegs er- 
freulichen Fmanzverhältnissen ins Leben. Eine über das 
allgemeine (Sememderecht hinausgehende Einschränkung der 
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Fiiuui/autonomie Hchiou daher geboten. Der Staat konnte 
nicht zulassen, das.s der Hauptteil seiner eigenen Finanzkraft 
der Hchrankenlosen Nuizbannachung durch eine einzige Ge- 
meindegewait überlassen bleibe. 

Indem man daher die Frage nach der Einschränkung der 
Bewegungsfreiheit der Stadt hinsichtHch ihrer Fuianzgebarung 
bejahte, schritt man zur Aiifetellung von Vorschriften, welche 
durch verHchärfLe Anforderungen die nötige (i;naiitie für eine 
gesunde Finanzwirtschaft bieten sollten. Die ausfiilirliche 
Dai-steilung dieser gesetzlichen Bestiiumungen fällt auf den 
Abschnitt, der von den Beziehungen zwischen Einnahnnen und 
Ausgaben handelt. Ebenso kann auch erst dort auf die Frage 
eingetreten werden, inwiefern diese Vorschriften gegenüber 
dem Gemeindegesetz tatsächlich eine Verschärfung bedeuteten. 
Hier sei nur erwalniL dass sie in der Hauptsaclie in genau- 
eren und ausführlicheren I^estiinniungen ül)or die Aiifnaliuie 
und die Tilgung von Schulden, über die Bestreitung der ausner- 
ordentlichen Ausgaben und über die zur Sicherung der K'm- 
haltung der gesetzlichen Anforderungen zu oi^ganisierende staat- 
liche Finanzkontrolle bestehen. 
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Zweiter A.bscli.nitt. 



Der städtische Finanzbedarf. 



Der Finanzbedarf der Stadt Zürich zerfällt wie der jeder 
anderen Finanzwirtschaft in ordentliche und ausserordentliche 

Ausgaben. Die folgenden Zusammenstellungen geben über die 
EiiLwicklung beider Kategorien in den Jahren 1893 — 1903 
Aufschluss. Kiiie I >arstplhin<]: der die Höhe des Finnii/l)edarfe8 
bestimmende 11 Wn waltuiigseinriciiliingen würde selbstverständ- 
lich zu weit führen und den Kähmen dieser Ari)eit über« 
schreiten. Es wird höchstens im letzten Abschnitt unter dem 
Gesichtspunkt der Finanzpolitik auf einzelne Ausgabeposten 
zurückzukommen sein« 



1. Der orüeuüicbe FittaDzbedarf. 

Die Gesamtausgaben der Stadt Zürich beliefen sich 
im ordentlichen Verkehr in den Jahren 1893 — 1903 auf 

folgende Summen: 



Jahr 

1893 
1894 
1895 
im') 
1897 
1898 
1899 
1900 
1901 

1902 Budget 
1903 



Höhe der Gesiimtansgaben 
in Franken 



7.601,553 
8,222,562 
8.927,137 
9.812.350 
10,288,807 
11,973,240 
12,283,406 
12.923,350 
13,172,316 
13,468,620 
13,152,510 

Das städtische Ausgabenbudget hat sich also im ersten 
Jahrzehnt des Bestehens der neuen Stadtgemeinde nahezu ver- 
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doppelt. Während im .Talire 1894 (städtische Volkszähluiig 
am 1. Juni) auf den Kopf der ortsansässigen Bevölkerung eine 
städtische Aufgabe von 67 Fr. kam, wurden im Jahre IdOO 
(eidgenössische Volkszählung am 1. Dezember) pro Kopf der 
Wohnbevölkerung 85 Fr. aufgewendet. 



N;ich Verwaltungsgebieten betrachtet ergeben sich für 
die Jahre 1893—1903 folgende Daten. 
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831 


2.03S 


527 


1,545 


2.1 3() 


412 


109 


37 ' 


1894 


1."i7 


5.379 


525 


l.f)5S 


2.023 


422 


121 


35 


1895 


1Ö9 


2,248 


588 


1,744 


2,291 


452 


138 


34 


1896 


170 


2,139 


676 


1,846 


2,538 


578 


159 


36 


1897 


178 


2,093 


360 


1,929 


2,586 


748 


186 


37 


1898 


213 


2,635 


423 


2.081 


2.9H9 


754 


209 


37 


181)9 


198 


4.26:)"» 


421 


2.217 


3,221 


791 


231 


40 


1900 


208 


4.579 


414 


2.338 


3.384 


852 


248 


43 


r.M!i 


195 


4.783 


420 


2.425 


3.201 


865 


252 


42 


1902 


179 


5,048 


436 


2,483 


3,168 


920 


255 


44 


(Budget) 


















1903 


181 


4,757 


423 


2,537 


3,116 


93G 


259 


44 

















') E.xklusive Provisionen der Notare für Erliebung der Handänderungssteuer. 
^) Ueber die Uriiachen des plötxlicben Anwachsens dieses Postens siebe Al>- 
■ebnitt IV. 



Die bedeutendsten Ausgaben Vermehrungen fiillen danach 
auf den Schuldendienst (ca. 2Yt Millionen mehr im Jalire 1903 
als im Jahre 1893), femer auf das Schulwesen (1 Million 
Franken), das Bauwesen (1 Million Franken) imd auf das 

Pülizciwesen (\2 Million Franken). 

II. Der aiisserordoniliehe Finaiubedarf. 

Im ausserordentlichen Verkehr verlief die Entwicklung 

des Fiuanzbedurls in den .Jalnen 1893 — 1903 folge ndenuctsbea: 
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Jahr 

1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 
1901 
1902 

1903 (Budtfetj 



Ausgaben iu Frunkeu. 

2,256,347 
2,075,850 
1,616,299 
2,463,612 
2,819,703 
3,039,961 

. .4,82'». in? 

4.313.Ö97 
2,910,250 
2,129.437 
3,063,800 



Seit dem Jahre 1898 eriolgt, wie im 4. Abschnitt näher auszu- 
führen seud wird, die Yerziosung derRücIsaGhlSge der Neubauten- 
rechnung in dieser selbst, so dass sich die Steigerung der Aufgaben 
«eit jenem Zeitpunkt teilweise ans diesem Umstand erklärt 

im Uebrigen sel/eii sie Ii die Ausgaben des ausserordent- 
lichen Verkehrs ziini weitaus grössten Teil aus den Auf- 
wendunf^en für ausserordentliche Bauten zusammen; au j^u össeren 
Subventionen nennen die Recimungeu nur 245,000 Fr. im 
Jahre 1896 als Entschädigung an die Nordostbahn für die 
rechtsufrige Zürichseebahn und Je 150,000 Fr. in den Jahren 
1894 und 1895 für die neue Tonhalle. Der Rest verteilt 
sich in folgender Weise auf Tiefbau und Hochbau: 



Jahr 


Tiafbftii in 1000 Fr. 


Hoohbaa In 1000 Fr. 


1893 


515 


1,741 


1894 


320 


1,051 


1895 


411 


1.043 


1896 


942 


1.202 


1897 


1,539 


1.280 


1898 




1.463 


1899 


2.7()J 


1,944 


1900 


2,491 


1.4f)5 


1901 


1,515 


1,160 


1902 


1,107 


663 


1903 (Budpfet) 


1.753 


991 



Beide Ausgabeposten steigen demnach entsprecliend deui 
raschen Aufschwung der Stadt Zürich bis zum Jahre 1899 
schnell an, um von diesem Zeitpunkt an mit dem Rückgang 
der Bevölkerung und der allgemeinen Bautätigkeit zu ^nken. 



Dritter Abselnnitt 



Die städtischen Einnahmequellen. 



A. Die ordentliehen Einnahmen. 

Die ordentlichen Einnahiaen der Stadt Zürich «gliedern 
sich in Erwerhseuikünfte, Gebühren und Bussen, Steuern, 
Staatssubventionen; dazu kommen noch eine grössere Anzahl 
diverser Einnahmen wie Beiträge von Anstössern für Strassen- 
arbeiten, Entachädijjfungen von Kanton und Bund etc. Das 
Verli;iltiiis. in welchem diese sechs Ivategorien zur Dockiin^ 
des städtischen Finanzbedarfcs im Jahre 1893 und im Jahre 





18W 


tsoa 




Betrag in 
IWX» Fr. 


in •/• 
d«rOM«mt- 
einnähmfin 


Betrap: iti 
lÜÜU Fr. 


in V« 
der Gwamt- 
oinnahinen 


1. Erwerbseinkünfte . 


1,505 


20,0 


3.486 


26,9 


2. Gebühren .... 


457 


6,0 


951 


7.5 




32 


0,4 


82 


0,6 


4. Steuern .... 


4,608 


61,0 


6,623 


51,2 


5. Staatssubventionen. 


505 


6,7 


1,029 


7,9 


6. Beiträge Privater u. 










Diverses .... 


444 


5,9 


772 


5,9 


Total 


7,551 


100,0 


12,943 


100.0 



Der Anteil der einzelnen Einnahmequellen an der Deckung 
des städtischen Finanzbedarfs hat sich demnach seit dem Jahre 
1893 beträchtlich verschoben. Insbesondere spielen die Steuern 
trotz einer Zunahme des absoluten Steuerertrages um 2 Mil- 
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liDiieii Franken im Jahie 1903 eine relativ eiiielilich j^eringere- 
Holle im Maauzhaushalt als im Jahre 1893. (51,2 ^/q gegen 
6L yo). Dagegen haben fast alle anderen Kategorien an Be- 
deutung gewonnen, vor allem die Erwerbseinkünfte und die 
Subventionen. 

I. Die ErwerbseiiiiaDne. 

I. Die Krwerl)seinkünfle der Stadt /üricli bestehen aus 
dem Krtrag dei" aii;^fele{/leii Kapitalien, der Liegenschaften (in- 
klusive Waldungen) und der als besondere Unterneiimungen" 
bezeichneten Kommunalbetriel)e. (Gaswerk, Wasserversor- 
gungsanlage, £iel£trizitäiswerk, Strasaenbahn, Materialverwal- 
tung und Abfuhrwesen.) 

1. Aktivkapitalien: An Kapitalien waren am 
Schlüsse des Rechnungsjahres 1901 zu Gunsten des Gemeinde- 
gutes 5,932,000 Fr. in Wertsch rif t e n an<;elpgl. Der Ertrag 
belief sich in deiuseilten .lalire auf i imd 238. ÜOO Fr,, die durch- 
schnittliche Verzinsung denniach unter der Voraussetzung, das» 
das ganze Jahr hindurch die Höhe der angelten Kapitalien 
ungefähr die gleiche war, auf 4 Prozent. Die vorüber- 
gehende Geldanlage (Kontokorrent-Debitoren, Wechsel} 
ergab 105,900 Fr. 

Die Art der Anlage ist im Vergleich zu den von den 
Pinanzvei waltuiigen der Kantone und der Eidgenossenschaft 
befolgten Grundsätzen weniger rigoros. Die starke Vertretung 
von lokalen Transportwerten (Aktien und Obligationen im 
Gesamtbetrag von ca. 400,000 Fr.) von teilweise nicht über 
jeden Zweifel erhabener Sicherheit findet allerdings ihre ge- 
nügende Erklärung in dem Yeiicehrsinteresse der Stadt an 
den betreffenden Transportunternehmungen (Sihltallmhn, Uetli- 
bergbahn. Industrietiuartiei-strassenbahn, Zentrale Züiiciiberg- 
bahn, Züricli-Oerlikon-Seebach, Zuiich-Höngg). 

2. Liegenschaften: An realisierbaren Liegenschaffen 
führt der Vermögensausweis vom 31. Dezember 1902 23,3 
Millionen Franken auf. Inwieweit sie auch einen £rtrag ab- 
werfen, geht aus den amtlichen Daten nicht mit ganzer Deut- 
lichkeit hervor. Der Gesamtertrag der Liegenschaften belief 
sich nach Abzug der Verwaltungskosten auf rund 250,000 Fr. 
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3. K <) in iiuuialbe triebe: An Konmmn;illieliiel)en be- 
sitzt die Stadl Zürich ein Ganwei-k, ciiip \\';uvserv<M'sorgunt;, 
«in Elektrizitätswerk, Strassenbahnen, eine Materialverwaltung 
und eine Aiifuhranstalt. 

Die Frage, ob das in diesen Unternehmungen investierte 
Kapital als Finanz vermögen anzusehen ist oder als Yerwaltungs- 
vermögen, ist insofern nicht unmittelbar klar, als die Natur 
aller dieser Unternehmungen eine doppelte ist: Einerseits 
sollen sie für die Stadt ein finanzielles Erträj^iiis nbwei-fen, 
anderseits sollen sie w iclili^e öttenüit lie Bedürfnisse befriedigen. 
Die Zweckbestimmung kann also, da llnanzielle Zwecke und 
Zwecke der inneren Verwaltung konkurrieren, nicht zum Kri- 
terium gemacht werden. Ebensowenig ist aber die Tatsache, 
dass ein Verwaltungszweig einen mehr oder wenigei* «^n assen 
Belrielisöberscbuas liefert, für «ich allein hinreichend, um das 
daiin investierte Kapital .ils Eiuaii/vcnnrij^M^n zu erklären. 
Es niüsstcn sonst Verwaltun^zwei</e. denen je<le Absicht auf 
Erwerb fremd ist, wie z. B. die Badansluiten, als Finanz« 
vei-mögen repräsentierende üniemehmungen angesehen werden. 
Dagegen dürfte zu einer Ausscheidung des Finanzvermögens 
vom Verwaltungsvermögen sich am ehesten eine Kombination 
heider Momente eignen, in der Weise, dass als Finanz- 
vermögen nur diejenigen Unlernehmun^'en hetiachtet werden, 
deren Sondcrstellnn«^ im städtischen Hecininn«^s\vesen auf das 
Vorhandensein linanzieller Zwecke (neben anderen) hindeutet 
und deren tatsäclüiche i^eiricbsergcbnisse zugleich beweisen, 
dass der Erwerbszweck noch den Vorrang vor den Zwecken 
der inneren Verwaltung behauptet 

Vor diesem Standpunkt aus kommen als erwerbende Kom- 
munalbetriebe von vornherein nur die sogenannten besonderen 
l'nterneh nmngen in Betracht. Zu dieser l'^insclir.inknng tritt 
aber <lnnn noch eine weitere, indem nämlich das Al)fulirwespn 
und der Schlacht- und Viehhof im Haid keine Betriehsüber- 
Schüsse liefern. Die Besorgung des Abfuhrwesens erfolgte von 
189S--1896 innerhalb der fünften Verwaltungsabteilung („Ge- 
sundheÜBwesen'^); erst seit 1897 ist ihr die Stellung einer be^ 
sonderen Unternehmung mit Spezialrechnung eingeräumt wor- 
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den, wofür allerdings — im Gegensatz zu den andern Unter- 
nehmungen — die grosse Ausdehnung dieses Verwaitungs- 
Zweigs hesümmend gewesen ist und keineswegs die Absicht 
des Uebergangs zu vorwiegend finanzwirtschaftlichen Verwal- 

iungsgi-undsäizen. Das Unternehmen ergibt nach wie vor 
Betriebsdelizite iiml nach dein l'rteil Dr. C. Eschers^) wird 
auch die zu errichtende Kt'liriciitverbrennun<jr>^anstalt hierin 
keine Aenderung herbeiführen. Das im Aidulirwesen inves- 
tierte Kapital wird daher wohl definitiv als Verwaltungsver- 
mögen anzusehen sein. 

Dagegen könnte sich das zu errichtende centrale Schlacht- 
haus sehr wohl zu einem produktiven Unternehmen entwickehn, 
Kofern die Schlachthausgebühreii auf entspreclieiider Höhe ge- 
halten werden. Zur Zeit ist freilich von einer solchen Kinnahme- 
quelle noch keine Hede und das im Schlacht- und Viehhot inves- 
tierte Kapital vorläufig noch vom Finanzvermögen auszuscheiden. 

Es bleiben somit als Erwerbseinkünfte liefernde Kom- 
munalbetriebe nur das Gaswerk, die Wasserversorgung, das 
Elektiizitätswerk und die Materialverwaltung übrig. 

Eine DarsteUung der Organisation und Verwaltung dieser 
ünternehniunf:^on fällt nicht in den Kreis dieser Abliaiidlung; 
<?s genügt vielmehr auf ihre liiianzielle Bedeutung mit einigen 
Daten hinzuweisen. 

Die Rechnungen des Jahres 1902 eigeben hierüber folgendes* 



Buchwert 
am 30. Nov. 
1902 



Betriebs* 



Betriebs- 



Reinertrag 



iUiMlirt 


In •/• 
dM 
Buch* 

wertes 


Pr. 




563,110 


6 


492,268 


6.6 


178,731 


5^ 


81,'276 


1,01 


i»,152 


1,6 



1. Qaswerk 

2. Wasserreraorgimg. 

3. ElektrUsitfttswerk . 

4. StraaBenbahn . . 

5. MaterialTerwaltuDg 



Fr. 
9,280,983 
7,456,603 

3,200,154 
8,033,393 
562,264 



Fp. 

4,111,286 
1,281,321 

1,114,459 
1,315,9652) 
765,086 



Pr. 
4,674,395 
1,773,589 

1,293,190 
1,397,053 
774,188 



') „Finanzhaushalt der Stadt Zürich" S. 30. 

Die Betriebsausgaben sind hier in gleichem Sinne gefasst wie bei 
den andern Unternehmungen, d. h. also mit Inbegriff der jfür Verzinsung 
und Abschreibungen erforderlichen Summen. 
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Bei Beurteilung dieser Betriebsergebnisse Ist vor allem 
wohl zu beachten, dasB sämtliche Unternehmungen ihr Anlage- 
kapital der Stadtkasse verzinsen und zwar in der Regel zu 
47of 80 dass also bei Befolgung der bei den Aktiengesellschaften 
üblichen Rechnungsweise die Reinerträgnisse beträchtlich höher 
wären, iiänilich 10 l>eiin (iaswork. 10.6 °/ü bei der Wasser- 
vel•sorglnl^^ 9.n'^/o beim Jileklrizitalswerk, 5.01% bei den 
Straäsenbabneu uud 5,6 ^/o bei der Material Verwaltung. 

Das absolute Erträgnis der Konununalbetriebe der Stadt- 
Zürich kann also als im Ganzen günstig, teilweise sogar glänzend 
bezeichnet werden. Einigermassen befremden muss dagegen 
die Tatsache, dass liinsichtlich der Intensität der tiskalischen 
Ausbeulunt^ die einzrlneii l ■Mterneiinuui<^pn in einem Verhält- 
nis zu einander stehen, wie man es eigentlich nicht ei'warten 
sollte. Zu oberst steht mit 6,6 7o Heinertrag das Wasserwerk,, 
hierauf folgt das Gaswerk {ß^/o), dann das Elektrizitätswerk 
(5,5 Vo) lind schliesslich die Strassenbahn mit Iftl^/o,^) 

Stellt man nun aber die Konnnunalbetriebe hinsichtlicli 
des InteoBitätsgrades dov Ihianziellen Ausbeutung in derjenigen 
Rangordnung auf, weiche bei Zugrundelegung des bekannten 
ünanzwirtsfhaftlichen Prinzips, dass der Intensitätsgrad der 
finanziellen Ausbeutung in umgekehrter Proportion zur Grösse 
des öffentlichen Interesses an dem betreffenden Verwaltungs- 
zweig stehen soll, als die gegebene erscheint, so wird die An- 
wendung dieses Grundsatzes auf den konkreten Fall folgendes- 
liesultal ergeben müssen: 

1. Strassenbahn. 

2. Elektrizitätswerk. 

3. Gaswerk. 

4. Wasserversorgung. 

Bei der Lieferung von Wasser und Beleuchtung als un- 
erlässlichen öffentlichen Bedürfnissen wird offenbar die Betonung 
des finanziellen Zwecks relativ weniger angebracht sein als- 



*) Vo!i der Matcrialvc^rwaituiig kann, da sie mit dem Publikum nur 
wenig in Berührung tritt, hier abgeBehcu werden. 
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bei der J)arbietuiig t inea Traiisporldienstcs vuu mehr uiler 
weniger luxusartigem Charakter. 

Demnach ergibt ein Yergleicli der tatsächlichen und 
4er f inanzwirtschaf tl icli richtigen Hangordnung der frag- 
lichen Kommunalbetriebe folgendes Resultat: 

TbatsichliiAe Ramgordniuig. FtnaazwiftBohaftliidi richtige Rangordnimg. 

1. Wasserversorgung. 1. Straasenbahn. 

2. Gaswerk. 2. Elektrizitätswerk. 

3. Elektrizitätswerk. 3. Gaswerk. 

4. Strassenbahnen. 4. Wa>>s( rversorgung. 
Die beiden Keilien verlaufen also direkt umgekehrt: die 

ätadt liefert der Einwohnerschaft das unentbehrlichste Gut, 
das sie zu vei^eben hat, das Wasser, relativ am teuersten, 
dasjenige aber, das am ehesten entbehrt werden kann, den 
Transport auf der Strassenbahn, relativ am billigsten. Und 
dabei sind nicht etwa die Abschreibuii^^en bei den Strassen- 
bainien am grössten. Sie betrugen im .Jahre 1902 nur 125.000 
Fr., d. h. etwa 1^/2 % Anlagekapitals, während das Klek- 
trixitätswerk ö 7«» Wasaerversor^nin*]^ 3 7» Gas- 
werk 4 7o von der Gesamtsumme der Bauausgaben bis Ende 
1901 abschrieben. 

lYotzdem also die Strassenbahnuntemehmung am inten- 
sivsten sollte ausgebeutet werden, bleibt der Reinertrag dieser 
linternehmunfr nicht nur hinter demjenigen der übrigen Be- 
triebe ziiriii'k. suncioni es ertol<j:t dies auch noch unter Ilm- 
ständen, welche dem Stra8senl)ahnwe8en erst recht die erste 
Stelle unter den städtischen Kommunalbetrieben einräumen 
sollten. Es wird im letzten Abschnitt auf diese Tatsachen 
noch unter dem Gesichtspunkt der Finanzpolitik zurückzu- 
kommen sein. 

II. Die Gebllren aai Bvssei. 

1. Die Gebühren. Der Ertrag der von der Stadt Zürich 
bezogenen Gebühren belauft sich nach dorn Voranschlag für 
1903 auf ca. 961,000 Fr. Davon fäUt ein Drittel auf die 
Rechtspflegegebühren (Friedensrichter- und Betreibungs- 
ämter) und zwei Drittel auf die Verwaltungsgebühren. 
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Ijiter den Verwaltiingsghühron tielnneii nach Zahl und 
liuaii/iellor Bcdeutiiug die all^^^oiueineii Gebühroii fSchreib- 
uad Ausfertigungsgebühren) mit etwa 21,000 Fr. einen weit 
besclieideneren Platz ein als die speziellen Verwaltung 
gebühren (Ertrag ca. 625,000 Fr.). Die Pflichtigen Akte, an 
die sich die Erhebung dieser letzteren Gebühren knüpft, sind 
äusserst zahlreich, lassen sich indes in drei Haupi^Tuppen zer- 
legen, nämlich Erteilung von Konzessionen, Vornahme von 
Ivunlrollnuissnahnien und Henülzuiig offonllicher Einrichtungen. 
Hienach gruppiert, gesbdlet sich der Bestand der speziellen 
Verwaltungsgebühren der Stadt Zürich folgendermassen : 

a) Gebühren für Erteilung" von behördlichen Be- 
willigungen. Hausierer, Schaustellungen, Ausverkäufe, patent- 
Pflichtige Produktionen, Placierungsinstitute, Tanz- und Frei* 
nächte, Bezug von Neubauten, Erstellung von Privatgeleisen, 
Anlage von elektrischen Starksliomleitungen. 

1)) Kontrollgebühreu: xVnnieldnn^^ für Wirlschaftspa- 
tenie, Feuerschau, (ierüstkon trolle, Einwohner- luid Militär- 
kontrolle, Fieischschau, Vielischau, Baupolizei, Häuserkontrolle» 

c) Gebühren für Benützungöffentlicher Anstalten: 
Bestattungswesen, Marktgebtthren, öffentliche Wagen, für Be- 
nützung öffentlichen Gmndes, Schiessplätze, chemisches La- 
boratorium, Desinfektionsanstalt, Notkrankenstube, Schlacht- 
häuser, Hadanstalten, öffentliche Aborle. städtisches Arl>eiti=^ 
anit, Daiupfbootianduugsstege, Industriegeieise, Vormundschafts- 
gebühren. 

2. Die Bussen bringen der Stadtkasse jährlich ca. 80,000 
Fr. ein. Sie bestehen in der Hauptsache aus den „Polizei- 
bussen^ (40,000 Fr.), den „statthalteramtlichen Bussen^ (13,000 
Fr.) und den Bussen der Einwohnerkontrolle (18,000 Fr.). Im 

weiteren Sinne sind natürlich alle drei Kategorien als Polizei- 
bussen anzusehen. Die Ürdnungsbussen spielen nur eine gan;t 
untergeordnete Rolle. 

HL Die StaalmhYMlioBea* 

Die Finanzierung aut(momer Gemeinwesen kann der Staat 
in analoger Weise zu den Formen des bundesstaatlichen Finanz* 
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ausgieiclis durch die Anwendung von zwei MiU» lii vollziehen: 
er kann den Gemeinden entweder Finanzquellen zuweisen 
oder aber Geldsummen (Subventionen). 

Im Finanzhaufihalt der zürdierischen Gemeinden finden 
füch nun einige Einnahmequellen, deren finanzrechtliche Natur 
insofern nicht ganz klar ist, als die Feststellung, ob sie al» 
den Geineinden zugewiesene Finanzquellen oder aber als Sub- 
ventionen anzusehen ssind, durch versciiiedene Umstände er- 
schwert ist. 

Es sind dies die in den Rechnungen der Stadt Zürich 
unter dem Titel ^ Anteile an staatlichen Gebühren^ aufgeführten 
Einnahmeposten Jagdpatente, Wirtschaftspatente, Gebühren für 
Kleinverkauf alkoholischer Getränke und Hundeabgabe. Sind 
diese Einnahmen nnn der Gemeinde zugewiesene Finanz- 
quellenerträgnisse oder blosse Geldzuschüsse von Seiten des 
KauUnmi 

Die Tatsache, dass die Effektuierung dieser liUnuahmen 
der Verfügung&igewalt der Gemeinde vollständig entzogen ist 
md in Form von direkten Zahlungen aus der Staatskasse in 
die Stadtkasse erfolgt, spricht zunächst ofienhar stark für den 
Subventionscharakter der fraglichen Einnahmen. Doch liesse 
sich dieses Bedenken im Hinblick auf ähiiliclic Erscheinungen 
im Bundesstaat (Alkoholmonopol) noch überwinden, wenn 
nicht hiezn noch der Umstand käme, dass die Gemeinden 
gar nicht den Gesamtertrag der fraglichen Mnanzquellen er- 
halten, sondern nur einen Teil, wodurch natürlich die Vor- 
stellung, dass es »ch um zugewiesene Steuerobjekte ^) handle 
und nicht um zugewiesene Geldsummen, noch mehr ver- 
blasst. Man wird aber trotzdem die genannten Einnahmen 
nicht zu den Subventionen zaiilen dürfen und dies aus fol- 
genden Gründen: 

1. Ist es für die finanzrechtUche Natur einer Einnahme^ 
quelle ganz unerheblicti, wer ihre Erhebung besorgt So gut 
wie die Militärpflichtersatzsteuer eine eidgenössische bezw, kan- 



') Abfrpselicii ?om Jagdroiral sind natfirlu li alle übrigen diT lietreffcodea 
Kiniiahme^uelleii Steuern und nicht Gebüliren. 
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loiiJile Steuer bleibt, auch wenn die I j I i luin^ (lurcli die (ie- 
meinde erfolgt, so gut sind die Wirt^^(*ll:lfls^^e\verbCvsteuer, die 
Hundesteuer etc. wenigsleriK (wie die Militiirsteuer) {>ernischte 
Steuern, auch wenn die Erhebung aoBschlieuäUch durch den 
Staat erfolgt. 

2. Ist der Cnistund. dass die (Teiueindeii nur die Hältle 
bezw. ein Viertel des Ertrags erhalten, lediglich so zu ver- 
«tehen, da»8 das Gesetz die heti'efienden Steuerobjekte zwischen 
Staat und Gemeinden geteilt hat. 

3. Schliessl dio Subvention in der Kegel eine Ptlicht <les 
Empfängers zu einer l>estimmten Verwendung in sich, während 
•die hier erörterten Einnahmen ohne solche sich mit den übrigen 
Emnahmen vereinigen. Die stadtische Komptabilität bucht sie 
denn auch ganz richtig in der Rechnung der II. Verwaltungs- 
abteilung (Finanzwesen), waln end die Sul)ventionen unter den 
Einnalinien der Verwaliungsabteilung, für die sie betitimuit 
«ind, aufgeführt werden. 

Demgemäss bezieht sich auch die folgende Aufeählung nur 
auf diese letzteren Einnahmen. Vom Jagd patentertrag, der der 

Stadt jährlich die bescheidene Summe von etwa 200 Fr. ein- 
bvinpft, kann im Folgenden gau/. ahjresehen werden, die id)- 
iigeu ..Anteile an staatlichen Gebuhren" werden unter den 
steuern zur Darstellung zu bringen sein. 

Unter die Subventionen sind selbstverständlich auch 
wieder nur diejeiügen Geldsummen zu rechnen, die in Aus- 
führung von Gesetzen der Stadt mit cinor gewissen Hegel- 
mässigkeit znfliessen und ans.serdeni für den städtischen 
Fiüanzhauöhalt euie latsacliliclio I^ioichterung in der Er- 
füllung seiner Aufgaben Itedeuten. Blosse Entschädigungen, 
denen entsprechende Auslagen zu Gunsten des Staates wie 
z. B. Beteiligung an den eidgenössischen Volkzählungsarbeiten, 
Besorgmig der Militärkontrolle, Anlage der Steuerregister etc. 
gegenüberstehen, fallen ausser Betracht. 

Der gegenwärtige Bestand der Subventionen ist laut 
Budget pro 1903 der folgende: 
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Objekt der Staatsimterstätzuug 


Bund 


Kautou Zürich 




Ft. 


Pr. 


1. Bestattongßwesen .... 


— 


35,000 


2. Feuerlo8chemncntun«,'en 


" — 


2,000 


8. Kiaiikenwesen . . . . . 


— 


8,250 


4, Städtisches Arlieilsaiiit 


— 


3,500 


5. KalaHterarbeiteu .... 


— 


5,400 


6. S^lrassenuiiterhalt 


— 


110.000 


7. Primarlehrerbesoldungen . 


— ■ • 


426^00 


8. Sekttndarschulwesen . . . . 


■ " 


147,600 


9. Handarbeitsuntemcht 


■ 


48,000 


10. Hauswirtschaftlicher Unterricht . 


1,500 


1.200 


II. ijrewerDescniiie iinn riewerDemuseuni 


On A RA 




X£t» XJ.UIIv7I C 1 < 1 1 1( I Ol 11 lliv • • * 


Ali, f Vv 


9ft von 


13. Huhcgphalle für Lehrei' 




24.300 


1-4. Unentgeltlichkeit der Lehrmittel 




40,000 


15. Kochkurse der Gewerbeschule . 




500 


16. Gewehrübungen . . . . 


250 


250 


Total 


102.900 


926,350 



Die Stadt Züricli bezieht also im (xan/en ü}>er eine Mil- 
lion Franken, oder etwa den dreizehnten Teil ihi'er (jesanil- 
einnahmen in Form von Subventionen aus der Kantons- bezw. 
Bundeskasse. Beti*achtel man speziell das am reichlichsten 
mit Subventionen dotierte Verwaltung^biet, das Schulwesen, 
so eigibt äch, dass von dem 2Vs Millionen Franken betragenden 
ordentlichen Schulbudget der Stadt ca. 876,000 Franken oder 
•35 "/o von Bund und Kanlon getragen werden. 

IV. Die Stellen. 

Das Steuersystem der Stadt Zfirich setzt sich zusanunen 
.aus einer Mannssteuer, einer YennögeiiBsteuer, einer allge- 
meinen (Erwerbs-) Einkommenssteuer, einigen speziellen Mn- 
konomenssteuem oder Ertragssteuem (Wlrtschaftsgewerbe- 
steuer, Getränkehandelsteuer und Liegenschaftensteuer), ehier 
Handänderungssteuer, euier Feuerwehrersatzsteuer und einer 
Hundesteuer. 

3 
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1. Die Man nsstpiier. ]Mo Maiiiissteuer ist o'mo auf die | 
männlichüu. über zwanzig Jalire alten Einwohner der Stadt 
bescliränkle Kopfslener. Steuersubjekt und Steuerobjekt sind 
also identisch. Der Steuersatz ist nicht fixiert, sondern steht 
in direkter Proportion zum Steuersatz der Vermögenssteuer 
in der Weise, dass einem pro Mille der Vermögenssteuer 
V/i Kfaiikeii Maiiiissteuerbetrag enlsspricht. (Zuteilungsgesetz 

67 c.) T5oi 6° V)o W'niiögenssteuer im Jalire 1902 war der 
Steuersatz der Mannssteuer deingemäss 6X1- 50 Fr. = 9 Fr. 
(gegenüber der Mannssteuer der übrigen Gemeinden ((iemeinde- 
gesetz § 132), deren Steuersatz bei 1 7oo Vermögenssteuer 1 Fr, 
beträgt, stellt die städtische Mannssteuer eine Erhöhung dar, 
die das Zuteilungsgesetz als Aequivalent ffir die aus dem 
städtischen Steuersystem entfernte Haushaltungssteuer einge- 
führt hat. Der Ertrag der Maiinssteuer belauft sieb auf rund 
35Ü,ÜUÜ Fr. jährlich. 

2. Die Vermögenssteuer der Stadt Zürich^ ist nomi- 
nell eine Vermögensbesilzessteuer, indem die im Besitze einer 
Person befindliche Vermögenssuhstanz als Steuerobjekt er- 
klärt wird. De facto ist sie natürlich vorbehaltlich derjenigen 
Fälle, in welchen das Vermögen keinen gemigend grossen 
Erlrag abwitft. um jiiclit von der Steuer absijrbiert zu werden, 
und in welchen daluM- (li«> X'onnogonsbesityessteuer zu einer 
reellen wird, eine Venuageiiserlragssteuer. Die objektive 
Steuerpflicht ei-streckt sich auf das gesamte bewegliche und 
unbewegliche Vermögen der steuerpflichtigen Pei'sonen. Aus- 
geschlossen ist die Steuerpflicht hei Grundstücken auswäris^ 
wohnender Eigentümer, wenn diese den Wert von 1000 Fr. 
nicht Oberschreiten, femer wenn und insofern die auf solchen 
Gmndstücken haftenden grundvemclierten Passiven niciU dui cli 
bewegliches, auswärts vei-steuertes Vermögen aufgewogen 
werden. Besteht das auswärts versteuerte Vermögen in Lie- 
genschaften, so ist die stouerpfiicht nur dann und soweit ausge- 
schlossen, wenn und insofern die gesamten Aktiven bei gleicher 

Erlicl)!]!!? dioscr SteuiT erfolgt auf (Jnind de? alltrcm^incn Gr- 
uieiiHie<5a'.setzes vuni .lalire 1870: Hpstcucnjnir des Vcnnögens durch die 
Gemeinden ist also in Stadt und Land uliureinstimnuMid gcorduet. 
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A erteiiung der gruud versicherten Schulden auf die einzelnen 
Liegenschaiten die gesamten Passiven nicht ül)erwiegen. Das 
Grundeigentum von Aktiengesellschaften ist für seinen ganzen 
in der Gemeinde gelegenen Wert, also ohne jeden Schulden- 
abzug, der Steuer zu unterwerfen. Nichtsteuerpflichtig sind 
ferner die im Gesetz botieffend die Vermögens-Kinkommens- 
und Aktivl)ürgersleiier vom 24. April 1870 bezeichneten Kom- 
petenzstücke (§ 3 d), lerner vom Vei iuogen von Waisen und 
arbeitsunfähigen Pereonen Beträge bis auf 3000 Fr. pro Peison 
je nach dem Grade des Bedürfnisses. 

Steuersubjekt ist jeder in der Gemeinde niedergelassene 
Besitzer von Vermögen; die Gemeindebürger sind es auch 
dann, wenn sie in einer andern Gemeinde des Kantons seit 
wenigstens drei Monaten verweilen und an iiireni iVufeüÜialls- 
orte nicht liesteuert werden. KbeiiHO sind steuerpflichtig aus- 
wärts wotniende Besitzer von Grundstücken unter den er- 
wähnten Voraussetzungen, sowie auswärts wohnende Besitzer 
von in der Gemeinde betriebenen Gewerben für emen den- 
selben entsprechenden Teil ihres Vermögens. Befreit shid von 
der Steuerpflicht Zöglinge -öffentlicher und privater Lebr- 
anslalten, Lehrbnge etc., die unter einer nicht am Wohnort 
iieiiiidliclien Vornmndschaft stehen. Die in der Gemeinde 
domizilierten Korporationen, Aktiengesellschaften und Stift- 
ungen sind der Geni(^indesteuerj)flicht in dem. gleiche« Um- 
fang unterworfen wie der Staatssteuerpilicht. 

Steuereinheit sind 1000 Fr. Vermögen. Der Steuer- 
satz darf nach Art. 19. Absatz 5 der Staatsverfassung für 
die Gemeindesteuern nicht progressiv sein. Er beträgt 1 Fr. 
pro SleuereiulioiL und wird je nach Bedarf in unbeschränkt 
vervielfacliteni Betni^ erhoben. In der Stadt Zürich betrug 
er seit der Vereinigung unveränderlich 6^/oo. Die 8teuer- 
defraudation wird durch Nachsteuern im fün^chen Betrag 
des während der letzten zwei Jahre hinterzogenen Betrages 
bestraft. Der Ertrag der Vermögenssteuer belief sich in 
Zürich im Jahre 1902 auf 4,366,710 Fr. 

3. Die allgemeine Einkommenssteuer. Steuer- 
objekt ist das aus erwerbender Tätigkeit stammende Ein- 
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kommen. Abzugsberechtij/t bind von jedem Einkonmien 
1000 Fr., ferner darüber hinaus je weitere 200 Fr. für jedes 
Kind eines Steuerpflichtigen bis zum Schlüsse des Jahres, in 
welchem das Kind sein sechzehntes Alteisjahr zurückgelegt 
hat. Steuersubjekt sind alle in der Gemeinde wohnenden 
Personen und alle daselbst domizilierten Korporationen nnd 
Aktiengesellscliaften, welche dort die staatliche Einkounnens- 
steuer zu enlriciiteii haben, ferner auswärts wohnende Besitzer 
von in der Stadt betriebenen Gewerben für einen entsprechen- 
den Teil ihres Einkommens. Steuereinheit sind 100 Fr, 
Einkommen. 

Der Steuersatz ist progressiv und beträgt: 
bei Einkommen bis auf 2000 Fr. 20 Rp. pro Steuereinheit. 
» n V )j 30iH) „ 25 „ „ „ 

j» »» n n 4000 „ 35 „ „ „ 

n « 600U „ 50 „ „ 

n »1 n r 10,000 ,f „ „ ri 

„über 10,000 „ 100 „ „ 
Er ist je . nach Bedarf zu erhöhen durch Multiplikation 
«eines einfachen Betrages mit der jeweiligen Höhe des Steuer- 

Satzes der Vermögenssteuer. Der Ertrag der allgemeinen 
iMiikoiiimenssteuer der .Stadt Zürich belief sich im Jaiire 1902 
bei 6*^/00 \'ermögenssteuer auf 846,475 Fi-. 

4. Die speziellen Einkommenssteuern. An speziellen 
Einkommenssteuern oder nach Einkommensquellen differen- 
zierten Ertragssteuem besitzt die Stadt Zürich eine Liegen- 
schaitensteuer, eine Wirtschaftsgewerbesteuer (Wirtschafts- 
patenlgebühr genannt) und eine Getrankehandelssteuer (Gebühr 
für Kleinverkaut' alkoholischer Getränke genannt). Die beiden 
letztgenannten l^]innalune(inellen sind, da sie in einem die 
Kosten der l^atenterteilung bezw. Erneuerung weit über- 
steigenden Betrage alljährlich von den Patentinhabern erhoben 
werden, als Steuern und nicht als Gebühren anzusehen. 

a. Die Liegenschaftensteuer. Das Zuteilungsgesetz 
hatte, um der Stadt eine neue Einnahmequelle zu eroffnen, 
eine Mietwertsteuer eingeführt (§§ 75 und 76). Steuer- 
subjekt war der Eigentümer der Pflichtigen Lokalitäten. 
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Stencrobjekt war der Mietwert aller in Gebrauch stehen- 
den Wohnungen und aller benützken Geschäfts- und Gewerbe- 
lokalien mit Ausnahme der Amtswohnungen, der Wirtschaften 
und derjenigen Räume, deren Metwert 800 BV. nicht über- 
stieg. Steuerquelle war natürlich das aus dem Besitz bezw. 
df*r Verniietiing solcher Lokalitäten bezogene Nalural- oder 
Geideinkumnioii, es hamlolle sich also um eine spezielle Be- 
steuerung des Einkonunens aus Gebäudebesitz. Steuereinheit 
waren 100 Fr. Mietwerl. Der Steuersatz stieg von 20 Rp. 
pro Steuereinheit bei 800 Fr. Mietwert bis auf 2 Fr. 25 Kp. 
pro Steuereinheit bei über 4000 Fr, Mietwert. 

Die Mietwertsteuer fand indessen den Beifall der städt- 
ischen Bevölkerung so wenig. dasvS, nachdem eine Verordnung 
betreffend die nähere Regelung der Steuer am 4. März 1894 
in der Geuieindeabstiiumung abgelehnt worden \var und die 
Steuer weiterhin auf Grund einer provisorischen Verordnung 
des Stadtrates bezogen werden musste, der Grosse Stadtrat 
beschloes, beim Eantonsrat die Initiative auf eine Ersetzung 
der Mietwertsteuer durch eine Liegenschaftensteuer zu er- 
greifen. Man wollte damit namentlich eine schärfere Be^ 
Steuerung der bis dahin nur der allf?emeinen Vermögenssteuer 
unterlie[^enden und mit dem rauhen Aufschwung der Stadt 
rapid wachsenden Werte, die im unbebauten Lande lagen, 
erreichen. 

Durch Gresetz vom B. Juli 1898 entsprach die gesetz- 
gebende Behörde dem Initiativvorschlag der Stadt und hob 
die Mietwertsteuer auf. An ihre Stelle trat eine alle auf dem 

Gebiete der Stadt Züricli liegenden Grundstücke und Gebäude 
treffende Lie^^enschaf tensleuer. 

Steuerobjekt ist der Verkehrswerl der auf dem Stadt- 
gebiet gelegenen Grundstücke, die Steuer also nominell eine 
spezielle Vermögenssteuer. Tatsäclüich ist sie natürlich in den 
weitaus meisten Fällen eine spezielle Einkommenssteuer; bei 
Gärten und landwirtschaftlich beworbenen Grundstücken wird 
das faktisch geltende Prinzip der Ertrag8i)e8teuerung über- 
dies ausdrücklich zum rechtliclien Grundsatz erhol »en. in- 
dem nach dem Ausdruck des Gesetzes (§ 1 Absatz 2j bei 
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deren Einschätzung „auf deü ErtragHwert angemessene iiück> 
8icbt zu nehmen ist." 

Steuersubjekt ist, wer zur Zeit des Steuerbezugs Eigen- 
tflmer bezw. Nutzniesser der Liegenschaft ist. Für die dem 
Nutzniesser obliegende Steuer haftet der Eigentümer in 
zweiter Linie. 

Steuereinheil sind 1000 Fr. Verkehrswerl. Der Steuer- 
satz ist nicht progressiv und hcträgt 20 Rp. pro Einheit. 
Er kann unter den später zu nennenden Kantolen nach Be- 
dürfnis vervielfacht werden. Für das Jalir 1903 kommt er 
laut Budget im doppelten Betrag, also 40 Rp. pro 1000 Fr. 
Steuereinheit^) zur Erhebung. Der Ertrag der Steuer beläuft 
sich demgemäfls bei emem Tiiegenschaftensteuerkapital von 
890 Milliuncii Franken auf 356,000 Kr. 

b) Die Wirtschaf tsgewe i büsLeuer. Das „Gesetz l)e- 
treffend das Wirtschaftsgewerbe und d^n Kieiiivcrkauf von 
geistigen Getränken" vom 31. Mai 1896 verfolgt in erster 
Linie polizeiliche Zwecke. Es soll eine möglichste Einschränkung 
des über Bedürfnis grossen Zudrangs zum Wirtschaftsgewerbe 
erreicht werden. Mittel hiezu ist nun einerseits die Äufetellung 
einer Reihe von persönlichen und sachlichen Voraussetzungen 
fiir die Erteilung der Bewilligung zur Ausübung des Wirt- 
S('ii:itlsgeworb('s, anderseits eine in die Form einer alljälirlicli 
zu entliclitenden Kouzessionsgebühr gekleidete Besteuerung die- 
ses Gewerbes. Dass es sich um eine Steuer und nicht um 
eine Gebühr handelt, geht, abgesehen von dem mehr äusser- 
liehen aber sehr bezeichnenden Umstand, dass die Erteilung 
der Patente nicht etwa durch die Justiz- und PoUzeidirektion, 
sondern durch die 1^'inanzdirektiou erfolgt, hisbesondere aus 
dei- liölie der zu enli'ichlenden Beträge hervor. Die Steuer 
steigt nämlich bei den Gastwiilsehaften von lOU Fr. in der 
zwanzigsten Klisse bis auf 2000 Fr. in der ersten Klasse; i)ei 
Hötels garniH, Konditoreien und Kostgebereien von 50 — 500 Fr. 



') Das BuUgot vom 21. Februar 1903 und ebenso das Gesetz selbst 
nennen die Eitilieit des Steuersatzes, uicht die Einheit des Stcuerobjckts, 
Stcucreiidieit. 
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<zehn KhiSvsen), bei Teni[)crenzwirtschaften von 50 — 200 Fr. 
(sechs Klassen). Die £inreihttng der steuerpflichtigen Objekte 
in die Klassen erfolgt nach Masegabe der Begangenschaft, 
so dass also über den Charakter der Abgabe als emer nach 

äusseren Merkmaien bemessenen Ertragssleuer gar kein Zweifel 
walten kann. 

Vom Krtrag der ISIeiier werdtiii 25 '^ o den Brutloeii 1^(111)^^8 
4en Gemeinden zugeschieden und nach Massgabe der Bevölke- 
rung verteilt. Der Anteil der Stadt Zürich beläuft sich laut 
Budget für das Jahr 1903 auf 51,000 Fr. 

c) Die Getränkehandelssteuer. Steuerpflichtig ist, 
wer gewerl)8niÄ8sig den Kleinverkauf geistiger Getränke 
im Geschäflslokalo oder ausserhalb desselben betreibt. Nichl- 
püichti*^ sind GasLliufbesil/er, Speisewirte, Produzenten von 
Wein mid Most für ihr Kigengewäclis, sowie die Brenner, 
weiche ün nämlichen Jahr höchstens 40 Liter nichtbundes- 
«teuerpfliehtagen Branntweins herstellen für den Verkauf ihres 
Erzeugnisses in Quantitäten von mindestens 5 Litern. Die zu 
entrichtende Steuer beträgt je nach der Bedeutung der Ver- 
kaufsstelle 20—200 1^'r. für den Verkauf von Wein, Bier mid 
Most. 30—300 Fr. für den Vorkaut von Wein, Bier, Most und 
^^el)rannten Wassern und für den Verkauf gebrannter Wasser 
allein 10 — 400 Fr. iJie Verteilung des Ertrags erfolgt nach 
den gleichen Grundsätzen wie bei der Wirtschaft^ewerbe- 
steuer. Der Anteil der Stadt Zürich für das Jahr 1903 be- 
trägt hiut Budget 6500 Fr. 

5. Die Handänderungssteuer. Das Zuteilungsgesetz 
hatte, um der Stadl eine neue Einnahmequelle zu schaffen, in 
^ 74 bestimmt, das.s die Notare zu Gunsten der Stadtkasse 
von allen Grundeigentumsänderungen mit Einsciüuss der Zwangs- 
enteignungen nach Massgabe des Notariatsgestzes vom 14. De- 
jzember 1873 die nämliche Abgabe zu erheben haben wie 

•) Klpinverkaiif ist hei (len nicht a:pbrannteii alkohol. Getriiiikpn der 
Verkauf in Quantitäten unter zwei Liter gemäss Bini(lcsvprfassnn<r Art. 31 
und 32 bis; bei nichtbundesstcuorpflirbtigen anbrannten Wasserr» steht es 
den Kantonen frei, über die Besteuerung nadi B<'lieben zu legiferiereu. 
In Zürich ist Kleinverkanf der Uaiidel unter 5 Litern. 
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für die Sla;itskas«p. Steiiorobjek t sind danach die genannten 
Verkehrsakte, Steuer subjekt sind in Ermanglung anderwei- 
tiger Ueberankunft beide Kontrahenten zu gleichen Teilen» 
immer aber unter solidarischer Haft. Steuereinheit sind 
100 Fr. Yerkehnasumme. Der Steuersatz steigt von 1 Fr. 
pro 5 Steuereinheiten und daranter bei Verkehrssommen to» 
601—5000 Fr. um 10 Rp. pro Steuereinheit, ijei 5001—15,000 
Fr. Verk( iiissüiiime um 15 Rp. pro Steuereinheit, bei 15,001 
bis 50,000 um 20 Rp. und und bei 50,001 Fr. Yerkehrssumme 
und darüber um 25- Kp. pro Steuereinheit. 

ZweclLB wirksamerer Bekämpfung der Ld^enschaften- 
Spekulation bestimmte das schon erwähnte Gesetz vom 3. Juli 
1898, daas die für die Stadtkasse bestimmten Steuerbeträge 
von nun an im doppelten Betra^j^e der staatlichen Hand- 
anderuügssteuer zu erheben seien. Freilich trat das Gesetz 
erst in Kraft, als die Hochflut der Grundspekulatioa schon 
vorbei war. 

Der Ertrag der Steuer, der gleichzeitig die Rolle eine» 
Gradmessers der Intensität des Grundeigentumsverkelirs ver- 
sieht« war seit der Vereinigung der folgende: 



Jahr 


Ertrag der Steuer 
Fr. 


Jahr 


Ertrag der Steuer 
Fr. 


1893 


167,868 


1899 


471,431 


1894 


234,197 


1900 


831,361 


1895 


425,923 


1901 


311,403 


1896 


377.354 * 


1902 


292.534 


1897 


287,324 


* 1903(Bu(i«et) 320,000 


18^8 


385,629 







6. Die Feuerwehr er satzsteuer. Steuerptiichtig sind 
die im Alter von 20 — 50 Jahren stellenden männlichen Ein- 
wohner, welche nicht in das Feuerweh rkoips eln[i;ereiiil sind. 
Sie bezahlen eine nach Klassen erhobene Ersatzsteuer von 
Fr. 2- — 60. Der Ertrag der Steuer beläuft sich laut Budget 
1903 auf 110,000 Fr. 

7. Die Hundesteuer. Unter der Herrschaft des Zu> 
teilungsgesetzes erhöh die Stadt zur staatUchen Hundeabgabe 
eine Zuschlagslaxe im Betrage der Hälfte dei'selben, also 
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8 Fr. (staatl. Hundesteuer: 16 Fr.)- l^er Entwurf zu einem 
neuen Verwaltungßgesetz (g 66) stellte die Festsetzung der 
Höhe der Hundesteuer dem Ermessen der Stadt anheim mit 
der Einschränkung, dass sie jedenfalls die Hälfte der staat- 
lichen Hundesteuer betrügen müsse, die letztere aber nicht 
übersteigen dürfe. 

B. Die ausserordentlichen Einnahmen. 

Die ausserordentlichen Einnahmen der Stadt Zürich 
lassen sich zerlegen in ausserordentliche Einnahmen im 
engeren Sinne und in solche im weiteren Sinne. Die 
ersteren setzen sich zusammen aus denjenigen Einkünften, 

welche zwar zur Deckung msserordentlicher ikJLatiu88e, 
insbesondere zur Beslieiliui^r von Neubauteukosen, dienen, 
aber trotzdem, wenn auch in unregelmässig schwankenden 
Beträgen, der Stadt aUjäiirUch und in einem durch Gesetz 
Toi^esehenen und voraussehbaren Masse zufliessen und daher 
auch mit denjenigen Aufgaben, welche zwar ebenfalls ausser- 
ordentlicher Natur sind, aber trotzdem alljährlich und in 
einem al)schätzljiiren Umfange auftreten, zu einer besonderen 
Betriebsrednmng, ausserordentlicher Verkehr genannt, 
vereinigt werden. Zu diesen ausserordentlichen Einnalinieu 
im engeren Sinne gehören die Beiträge Privater für 
Strassen-, Trottoir-, Dohlenanlagen etc., die in Anwendung des 
„Baugesetzes für Ortschaften mit städtischen Verhältnissen'^ 
vom 23. April 1893 zu entrichten sind, sowie die Staats- 
subventionen, die durch das „Gesetz betreffend Staats- 
beitrn>e an Schulhaushauten" vom 27. Marz 1881 und durch das 
„(ieset/, i)elreiten(i die Leichcnbcstattunf^" vom 29. Juni 1890 
den Gemeinden nach einer die Hohe des Öteuerfusses und 
die Höhe der Bausumme betreffenden Bemessungagrundlage 
für ihre Schulhaus- und Friedhofbauten angerichtet werden. 

Im weiteren Sinne dnd zu den ausserordentlichen 
Einnahmen auch noch diejenigen Einkünfte zu rechnen, welche 
nur sehr urnegelmässig, in Zeiträumen von mehreren Jahren, 
auftreten und daher auch in keiner Betriebsrechnung Aufnahme 
ünden können, sondern in der Kapitalrechnung gebucht werden 
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müssen. Ausser den Legalen u. s. w. sind hiezii die Anleihen 
zu zählen. Die seit der Vereinigung aufgenommenen Anleiiiea 
sind, da ja die Kentenechuld dem Wesen der Gemeinde wider- 
spricht mid auch gegen die im nächsten Abschnitt zu erörternden 
Tilgungsgrimdsatze Verstössen wurde, sämtlich Obligationen- 
anleihen. Ueber die flbripfen auf die Anleihen bezüglichen 
Daten gibt die folgende Zubauiuienstellnng Aufsciilusa: 



Jahr 








Form 


Effektiver 


aah« d. Anleihe 


Ziusfuss 


Emissionskurs 


4. Aafnahme 




Fr. 


der Emission 


(onter Abzug der 






NegoÜ&tionsspeaen} 


1894 


15 


MiU. 




Negotiation 


96,6 


1896 


10 


n 




teils direkte Kinission 
teils Negotiation 


99,4 


1898 


15 






Negotiation 


99.3 


1000 


12 


n 


4 7o 


n 


98.0 


1901/02 


6 


n 


4 7o 


» 


99,55 


L Serie 
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Vierter A.l>sc]:initt. 

Die Beziehungen zwischen Einnahmen und Ausgaben. 



Es wurde schon in der Einleitung darauf hingewiesen, 
•dass die Verhältnisse, die sich aus der Vereinigung Züriciis 

mit seinen Ausgenieiiiden ergaben, insbesondere die Ueber- 
bissun^^ eines bedeutenden Teiles der Fiiianzki alt des Kantons 
au eine einzij^^e Gemeindegewalt zur Mitbenutzung, es als 
eine Hauptaufgabe des Staates ei'scheinen liessen, die für den 
Htaat schädlichen Folgen, die leicht liieraus resultieren iconnten, 
durch geeignete Vorkehrungen abzuwehren. 

Das konnte natürlich mu* durch eine weitergehende Em- 
schränkung der Finanzautonomie der Stadt oder mit andern 
Worten dui-cli dei! l']rhiss verschärftei' Nonnen über die 0-e- 
staitung der I3eziebmigeu zwischen Einnahmen mid Ausgaben 
geschehen. 

Die Darstellung dieser durch das Zuteilungsgesetz vom 
'9. August 1891 geschaffenen rechtlichen Ordnung der Be- 
ziehungen zwischen Einnahmen und Ausgaben bildet die erste 
in diesem Abschnitt zu erledigende Aufgabe ; in zweiter Linie 

wird dann die tutsächliche Entwicklung der Beziehungen 
zwischen rjnnahmen und Ausgaben in den Jahren 1893 — 190.H 
daraufhin zu uniersuchen sein, inwieweit sie den gesetzUcheu 
Anforderungen gerecht wurde. 

J. Die reehUiche Ordmuig der Beziehoigen zwischen Eiaiiahnea 

iBd Aisgabeo. 

Als (irundlage der Darstellung kommt neben dem allge- 
meinen (Tenieindegesetz vom 27. Juni 1875 das Zuteilungs- 
^esetz vom 9. August 1891 in Betracht. Dabei ist das Yer- 
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hältnis dieser beiden llechtsiiuelleii so zu vernlehen, daas, insofern 
das Zuteiiung^iesetz nicht abweichende Bestimmungen autstellt» 
das Gemehidegesetz gilt. Gemeindegesetz und Zuteilung^esetz 
verhalten sich also wie jus commune und jus singulare. 

Es sind hauptRüchlich drei Punkte in^ Auge zu fassen, 
iiiiiulich ersloiis der urdfMitliche Fi iianzplan d. Ii. darin- 
Imjyriff der Xonuen über die Gestaltun«^ iler He/.ielmiii^'en zwischen 
den ordentlichen Einnahmen und Ausgai>oii, zweitens der aus- 
serordentliche Finanzplan d. h. die Hegeln, nach denen 
zur Bestreitung ausserordentlicher Ausgaben und zur Beschaffung 
ausserordentlicher Einnahmen ver&hren werden muss, und end- 
lich drittens die zur Sicherung der Einhaltung der auf Punkt 
1 und 2 bezüglichen Normen organisierte staatliche Finanz- 
kontrolle. 

1. Der ordentliche Finanzplan. 

Grundlegend ist hier zunäclist der Satz des Gemeüide- 
gesetzes, dass zur Bestreitung der öffentlichen Bedürfnisse der 
Gemeinde in erster Linie die Ertragnisse der Gemeindeguter 
zu dienen haben (Gemeindegesetz g 106). Diesem Grundsatz. 

wird indessen »gleich die Einschränkung^ l)eigefü^d, dass die 
S tamni«4iiter ungeschmälert zu erhalten sind und nur unter 
bestimmten Voraussetzungen (Verwendung für An- 
stalten und Unternehmungen zur Förderung des öffent- 
lichen Wohles, Genehmigung durch den Bezirksrat) angegriffen 
werden dürfen. 

Diese Einschränkung nun, die vor dem Jahre 1891 auch 
für die Stadt Zürich und ihre Ausgemeinden galt, ist durch 
das Zuteilungsgesetz gewissei-niassen suspendiert worden, in- 
(ieni dem Regierungsrai die iM-niäehtignng erleilt wurde, von 
der Forderung der Wiederl lersteltuug der Stanimgüter ^bis- 
auf weiteres" abzusehen (§ 79). 

Die Ausnahmestellung, die durch diese Bestimmung der 
Stadt eingeräumt wurde, war zwar im Hinblick auf die schwierige 
Finanzlage des neuen Gemeinwesens und auf die Höhe de» 
Stammgutdefizits (1888 schon: 5 Millionen Fr.) gerechtfertigt; 
iindemeits ist aber uunültelbar klar, dass durcii die Aufnahme 
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^es § 79 \u das Zuteilungsgesotz gleicti in einem wesentlichen, 
den Finanzplan l>etreffenden Punkt die Bewegungsfreiheit der 
Stadt nicht nur nicht eingeschränkt, sondern sogar beträchtlich 
erweitert worden ist. Für die Landgemeinden besteht die 

Forderung der Erhaltung bezw. der Wiederherstellung der 
Stamnigiitpr in vollem Umfauge, für die Stadt dürfte sie. wie 
aus der Krneuerung joner Ermächtigung im Entwurf zu oinom 
neuen Verwaltungsgesetz hervorgeht, wohl für immer fallen ge- 
lassen sein. 

Neben diese die Rolle des Gemeindevermögens bestun- 
menden Vorschriften treten die Bestimmungen über die übrigen 
2XLT Decknng der ordentlichen Ausgaben vorgesehenen Einnahme- 
quellen, liier gilt luui dei' Sulz, dass tlic laufciuleu Be- 
dürfnisse des slinltisc^hen Finanzhanshalts aus den 
ordentlichen Einnahmen der entsprechenden J:iech- 
nungsperiode zu bestreiten sind, dass also bei einem 
voraussichtliehen Missverhältnis zwischen Betriebsausgaben und 
Betriebseinnahmen die letzteren auf die Höhe der ersteren ge- 
bracht werden müssen (Zuteilmigsgesetz § 80). 

Die Tn^g^^'eite dieser Bestinmiung ist bedeutend grösser, 
als es auf den erstxMi Blick scheinen möchte. Während näm- 
lich (las GeuieiHde^^eselz in ^ 129 nur vollschreibt, dass die 
Deckung eines Hechnungsdetizits durch Gemeindesteuern zu 
erfolgen hat, womit natürlich nichts anderes gemeint sein kann, 
•als dasB das Ausgabenbudget des folgenden Rechnungsjahres 
mit dem Defizit der vorjährigen Rechnung belastet werden muss, 
Stent % 80 des Zuteilungs^esetzes die strikte Forderung auf, 
dass die laufenden Bedui lnis.^e des (jemeindcüaushaltes aus 
den ordentlichen Einnahmen der en Ispi eclienden Rechnungs- 
periüde zu bestreiten sind. Damit wird natürlich nicht ver- 
langt, dass die Rechnungen nicht mit Deüziten schliessen 
dürfen, denn ein solches Verbot hiesse die force majeure von 
Gesetzeswegen abschaffen wollen, wohl aber ist diese Bestim- 
mung so zu interpretieren, dass das Budget des ordent- 
lichen Verkehrs stets im Zustande der Balancierung 
von Einnahnieu und Ausgaben schliessen niuss. Ja. 
das (iesetz gelit sogar einen Schritt weiter. Es schreibt der 
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Stadt nicht nur vor, dasK ihre Budget» im Gleicbgewlchts- 
isustand von Einnahmen und Ausgaben Rchliessen müssen, es 
bestimmt sogar die Form der Erfüllung dieser Vorschrift, 
indem es das Verhältnis der Heranziehung der einzelnen Ein- 
nahmequellen für diesen Zweck normiert. So schrieb schon 
der iiuHser Kraft getretene ^ 7() des /uteilun^sgenetzes vor, 
dasK. wenn 6 " nn Ver!nögeiis.sleuer nebst der eutsprochenden 
Kinkonimeiissteuer und Mannssteuer nicht zur Deckung der 
i^dürfnisse ausreichen, der Steuersalz der Miel wertsteuer bis 
auf den dreifachen Betrag zu erhöhen sei und dass, wenn auch 
das nicht genüge, alle Steuern in dem Verhältnis zu ertiöhen 
seien, dstss, so oft der (auch für die Höhe der Einkommens- 
luid Mannssteuer massgebende) Verniögenssteuei fiiss um 1 uo 
erliöht wertle, der Steuersalz der Mietwertsteuer um .seineu 
einfachen l^etrag zu vennehren sei. 

Kbeubo bestimmt der an Stelle des § 76 des Zuteilungsr- 
gesetzes getretene § B des Liegenschaftensteuergesetzes vom 
3. Juli 1898: „Die Steuer wird je nach Bedarf in der Hohe 
von ein bis fünf Steueremheiten erhoben, wenn die Vermögens- 
steuer zu sechs vom Tausend, die entsprechende Einkommens- 
und Maiiiisstouer nel>>^i den übrigen Einnaltun ii /.nv Derkuiig 
des relHTscliusses der An^^<^al)en lücht ausreiclieu. Genügt die 
fünfiaciie Liege nschaflensleuer nicht, so sind die VeiTnögens-, 
Einkommens-, Mai ms- und Laegenschaftensteuer gleichzeitig zu 
erhöhen, wobei 10 Hp. der Liegenschaftensteuer dem Betrage 
von 20 Rp. der Vermögenssteuer gleich stehen/ Die erwähnten 
Oresetzesfiormen, § 80 des Zuteilungsgesetzes und § 3 des Lie- 
genscliafleiisteuergesetzes, enthalten also nicht nur das Verbot, 
l^etriebsrecbnungsdelizile durch Anleihen zw decken. Ein si.k iies 
Verbot folgte sclion aus § 129 des (iemeindegesetzesund brauchte 
füglich nicht wiederholt zu werden, so wenig wie die auch 
heute noch für die Stadt geltende Bestimmung des § 129 des 
Gremeindegesetzes, dass HechnungstlberschQsse zur Deckung 
von Rechnungsdefiziten verwendet werden dürfen. Der In- 
halt und Sinn der genannten Bestimmungen besteht vielmehr 
in der Aufstellung zwingender Vorscliriften über die An- 
lage des ordeiillicheu Budgets. 
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Die gleiche Bedeutung kommt der fernoron Voi-sciirifl zu, 
daB8 die Stadt selbst die ausserordentlichen Ausgaben 
zu einem gewissen Teil mit den ordentlichen Mitteln 
zu decken gehalten ist. 

Eine solche Beteilij^un": der ordentlichen Einkünfte an der 
Bestreitung des ausHerordenlliclien Hod;iifs hat statlzuünden, 
wenn es sich um einmalige, aiisseroi-dentliche Ansjj;a))en für 
uichtproduktive Neubauten, Subventionen etc. handelt. Das 
System nun, nach welchem dieser Grundsatz zur Durchführung 
gelangt, weicht im Entwurf zu einem neuen städtischen Yer- 
waltungsgesetz von den entsprechenden Bestimmungen des Zu- 
teilungsgesetzes nicht unwesentlich ab. 

Nach dem Zuteilungsgesetz mnsst(Mi (iie au die Xeubaulen- 
rechnnng (den ,.aussei ()rdeiitli('hen Verkehr" i zu leistenden Zu- 
Schüsse des ordentlichen Verkehrs mindestens den fünften Teil 
der Gesamtkosten der betreffenden ausserordentlichen Unter- 
nehmung betragen, und zwar musste die effektive Abzahlung 
dieser Zuschüsse während der Bauperiode erfolgen, wenn es 
sich um Neubauten handelte, binnen längstens fünf Jahren da- 
gegen, wenn es sich um ausserordentliche Ausgaben für andere 
Zwecke liaudelte. Der uiuLmassliche Redarf dei- Xeuhauteu- 
rechnuug war alle zelm Jahre zu budgetieren und auf dieser 
Grundlage dann der jährliche Zuschuss des ordentlichen Ver-- 
Rehrs festzusetzen. Neben diesem Betrag waren natürlich vom 
ordentlichen Verkehr auch die für Verzinsung und Amorti- 
sation der erhobenen Anleihen erforderlichen Summen aufzu- 
bringen. 

Der Anteil des ordentlichen Verkeiirs an der Bestreitung 
der Neultauteukoston setzte sich also aus zwei scharf von ein- 
ander gelrennten Posten zusammen: 

1 . Beteiligung an der Beschaffung der Kapitalsumme selb8t( V5). 

2. Lieferung der für die Bedienung (Verzinsung und Amorti- 
sation) der den Rest der Kapitalsumme repräsentierenden 
Anleihe erforderlichen Summen. 

Diese klaren und übersichtlichen Bestimmungen sind nun 
• im Entwurf /.u eiueui neuen städtischen Verwaltungsgesetz ge- 
mäss dem iiüliativvorsclilag des grossen Stadtrats Züricli durch 
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Vorschritten eisetzt woKieii. die an der in Anbelrndil der 
Wichtigkeit der Materie wünschenswerten Deutlichkeit etwas 
mehr zu wünschen übrig lassen. 

Nach % 74 des genannten Gesetzentwurfes soll nämlicb 
-der ordentliche Verkehr auch fernerhin einen Beitrag an die 
Bedürfnisse der Neubautenrechnung leisten. Während aber 
unter dem Zuteilmi^sge.setz die l:Jeteilij?nn^ des ordent- 
lichen Verkehre an der Kapitalsuin ni o der Kosteti einer 
Neubaute ein lur allemal in einem zur Höhe der betreffenden 
ausserordentlichen Ausgabe direkt proportionalen Umfange ge- 
fordert war, wird nunmehr der Beitrag des ordent- 
lichen Verkehrs an die Kapitalsumme der Neubaute 
mit der Amortisationsquote für den durch Anleihe 
gedeckten Teil der Kosten zu einem einzigen Ilecli- 
nungsposten vcr8clnnol/en. 

Statt dass, wie l)i8 anhin, die Festsetzung der Beteiligung 
des ordentlichen Verkehrs an der Kapitalsumme der Neubauteii- 
kosten eine von Umfang und Art der Tilgung der durch An- 
leihe beschafften Quote ganzlich unabhängige Operation ist, 
wird nunmehr im Gesetz selbst eine feste, nach bestimmten, 
noch zu erläuternden Grundsätzen ansteigende Summe fest- 
gesetzt, die der ordeniiiche Verkehr alljährlich an das Detizit 
der Neuhaiilenrechnung zu leisten hat. Hahei ist die Pro- 
gression in d(Mn Sinne angelegt, dass sie den Zwecken und 
Zielen des Schuldentilgungsplanes (Maximum der ungedeckten 
Schuld im Jahre 1922 : 20 Millionen Fr.) entspricht, wie d^a 
auch § 74 des Entwiurfes zu einem neuen Verwaltungegesetz 
kurzweg als R6sum6 des SchuldentUgungsplanes vom 14. Sep- 
tember 1899 bezeichnet worden ist. 

Ks ist nun klar, dass mit der Aufnahme dieser Bestim- 
mung in das neue Verwaltungsgesetz die Knige, ob und in- 
wiefern auch fernerhin ein Teil der Kapitalsnmnie der Neu- 
bautenkoeten durch die ordentlichen Einkünfte gedeckt werden 
muss, gänzlich abhängig ist von der Frage, ob und inwiefern 
die in § 74 des neuen Verwaltungsgesetzes vorgesehenen Zu- 
schüsse sich decken Init den für den Schuldendienst erforder- 
lichen Summen. 
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Indem nun der Öchuldentilguiigsplari vom 14. .Sepleiu- 
her 1899, wie gezeigt werden wird, gar nicht die Amortisation 
<ler ganzen durch Neubauten verursachten Schuld, sondern 
nur denjenigen Teil, der nicht durch realisierbare Aktiven ge- 
•deckt ist und ausserdem 20 Millionen Franken übersteigt, ins 
Autjje fasist. so sind jene ..Zuschüsse" als nichts anderes an- 
zusehen, als reine Amortisationatiuoten. 

Die Voi'schrift des § 82 des Zuteilungsgeselzes, wonacii 
die Stadt immer und unter allen Umständen den fünften Teil 
<ler Kosten einer Neubaute direkt durch ihre ordentlichen 
EUnkünfte decken muss, ist im Entwurf zu einem neuen Gesetz 
«omit fallen gelassen worden. Der an ihre SteUe getretene 
§ 74 des Entwurfes spricht nur pro forma von „Beiträgen** 
des ordentlichen Verkehrn: er handelt in Tal und Wahrheit 
^usschliesslicli von der Schuldoiiiil^ninfr. Die unzutreffende 
und gewundene AusdrucivS weise des 74 kann denn auch 
nicht über die Tatsache hinwegtäuschen, dass der Entwurf 
zu einem neuen Verwaltungsgesetz die Anforderungen an die 
städtische Finanzgebarung in einem sehr bedeutsamen Punkt 
herabsetzt. 

2. Der ausserordeuliiche Fiuanzplan. 

Die rtchllicho Ordmnig des Musserordcutlichen Finanz- 
planes besclilägt einemeils die Festsetzung der zulässigerweise 
aufzunehmenden Ausgaben, andeierseits die Aufstellurig der 
Schranken der Bewegungsfreüieit der Stadt in der Wahl der 
Deckungsmittel. 

I. Was den ersten Punkt betrifft, so wurde in n^ativer 
Hinsicht bereits festgestellt, dass ordentliche Ausgaben nicht 
auf ausserordentlichem Wege gedeckt werden dürfen. J)agegen 
ist es zulässig, die fulgeniien Ausgaben durch ausser- 
ordentliche Mittel zu decken: 

1. Anlagekosten produktiver Unternehmungen. 

2. Kosten der Errichtung unproduktiver Neubauten. 

3. AusseronionUit inj Suh\ enlionen. 

4. Andere eunuaiige und ausäerordentUche Ausguljen. 

4 
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II. Was sodann zweitens die rechtliche Regelung der 
Einnahmen des ausserordentlichen Finanzplanes betrifft, so 
kann es sieb bezüglich des Bestandes der in Betracht kom- 
menden Decklingsmittel, abgesehen von den Staatssubventionen 
und den Beitragen der Anstdeser, natürlich nur um die ge- 
wöhnliche vertragsmässige Anleihe handeln, da die Anwendung 
anderer ausserordentlicher Emkutifte, wie Zwangsanleihen. 
Emission von Papiergeld etc. ausserhalb des Machtbereichs 
der Gemeinde-Autonomie liegt. 

Im Gegensatz zu den summarischen I^cstimmungen de» 
Gemeindegesetzes sind nun für die Stadt Zürich die Beding- 
ungen, unter welchen zur Aufnahme einer Anleihe geschritten 
werden darf, im Zuteilungsgesetz bezw. Entwurf zu einem Ver- 
waltungsgesetz ausführlich geregelt. Es sind dabei drei Gruppen 
von Passiven zu unterscheiden, nämlich erstens die zur Zeit der 
Vereinigung bestellenden Schuhlen der Einzelgenieinden, zwei- 
tens die Anleiiien zu Gunsten von produktiven ünternehmuDgeii 
und drittens die Anleihen zur Bestreitung einmaliger ausser- 
ordentlicher Au^gaben. (Neubauten, Subventionen etc.) 

a) Gruppe 1. 

Die zur Zeit der Vereinigung bestehenden 
Scliulden der Ein/.elgenieinden sind der Stadt durch § 2 
des Zuteilungsgeselzes, welcher bestimmt, dass sämtliche Aktiven 
und Passiven der aulgehobenen Gemeinden an die Stadt Zürich 
übergehen, von gesetzesw^n zugewiesen worden. Dadurch 
wurde der Stadt Zürich allerdings nicht die Ermächtigung zur 
Aufnahme eines neuen Anleihens erteilt, wohl aber die Er- 
laubnis, in bestehende Schuldverhältnisse einzutreten; und 
diese Erlaubnis erfolgte wie bei neu aufzunehmenden Anleihen 
nur unter besUmiulen Bedingungen. Als solche suid die fol- 
genclen Vorschriften zu erwähnen : 

1» Betreffend den Umfang des Amortisationsplanes 
wird vorgeschrieben, dass alle bei B^nn der einheitlichen 
Verwaltung vorhandenen Passiven, soweit ihnen nicht 
realisierbare Aktiven gegenüberstehen, darin aufzu- 
nehmen sind (ZuleilungvSgeselz g 78). 
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2. Die Tilgungsperiode fiir diesen Teil der siädlischeti 
Scliuld ist auf 30 Jahre festgesetzt (Z. G. § 78). Nacli 
Ablauf dieses Zeilraums moss er gänzlich amortisiert sein. 

3. Betrefend die Art der Tilgung ist bestimnit, dass 
die Amortisation mit gleichen Annuitäten zu erfolgen habe 
tmd dass, soweit effektive Abzahlungen nicht stattfinden 
können, aus den /ur Tilgung bestimmten Beträgen ein Tilgungs- 
fonds zu bilden sei. 

Die Vorschriften unter Ziffer 2 und 3 bedeuten jiegen- 
über den für die übrigen zürcherischen Gemeinden geltenden 
Bestürmungen eine Verschärfung, da das Gemeindegesetz 
bezüglich Art der Tilgung, Dauer der IHgungsperiode etc. den 
Gemeinden fr^e Hand läast. Dagegen gewährt die Vorschrift 
' unter Ziffer 1 der Stadt eine wesentliche Erleichterung, 
indem die StadL nicht, wie dies die übrij^en Gemeinden zu tun 
verpflichtet sind, den vollen Heli'ag ilirer Passiven zu amor- 
tisieren gehalten ist, sondern nur den nicht durch realisier- 
bare Aktiven gedeckten. Auch diese Vergünstigung kann 
wie die Befreiung von der Pflicht der Wiederherstellung der 
Stammgüter aus der notwendigen Rücksicht auf die Finanz- 
lage der Stadt zur Zeit der Vereinigung erklärt werden; aber 
es zeigt sich auch hier wieder, dass das Sonderrecht der Stadt 
nicht etwa, wie oft angenommen wird, lauter auf eine Bevor- 
mundung der Stadt hin;uislanfende Hescliränkungen. son- 
dern auch einige sehr bedeutende Befreiungen enthält. 

b) Gruppe II. 

Die der zweiten Kategorie Anleihen, den Anleihen 
zur Finanzierung produktiver Unternehmungen ge- 
stellten Bedingungen reduzieren sich auf den Satz, dass Ge- 
währ dafür vorbanden sein müsse, dass sie aus den I^etriebs- 
ergebnissen verzinst und der Xalur der Unternelmiung ent- 
sprechend amortisiert werden können (Zuteilungsgesetz § 81). 

Ehie nähere Umsciireibung der Erfordernisse für das 
Vorhandensein einer solchen Gewähr gibt das Gesetz nicht. 
Es wäre dies in Anbetracht der Mannigfaltigkeit der kommu- 
nalen Untemehmmagen auch gar nicht mogUch. 
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c) Gruppe III. 



diitt«^ (iruppe der sladüsciien Schulden wird (hircli 
diejenigen Aiileihen repräsentiert, die zur Finanzier uiig 
einmaliger ausserordentiiclier, unprodulLtiver Aus- 
gaben kontrahiert werden. 

Die der Aufnahme solcher Anleihen ua Entwurf zu 
einem neuen städtischen Verwaltungsgesetz gestellten gesetz- 
lichen Bedingungen weichen in verschiedenen Richtungen von 
den entsprechenden Hf^tiiiiiniin^on des Zuteilungsgosotzes ab. 

Kine ei^^to I^odini^iuif^ hetriftt nach dem Zuteiiunfjsj^esetz 
die Höhe dci Sunnne. bis zu welciier überliaupt auf ciem 
Anleiheweg die Finanzierung der betreffenden ausserordent- 
lichen Ausgabe erfolgen darf. Wie schon erwähnt^ wurde 
diese Höhe auf vier Fünftel der Gesamtkosten limitiert; 
das letzte FQnftel muss während der Bauperiode bezw. 
längstens fünf Jahren ans den ordentlichen Einkünften be- 
stritten werden. Der A niuj l isa t ionsplan hat nur den nicht 
durch reaüjiierbare Aktiven gedekten Teil der Schuld zu um- 
fuissen; die maximale Dauer der Tilgungsperiode ist auf 
fünfundzwanzig Jahre festgesetzt (g 82). Ausserdem muss 
der Tilgungsplan für alle m den Jahren 1898—1922 auf- 
genommenen und in diese Kategorie gehörigen Anleihen so 
eingerichtet sein, dass der nicht durch realisierbare Aktiven 
gedeckte Teil der Schuld am 31. Dezember 1922 die Summe 
von 15 Millionen Franken kemestalLs ubersteigen darf 
(§ 83). Zur Ausführung des Amortisationsplanes war (iie 
Genehmigung de» Regierungsrates einzuholen (g 97). 

Dies die Vorschriften des Zuteilungsgesetzes. Die wich- 
tigste Voraussetzung ihrer Ausführbarkeit war die Aufstellung 
des in g 84 vorgesehenen Voranschlags des Bedarfs der Neu- 
bautcnrechnuiig während der nächsten zehn Jahre. Da nun 
aber dieser Voranschlag, wie ausführlicher zu zeigen sein 
wird, nie zu Stande kam, kannte man auch nie den Betrag 
der Zuschüsse des ordentlichen Verkehrs und folglich auch 
nicht den nach den obigen Grundsätzen zu amortisierenden 
Hestbetrag. Die Sache wurde dann provisorisch in der Weise 
geregelt, dass der Regierungsrat kraft seines Oberaufeichts- 
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rechtes am 14. September 1899 beschloss, die Stadt sei ))is 
zum Erlass eines neuen Verwaltungsgesetzes gehalten, den 
vom Grossen Stadtrat Zürich in seinem Initiatiyvorschlag für 
ein neues Zuteilungsgesetz aufgestellten Amortisationsplan zu 

befolgen. Die Voi-schriften der §^ 82—84 des Zuteilung»- 
«^eselzes sind also faktisch überhaupt nie zur Ausführung ge- 
langt. Die seit dem Jahre 1899 befolfjtpn und mit imi- gei iiig- 
fügigen Abändeiiingen in den Entwurf zu einem neuen 
städtischen Yerwaltungsgesetz vom Jahre 1903 über- 
gegangenen Tilgung^undsätze sind die folgenden: 

1. Ein erster Unterschied von den Bestimmungen des 
Zuteilungsgesetzes besteht darin, dass die Maximalsumme der 
zulässigerweise aul dem Anleihewog /u deckenden Neubauten- 
kosten lüclil mehr auf vier Fünftel <icr Gresamtkusleii limitiert 
ist. Die obligatorische Teilnahme des ordentlichen Verkehi-s 
an der Bentreitung der Neubautenkoslen ist, wie schon gezeigt, 
abgeschafft. Folglich ist die Deckung der gesamten 
Neubautenkosten auf dem Anleiheweg zulässig. 

2. Der Umfang des Amortisationsplanes wurde 
dagegen unverändert belassen ; es müssen nach wie vor nur 
die durch lealisierhnre Aktiven nicht gedeckten Passiven auf- 
genommen werden (Entwurf § 74). 

3. Betreffend die Dauer der Tilgungsperiode wurde 
wiederum das Jahr 1922 als zeitlicher Zielpunkt der Amor- 
tisation Ins Auge gefasst, in dem Sinne, dass dannzumal der 
Stand der Schuld eine gewisse Summe nicht überschreiten 
soll. Das Zuteilmigsgesetz sieht ausser dieser in g 83 vor- 
gesehenen generellen Tilgungsperiode in ^ 82 noch 
spezielle (für die einzelnen (hirch Neubauten veranlassten 
Allleihen) fünfundzwanzigjährige Tügmigsi}erioden vor — eine 
Einrichtung, die dem Entwurf zu einem neuen Verwaltungs- 
gesetz fremd ist. 

4. Was die Art der Tilgung betrifft, so erfolgte die 
Festsetzimg der Amortisationsquoten nach dem Entwurf im 
(jresetz selbst. In dieser Hinsicht stellte also das verworfene 
Projekt sirengere und ])indendere Vorsrluiften auf als das 
Zuteüungsgeselz,« das die Jiemessung der Tilgungsquoten der 
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StfuU überliess mit dor ein/igen Einschränkung, da^st die un- 
gedeckte Schuld am 31. I)(vein])er 1922 15 Millionen Franken 
nicht übersteigen dürfe. Der Entwurf stellte ebenfalls eine 
solche der Schuldentilgung gewisaermassen als Kompaes dienende 
Maximalsumme — 20 Millionen Franken — auf, fixierte aber 
ausserdem zahlenmässig die in den einzelnen Jahren zu leisten- 
den Amort isat i o i iszahlungen. 

Diese „Beiträge" des ordonllichen Verkehrs, welche, wie 
oben gezeigt wurde, lediglich als Tilgungsquoten anzuseheu 
sind, werden nach Masngabe des in den Entwurf (§ 74) ül^er- 
gegangenen Schuldentilgungsplanes vom 14. September 1899 
bemessen, wie folgt: 

Voraussetzung ist, dass die Ausgaben der Neubauten- 
rechmuig (Betrag der Baukosten und Verzinsung der jeweiligen 
ungedeckten Schuld) die Euinahuicu ( Beiträge' der All^^t^sHer 
und SlaatHsubventionen) jährlich um eine gewisse Sunuue 
übersteigen. Die Höhe dieser Summe wird natürlich nament- 
lich von zwei Grössen beeinüusst sein: von der Höhe der 
jährlichen Baukosten und von der Höhe der für die Verzin- 
sung der jeweiligen ungedeckten Schuld erforderlichen Summe. 
Die letztere steigt, entsprechend dem zulässigen Anwachsen 
der ungedekten Schuld l)is auf 20 Millionen Franken, von 
145,977 Fr. im .iMlire 1898 auf 628.575 Fr. im Jahre 1922. 
Die erforderliche Bausuuiine wird dagegen sd gedacht, dass 
ilir üeberschuss über die Einnahmen der Neubautenrechnung 
konstant bleibt. Dieser üeberschuss („Baudefizit") wird 
für den Zeitraum von 1898—1922 unveränderlich auf 2 Mil- 
lionen «Franken fixiert. 

Das Totaldefizit der Neubautenrechimng (Baudefizit plus 
Zuis für die uiiifedeckte Schuld) steigt demnach, entsprechend 
dem öleigeiiden Zinnenbedarf. von 2,418.016 Fr. ^) im Jahre 1898 
auf 2,623,575 Fr. im Jahre 1922. 



') Man kannte z. Zt. der Aiifstelluno: deü Til^ungsplanos schon «las De- 
fizit des .Jalircs 1H*.)8: es botnicr 2,272,0;3V) bV. und uiciit Millionen Franken. 
Daher au< h die Krsilieinunfi, dass das Totaidetizit höher ist, als die Summe 
des hudgetierteu Baudetizits {2 Millionen) uud der Ziaeeo (145,977 Fr.). 
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An dieses Deii/Äi nun hat der onlfnlliciio N'erkolir eine 
jährliche Tilgungsquote zu leisten, die tiii- das Jahr 1898 auf 
1,6 Millionen Franken anp^eseizt ist und, alljährlich um 1% 
deR vorjährigen Defizits der Neubautenrechnung steigend, ini 
Jahre 1922 sich auf 2,175 Millionen Franken belaufen wird. 
Sind die Voraussetzungen dieses Amortisationsplanes richtig 
und wird seine Ausführung befolgt, so wird die ungedeckte 
bchiil 1 <im 31. J)ezem])er 1922 17,076.606 Fr. betnigeii, das 
zulässige Maximum von 20 Millionen i?'ranken somit nicht 
erreichen. 

Sollte sich dagegen im Laufe der Zeit die eine oder an- 
dere Voraussetzung als unrichtig herausstellen, so könnte 
nach dem Entwurf ein neuer Amortisationsplan angefertigt 
werden, und zwar von fünf zu fOnf Jahren, zum erstenmal 
zwei Jahre nach dem Inkrafttreten des Gesetzes, (g 74 Al»satz2 
<ies Verwaltungögt'setzes). 1 Jiii'ch diese l^estimmung würde 
der Stadt die Möglichkeit eröfinet, für den Fall, dass die De- 
üzite der Neubautenrechnimg zu hoch angenommen worden 
wären, die Amortisationsbeträge zu reduzieren. Ebenso 
könnte die Stadt im Falle, dass umgekehrt die Defizite der 
Neubautenrechnung zu niedrig veranschlagt worden wären, 
die Tilgungsquoten erhöhen, sie wäre aber hiezu keineswegs 
in der direliten Weise vcrptlicl)let, wie dies nach Massgabe 
von ^83, Absatz 2 unter der iierrschaft des Zuteilungsgosetzes 
der Fall war. Nach dem Entwurf wäre die Stadt nur ganz 
allgemein verpflichtet, dafür zu soigen, dass im Jahre 1922 
die ungedeckte Schuld 20 Millionen Franken nicht übersteige. 
Wie sie dieser Verpflichtung nachzukommen hätte, ist im 
Oegensatz zu den Bestimmungen des Zutellungsgesetzes und 
auch im Gegensatz zu dem Entwurf des Regierungsrates vom 
6. März 1902, trotz der scheinbar giössrren Ausführlichkeit 
der Regelung der Schuldentilgung, von eiiicni i>e8thiimten Zeit- 
punkt an (zwei Jahre nach Inkrafttreten des Gesetzes) nicht 
mehr in einer für die Stadt verbindlichen Weise geregelt, 
sondern ihrem freien Ermessen anhehngesteUt. Mit einem 
Wort: Unter dem Zuteilungsgesetz imd nach dem Entwurf 
des Regierungsrates ist die Aenderung des Amortisationsplanes 
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untei' veränderten Uinsländen oblij^Mlonsch. nach dem 
Entwurf de« Kaiitonsrates zu eiuem neueii VerwaltuiigsgesetÄ 
wäre sie nur noch fakultativ. 

3* Die staatliche FinanzkuiitruUe. 

Die gesetzlichen Be.stimmuiig( n über die ntaatliche Finanz- 
konlrolle besehla^a^n drei Ihmkte: die Koiilrttllorgane, deij 
(Gegenstand der Kontrolle und die Mittel zur Durchführung 
der Kontrolle. 

a) Als Organe der staatlichen Finanzkontrolle 
kommen nach allgemeinem Gemeinderecht (Gemeindegeset^ 
%% 124 — 127) in erster Linie der Jiezlrksrat, in zweiter linie 
die Direktion des Innern in Betracht. Das Zuteilungsgesetz 

führte für die Stadt in der Annalime, dass dem ßezirksrat 
Zürich die für die Ausü])uii^^' einer wirksamen Kontrolle des. 
koniphzierten städtischen Finanzhaushalte« nötige Zeit nicht 
zur Verfügung stehen werde, eine etwas anders geartete Or- 
ganisation ein. Eigentliches Kontrollorgan ist zwar nach wi& 
vor der Bezirksrat hezw. der Regierungsrat (an Stelle der 
Direktion des Innern). Beide Behörden werden aber verbei- 
ständet durch eine aus drei Mitgliedern bestehende, vom 
Regierungsrat ernannte Kxpertonkouinussion, die sicli mit 
aller Gründlichkeit dem btudium der städtischen Finanzen 
widmen soll. 

Die Tätigkeit dieses Sachverständigen-Kollegiums, auf die 
im Folgenden noch zurückzukommen sein wird, ist die Ursache 
gewesen, dass der Grosse Stadtrat in seinem Initiativvorschlag 
für ein nettes Verwaltungsgesetz diese unbegreiflicherweise 

als eine Art Vonimndscliaftslfolioi-de aufj^efassto Institution 
wieder abp^eschafft wis;son wnllto. Der iegieniii<^sr;itliclie Enl^ 
wurf vom 6. März 1902 sciilug dai aufhhi als Kompronüss vor, 
die Sache in der Weise zu regeln, dass die Mitwirkung von 
Experten dem Ermessen des Bezirksrates sollte anheimgestellt 
werden. Die kantonsrätliche Komnüseion und ebenso der 
Kantonsrat hielten indessen in ihren Entwürfen an der bis- 
herigen Organisation der staatlichen l^inun/kon trolle fest. 



Digitized by Google 



— 67 — 



b) GegeiiHtand der Kontrolle ist die Einlialtung sämt- 
liclier auf den Gemeindehaushalt })ezürrlicher Gesetzesbestimm- 
ungen, insbesondere die vorschriftsmässige Tilgung der Passiven 
und die Befolgung der die Bestreitung der Neubautenkosten 
betreffenden Normen. 

c) Mittel der Kontrolle ist die Prüfung der Jahres- 
rechiinngen. Die kantuusrätliche Koaiinission füi- d'.m 7m- 
teilungsgeset/ liaUe ansserdeni als Kontrüliiiüttel die l^rüfung 
der Budgets und Nachtragskreditbegehren vorgesehen und so- 
mit eine Präventivkontrolle euiführen wollen. Der An- 
trag war durchaus logisch, wenn nicht die Ausführung der 
Bestimmui^en über die Balanderung des ordentlichen Budgets, 
die Festsetzung der Zuschüsse an den ausserordentlichen Ver- 
kehr und über dio Tilgung der Schulden schliesslich doch dem 
Emiessen der Stadt sollte ül)erlas.sen lilciben. 

Das Zuteüungsgeset/ legte indessen der Geniehide nur die 
Verpflichtung auf, den ersten Voranschlag und den Schulden- 
tilgungsplan dem Hegierung^ate zur Genehmigung zu unter- 
breiten (g 97.) Der Entwurf zu einem neuen Verwaltung«^ 
gesetz hat das Budgctgenehmigungsreeht des Kegierungs- 
rates wieder ganz fallen lassen und scheint ausserdem, wie 
schon bemerkt, der Stadt allen Ernstes in § 74 Absatz 2 das 
Hecht einranuien zu wollen, durch die Ansarbeitmig eines 
neuen „ähnliclien ' Schuldentilgungsplanes den in § 74 Absatz 1 
gesetzlich festgelegten Amortisationsplan wieder aufzuheben, 
ohne sie auch nur zur Einholung der regieruiigsrätlichen Ge- 
nehmigung zu verpflichten! Denn sich selbst brauchte der 
Gesetzgeber doch nicht zu ermächtigen, „von fünf zu fünf 
Jahren, zum erstenmal zwei Jahre uacli dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes" einen neuen, dem in ^ 74 Absatz 1 aufgeslelllen 
„ähnlichen" Tilgungsplan auszuarbeiten. Dazu hatte er doch je- 
derzeit das Hecht. Als Träger der in § 74 Absatz 2 genannten 
Ermächtigung kann also sowohl nach dem Gesetzestext wie 
nach den Verhandlungen im Kantonsrat nur die Stadt gemeint 
sein, woraus folgt, dass der in % 74 Absatz 1 festgelegte 
Tilgungsplan während zwei Jahren von der Stadt befolgt 
werden muss und dann von ilir einseitig für aufgehoben er- 
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klärt werden kaim. hihI /war <>\\uo (iass der Uegieruiigbral 
um seine (ieitelHiii<.ning angegangen werden niüHsle. Denn 
eine dem g 97 des Zuteilung^esetzeß entsprechende H^tim- 
mung enthält das neue Gesetz nicht mehr. Das Recht der 
Genehmigung des Schuldentilgungsplanes wäre so- 
mit als Kontrollmittel abgeschafft 

Es verbliebe als einziges Kontrollnüttel die in § 76 vor- 
gesebene Genelnnigung der .lalii-esrcchnungen, also die unwirk- 
samste, weil istets nur poai festum eintretende Form der 
Kontrolle. 

Auch die auf die staatliche Finanzkontrolle bezüglichen 
Bestimmungen des städtischen Sonderrechts haben demnach 
im projektierten neuen Verwaltungsgesetz eine Abschwachung 
erfahren. 

Am Knde <ler Belracbtung der rechtlichen Oidnunf? der 
Bezieliungen /wischen Einnahmen und Ausgaben ang«daiiyt. 
sieht sich der \ erfasser genötigt, als Ergebnis den SSatz auf- 
zustellen, dass der Entwurf zu einem neuen Yerwaltung^esetz 
hinsichtlich der an die Finanzgebarung der Stadt gestellten 
Anforderungen einer Abschwächung der entsprechenden Be- 
stimmungen des Zuteilungsgesetzes gleichkommt, und dass 
ausserdem die IMeinung, das städtisclic Finanzrecht sei gegen- 
üiier dem all<^enieinen (Tenieindetinanzrecht verschärft, in'tüm- 
licli ist. Audi das gegenüber dem vei worfenen Verwaltungs- 
gesetz noch sirenge Zuteilungsgesetz bat in Tat imd Wahr- 
heit an die Finanzgebarung der Stadt geringere Anforderungen 
gestellt, als das Gemeindegesetz an diejenige der Land- 
gemeinden. Die folgende tabellarische Zusammenstellung der 
die Hauptpunkte der rechtlichen Ordnung des Finanzhaushalts 
betreffenden P>eslunmungen dürfte, soiern dies aus den vor- 
stehenden AusfidHurigen nicht genügend hervorgegangen bein 
«ollle, hierüber volle Klarheit sclia^en. 
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Punkt 


Gesefaet* 

bestimmung 


Gemeindegesetz 


1 

Zuteilungsgesetz 


Gesefa 

betr. die Verwaltung 

der Stadt Zürich 


! 

1 
1 


Betreffend Be- 
streitung der 
laufen den Be- 
dfirfuisse 


Dpnzit von tol- 
gender Ueclinung 
zu übernehmen 


Verbot der Auf- 
stellung 

Ton Budgets mit 
Delizit 


Verbot der Auf- 
stellung 

von Budgets mit 
Defizit 


2. 


Betreffend 
Stammgüter 


Ungeschmälerte 
Erhaltung 


Wieder- 
herstellung 
suspendiert 


Wieder- 
herstellung 
suspendiert 


3. 


Finanzierung 
von 
Neubauten 


Durch die ordent- 

liehen Einkünfte 

iintpr Vprtpiliiiiir 

der Steuerlast auf 
eine angemessene 

Zahl von Jahren ') 


Zu '/"' dureh den 

ZU durch An- 
leihen 


Durch Anieihen 


4. 


Louang der 
AnuntlHitioDs- 
pläne 


Ganzer 
Schuldbetrag 


Durch reelle 

Aktiven nicht 

gedeckter 
Schuldbetrag 


Durch reelle 

Aktiven nirht 

^redeckter 
Schuldbetrag 


■ 

5. 

■ 


Tilgunps- 
periode 


frei 

1 


dObezw. 25 Jahre 


30 Jahre 
bezw. frei 


6. 


Bemessung 

fipr 

Amortisations- 
quoten 


frei 


Gleich gross (§78) 

bezw. mit Rück- 

fiicTit niif Sehtil- 

Ci\ III f 1 L4X kJVUUi 

Uenuiaximum 
yon 15 Millionen 
Franken 


Gleich gross bezw. 

fresctzlith fixiert; 
nni'li ywei .Ifthrpfi 

frei abgesehen vom 
Schuldenmaximum 
▼on 20 Millionen Fr. 


7. 


ZulasBige 

Höhe unpre- 
dcekter 
Schulden 


0 


15 Millionen Fr. 
Im Jahre 1922 


20 Millionen Fr. 
im Jahre 1922 


8. 


Organe der 
Finanz- 
kontrolle 


Bezirksrat, 
Direktion des 
Innern 


Experten- 
kommission, 
Beziricsratf 
Begierungsrat 


Experten- 
kommission, 
BezüHcsrat, 
Begierungsrat 


9. 

1 


Mittel der 
Kootroilc 


Prüfung 

der 
Kechnuogen 


Prüf ung der Rech- 
nungen. Gonehmi- 
gmig des 1. Bud- 
gets und des 
Amortisations- 
planes 


Prüfung 
der 
Bechoungen 



') Biese Bestlmmaii^ kommt oatliriieh auch »nf eine Ermächtigung zn Anleihen 

heraus. Immerhin ist die Bemessung der Tilgangsquotcn dann offenbar u. U. Sache 
-<ler Anfsichtsbeliörde. Sie kann den Begriff , angemessen" interprptiereu. Insofeini 
4iaterstcbt die Finanzierung der Gemeinden einer scbürlercu Kegeluug. 
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Das all<5eiii<'iiie (iemeiiidoliiKinzrecht ist d«Mnii;icii in Punkt 
2, 8, 4, 7, schärfer aln das stä<ltischc Sonderrecht. DasB Punkt 
2, 4 und 7 die für den Finanzhaushalt grandlegenden Be- 
Stimmungen betreffen und somit wesentlich bedeutungsvoller 
sind als die übrigen Punkte, zeigt ein Blick auf die Tabelle. 

Streiigei- als das Oemeinde^eaetz ist dage^jen das Zuteilung«- 
gpsetz in Punkt 1, 5, 6, 9. Das vcrworfpnp VerAval In n<4s- 
<^rosot/, aber ist in Punkt 1 schärfer üls das ( ieineindegesetz. 
in IHuikt 5 teilweiise gleich streng, in Punkt 9 gleich streug, 
während die Frage, ob Punkt 6 als eine Verschärfung aufeu- 
fassen ist, wie schon betont, eine offene ist. 

Punkt 8 betrifft lediglich die Organisation der Finanz- 
kontrolle und enthält somit keinerlei materielle Erhöhung der 
Anforderungen an die städtische Finan/gel)arnng. Trotzdem 
wird uidjegreillicljerwei^e gerade dieser Punkt immer wieder 
als eine ungerechtfertigte Beschränkung der Froilirit der Süidl 
gegenüber der den nl>rigon Gemeinden gewährten Autonomie 
aufgefaast. Die Verteidiger der „Selbständigkeit^ der Stadt 
gingen in der Kantonsratssitzung vom 2. März 1903 so weit, 
im Anschluss an die Frage der Beibehaltung oder Abschaffung 
der Expertenkommission die generelle Forderung aufzustellen, 
dass der Stadt diis gleiche Hecht <re währt werde wie den 
andern (lemeinden und unter den gleiclicn l\;uiteleii.\) wohl 
ohne eine Ahnung davon zu haben, was für Geister sie damit 
heraufbeschworen! Man stelle sich nur einmal — die sicher- 
lich nicht beabsichtigte — Wirkung der Aufhebung des „ver- 
schärften" Stadtrechts und der Unterstellung unter das Ge- 
meindegesetz vor. Die Stadt müsste ihre Stammgüter wleder- 
hei-stellen. also, selbst bei Gewährung einer zehnjiihrigen Frist, 
den oi'dentlichen Verkehr jährlicli mit rund 4Ü0.O00 Fr. be- 
lasten. (Stammgutdelizit Ende 1902: 4,685,433 Fr.) Die Stadt 
müsste ferner auch die durch realisierbare Aktiven gedeckte 
Schuld in ihre Amortisationspläne aufnehmen. Der Umfang 
der Amortisationspläne würde dadurch um ungefähr 70,9 
Millionen Fr. erweitert. Endlich wäre auch noch der heute 



') Die Kautelen sind ja, wie riujkt U der Tabelle zeigt, die gleichen. 
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nicht tilgungspüichtige Teil der Schuld, der zwar nicht durch 
reelle Aktiven gedeckt ist, aber auch 20 Millionen Fr. nicht 
überschreitet, laut Rechnung für 1902 14,7 Millionen Fr., eben- 
falls zu amortisieren. 

Die nächste Folge der Befreiung von dem „Bevormundungs- 
gesetz" wäre also eine für die Zeit bis zum Jahre 1922 um 
den Betrag von beinulit- ÜO Millionen Fr. (4^ + 70,9 -f 14,7) 
erhöhte Tilgungsptiichl. Dafiii" erliiolto die Stadl nllerdings 
einige „Vergünstigungen wie z. B. die, dass statt 15 Per- 
sonen (3 Experten, 5 Bezirksräte, 7 Hegierungsräte) sich nur 
noch 6 Personen (5 Bezbksräte und Direktor des Innern) mit 
der Prüfung ihrer Rechnungen befassen würden, oder daas 
statt gesetzlich fixierter Tilgungsperioden, „angemessene" d. h. 
auf administrativem Wege unter Unisläiulen von den Aufsichts- 
behörden aufzuerlegende Til<^ungs])erio(leii eingehalten werden 
müssten. Also I an tausch gesetzlicher Sicherheit gegen admhii- 
strative WiUkür! 

Unter diesen Umständen würde die Motivierung jener An- 
sichten über das Verhältnis von Gemeindegesetz zu Zuteilungs- 
gesetz bezw. Revifflonsentwurf rätselhaft erscheinen, wenn nicht 
die folgende Tatsache alles erklärte: 

Das Gemeindegesetz stellt allerdin<][s schärfere Anforde- 
rungen an die Finanzgebarung der Ueniciuden, doch stehen 
diese unglücklicherweise zum grössten Teil nur auf dem Papier; 
das Zuteilungsgesetz dagegen ist weniger streng, aber es wird 
im Granzen durchgeführt! 

Versteht man nun unter „Gleichstellung von Stadt und 
Land" die Unterstellung der Stadt unter das wirkliche, aus 
Wortlaut und Geist des Gemeindegesetzes hervorgelieiide all- 
gemehie Gemeuidefinanzrecht, so werden dadurch die Anforde- 
rungen an den städtischen Fmanzhaushalt erhöht und nicht 
erniedrigt. VeiBteht man dagegen unter der Aufhebung des 
städtischen Sonderrechtes die Unterstellung der Stadt unter 
das Gemeindegesetz, so wie es durchgeführt wird oder 
vielmehr nicht durchgeführt wird, dann ist die Stadt 
gegenüber den Landgememden allerdings benachteiligt, be* 
vornmndet. 
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Da es aber koinoin Zweifel unterliegen ksmn, dass bei 
einem Vergleich der Trag weile zweier Gesetze ihr Wort- 
laut und ihr Sinn und nicht etwa das Mass ihrer tat- 
sächlichen Durchführung entscheidend sind, so ist damit 
die ganze Lehre von der unwürdigen Bevormundung der Stadt 
ins Reich der Fabel verwiesen. 

II. Die EitwieUMg der BezIehiiDgeB zwisehei Einahaen ini 

Ausgaben 1893—1903. 

Mit der Darstellung der rechtlichen Ordnung der Bezieh* 
ungen zwischen Einnahmen und Ausgaben ist auch derjenige 
Teil unserer Aufgabe, der in der Vorfnhning der positiven 

städtischen Finanz^esetzgebuii^ bestnnd. erledigt. Bevor wir je- 
doch (Ion für den letzten Absclmiti teservierten linanzpolitischen 
Exkurs antreten, ist es nötig, sich über die tatsächlichen 
Wirkungen des bisherigen Uechtszustandes Rechenschaft zu 
geben, zu untersuchen, ob die der Stadt zugewiesenen Einnahme- 
quellen hinreichend bemessen sind, ob die zur Aufrechterhai* 
tung solider Finanzgebarung au^ifestellten Grundsätze über die 
Beziehungen zwischen Einnahmen und Ausgraben sich als wirk- 
sam erwiesen haben und ol) endlich die Bestimmungen über 
die staatliche 1^'inanzkontroUe zweckmässig genannt werden 
küimen oder nicht. 

Es versteht sich von selbst, dass dabei nicht alle der im 
Vorhergehenden erörterten gesetzlichen Bestimmungen In Be^ 
tracht kommen können, sondern dass eine Beschränkung auf 
diejenigen Punkte eintreten mum, welche für die Finanzlage 
der Stadt von Wichligkeil {gewesen sind bezw. noch sind. 

1. Dcin<^'eni;is.s schränken wir uns. indem wir uns zunächst 
der Betrachtung des ordentlichen Fi nanzplans zuwenden, 
auf die Untersuchung von drei Punkten ein, nämlich erstens 
auf das Verhältnis zwischen Einnahmen und Ausgaben in den 
Jahren 1893 — 1903 im Allgemeinen, zweitens auf die Art der 
Balaneierung des ordentlichen Budgets und drittens auf die 
Beteili^uii«,^ des ordentlichen Verkehrs an der Bestreitung der 
Neubautenkosten. 
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Das Verhältnis zwischen £innahinen und Aus^ 
gaben im ordentlichen Verkehr hat sich laut Hechnungen 
(1893—1902) bezw. Budget (1903) seit der Vereinigung in 
folgender Weise gestaltet: 



Jalif 


Kinnahnieii 


Ausgaben 


Vorachlag 


Hückscblag 




FT. 




liV 

TT. 


1893 


7,550,811 


7,601,533 




50,742 


1894 


8,147.ü:>9 


8.222,562 




75,502 


1895 


8,993,114 


8,927,137 


65,976 




1896 


10,120,141 


9,812,350 


307,790 




1897 


10,551,511 


10,288,807 


262,704 




1898 


12,231,781 


11,973,240 


258,540 




1899 


12,458,494 


12,283,406 


175,088 




1900 


12,606,626 


12,923,350 




316,723 


1901 


13,001,476 


13,172,315 




170.839 


1902 


13,346,891 


13.390.967 




50,076 


1903 


12,943,220 


13,152,510 




209,290 



Die beiden ersten Rechnungsjahre der einheitlichen Ver- 
waltung brachten also Defizite, die aber in Anbetracht der 

schwierigen Finanzlage der neuen Sladlgemeinde auffallend 
niedri«; pfcnannt werden niiis.sen. Berücksichtifji man noch den 
Umstand, dass die Hechnung des Jahres 1893 im oidentliclien 
Verkehr durch zwei ausserordentliche Ansgaben belastet wurde, 
nämlich mit den Kosten der Organisation der neuen Stadtver- 
waltung (186,701 Fr.) und den Kosten für Vorkehren zur Ab- 
wendung der Choleragefahr (53,674 Fr.) Ausgaben, ohne der^ 
Notwendigkeit die Rechnung pro 1893 mit einem Aktivsaldo 
von iiuid 180.000 Fr. geschlos-sen hätte, so w 'm] man das 
finanzielle Del)iit der neuen Stadt Zürich ein sehr bethedigendes 
nennen können. 

Noch günstiger fielen die HedinungBeiigebnisse der Jahre 
1895—1899 ans, die sämtlich zum Teil ganz beträchtliche Ueber- 
schüsse brachten. Erst mit dem Jahre 1900 ändert sich unter 
dem Drucke der auch die Stadt Zürich schwer treffenden 
wirtscimllliclieii Krise das Bild. Von da an schlieasen sämt- 
liche liudj^fets und ll(?clinun«^ori mit z. T. hcdeuleiiden Hiick- 
sciiiägen ab. Immerlün übertritt die Gesanitäunime der in 



Digitized by Google 



— 64 — 



den Jahren 1893—1903 vui-gekommenen Aktivsakli (1,070,098 
Fr.) die (Tesamtsunime der im gleichen Zeitraum vorgekomme- 
nen Paasivsaldi (873,172 Fr.) um den freilich nicht sehr be- 
deutenden Betrag von ungefähr 200,000 Fr. 

Soweit also die Entwicklung der Besiehungen zwischen 
Einnahmen und Ausgahen als Massstab dienen kann, wird man 
die städllsche l-inaii/la^'e günstig nennen können. 

Im Vergleich zu den Voranschlägen müssen die liech- 
nungsergebinsse sogar äussei'st günstig genannt werden. Denn 
während im Zeitraum von 1893—1902 nur fünf Hechnungen 
(1893, 1894, 1900, 1901 und 1902) mit Defizit ahschlossen, 
weist die Gegenüberstellung der Einnahmen und Aus- 
gaben sämtlicher Budgets von 1893 — 1903 ausnahms- 
los einen Passivsaldo auf, nändich 



Nach dem, was im Abschnitt Ober die rechtliche Ordnung 

der Beziehimgeii zwischen Kinnahmen und Ausgaben bezüglich 
des Budgctrechls der Stadl Zürich ausgefüiirt wurde, war dies 
imu aiierdings an sich schon unzulässig. Die Stadt darf kraft 
% 80 des Zuteilungsgesetzes kein Budget bescbliessen, in dem 
Einnahmen und Aufgaben sich nicht die Wage halten. Noch 
bedenklicher aber ist die Tatsache, dass die in g 76 des Zu- 
teilungsgesetzes bezw. § 3 des Liegenschaftensteueigesetzas ent- 
haltenen Anweisungen öber das Verfahren zur Herstellung des 
Budgetgleichgewich Is auch nicht ehunal in dem Siime zur An- 



im Jabn 



Badgetmftaaiger Räckitohlag 
Pr. 



1893 

1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 
1901 
1902 
1903 



72,750 
1 59,520 

51,370 
290,347 
283,225 
191,718 
304,675 
510.141 
209,290. 



48,190 
6.600 
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Wendling kamen, dnss wenigstens versucht worden wäre, die 
Einnahmen auf die Höhe der Ausgaben zu bringen. Die Miet- 
wertsteuer -wurde zwar bis auf den dreifachen Betrag erhöht; 
4ie gesetzlich geforderte Erhöhung sämtlicher Steuern aber, 
die hierauf nach § 76 zu erfolgen hat, unterblieb. Als dann 
im Jahre 1899 an Stelle der Mietwertsteuer die Liegenschaften- 
steuer zur Kinführung gelangte, w iinien trotz dem Hudgetdetizil 
gar nur zwei Einheiten erhoben, anstatt dass nach Massoalje 
von § 3 1. c. die Liegenachaftensteuer bis zu ihrem fünftaciien 
Betrag erhöht und dann eventuell noch euie Erhöhung d^r 
Vermögens-, Einkommens- und Mannssteuer beschlossen worden 
.wäre. 

Freilich muss zugegeben werden, daas die Entschuldigung 
für diese Nichtbeachtung der gesetzlichen Voi*schriften hi dem 
UnislaiKie liegt, dass in den Jalireii 1890 — 1899 die Hechnungs- 
ergebnisse beständig bedeutend günstiger aushelen als die 
Budgetevaluationen und dass die in den Jahren 1899 — 1903 
herrschende Liegenschaitenkrise nicht el>en die geeignetste 
Zeit zur Erhöhung der Liegenschaftensteuer war. Auffallend 
ist nur, dass die kantonale Expertenkommission, die, wenn 
sie aucli die Voranschläge nicht zu begutachten hat, so doch 
l)ei Prüfung der Jahresreclnmngen sich über die Ausführung 
aller auf den Finanzhaushalt bezüglicher (iesetzesbestinnu- 
ungeii auszusprechen befugt ist, diesen wichtigen Punkt in 
ihren Berichten nicht berührt. 

In dritter Linie kommt bei der Betrachtung der Ent- 
wicklung der Beziehungen zwischen Einnahmen und Ausgaben 
im ordentlichen Verkehr das Mass der Beteiligung der 
ordentlichen Kinkii ritte an der Bestreitung der Xeu- 
baiitenkosi en in Fi-age. 

Der Stadtrat halte, um die gesetzlich vorgesehene Grund- 
lage für die Bemessung des Zuschusses des ordentlichen Ver- 
kehrs an den ausserordentlichen ssu schaffen, unterm 16. Mai 1894 
nach Massgabe von § 84 des Zuteilungsgesetzes einen Vor- 
anschlag des mutmasslichen Bedarfs für Neubauten angefertigt. 
Die Rccliuungsprüfungskonunission des Grossen Stadtrates fand 
indessen, dass die notwendigen (Grundlagen für die Aufstellung 
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eines Neiil)aul<Mibudget8 /.. Zt. noch fehlten und dass daher das 
bisherige System, wonach iler Grosse Stadtrat den Zuschusa 
des ordentlichen Verkehrs jeweilen nach freiem Ermessen 
festsetzte, vorläufig noch beizubehalten sei. Dabei blieb es 
auch bis zum Jahre 1898 d. h. also bis zu dem Zeitpunlct, 
von welchem an die Bestreitung der Neuhautenkosten nach 
dem Initiativvorschlag des Grossen .Stadtrates für eiii neue?> 
Yerwaltungsgeselz erfolgte. 

]3ie FJestimnmngen des Zuteilung^igosotzes über die Be- 
teiligung des ordentlichen Verliehrs an der Bestreitung der 
Neubautenkosten sind also formell während der ganzen elf- 
jährigen Geltungsdauer jenes Gesetzes übeiiiaupt nie zur Aus- 
fohmng gelangt und materiell nur insoweit, als die vom 
Grossen Stadtrat festgesetzten Zuscliiisse so beniesso!) waren, 
dass sio laisächlich den Hestimmungen der i^i^ 82 — 84 des 
Zuteilungsgesetzes gerecht wurden. Die folgende Zusammen- 
stellung gibt darüber Aufsclüuss: 

Ansfjabon im ntisser- Znschnss des 

Jahr ordeutlichen 'vfrkchr. ordeatlinli<^ii Verkehrs. 

Fr, Fr. 

1893 2,256,347 300,000 

1894 2,075,850 400,000 

1895 1,616,299 600,000 

1896 2,463.612 800,000 

1897 2,819,703 1,400.000 



11,231,811 3,500,000 
An die 11 Millionen Franken betragenden Kosten des 
ausserordentlichen Verkehrs hat der ordentliche Verkehr von 
1893—1897 372 Millionen Franken Beitrag geleistet und die 
gesetzlich geforderte Quote (' r,) somit Obertroffen. 

Die seit dem Jahre 1898 ansgerichleten „Beiträge'' sind, 
wie oben gezeigt wurde, niclit mehr Kapitalzuschnsso an die 
Xeubaiitonkosten. somlcni einfaclie Aniortisatiüiis(|uolen. Seil 
diesem Zeitpunkt sind die Vorschriften der 82—84 des 
Zuteilmigf^esetzes auf rein administrativem Wege ausser Kraft 
gesetzt worden und durch Grundsätze ersetzt worden, die erst 
durch die Annahme des neuen Verwaltungsgesetzes vom Jahre 
1903 eine gesetzliche Grundlage erhalten hätten. 
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2. Bezüglich der Entwicklung der iie/iolumgen /wischen 
Einnahmen und Ausgaben im ausserordentliclien Finanz- 
plan ist, da hier ein Missverhältnis zwischen Einnahmen und 
Ausgaben im Wesen der Sache liegt und es sich, wie bei der 
Darstellung der rechtlichen Ordnung gezeigt wurde, nur um 
die Aufstellung von Kautclcn /ur VeiliiUuiig einer Uet>er- 
schiildiiiig liaiideln kaiai, nur eine BcLraclilung unter diesem 
letztern Ciesichtspunkt erforderlich. Der Vollständigkeit hall)er 
uud zur Fundierung unserer C'ntei'suchung der Schuldentilgung 
seien indessen die Ergebnisse der Neubautenrechnungen der 



Jahre 1893^1902 summarisch aufgeführt: 




Jalir 




RiDiwlinieii 


DeflBit 


Fr 


Fr. 


Ft. 


1893 


2,256,:U7 


1,061,837 


1,194,510 


1894 


2,075,850 


717,405 


l.SSS.^O.') 


1895 


1,616,299 


370,399 


1.246.900 


1896 


2,463,612 


477,711 


1,985,901 


1897 


2,819,703 


351.690 


2,468,013 


1898 


3,039,961 


621,944 


2,418,016 


1899 


4,825.167 


431,776 


4,216,737 


1 900 




1,646,109 


2,667,428 


1901 


2,910,250 


773,688 


2,136,562 


1902 


2,129,437 


846,164 


1.283,273 


1903 (Budget 1 


3.008.800 


814.150 


2.189,650 



Der Finanzbedarf im ausserordentlichen Verkehr hat sich 
demnach seit 1893 wesentlich gesteigert. Seinen Höhepunkt 
hatte er im Jahre 1899 mit 4,8 Millionen Franken erreicht. 

Seither ist ein teilweise rasclier Rückgang eingetreten. Erst 
das Jahr 1908 sieht wieder eine Steigerung vor. 



Bezüglich der Schuldentilgung sind entsprechend den 
drei Hanplkategorien der städtischen Schuld drei Arten von 
Amortisalionsverfahren zu unterscheiden, deren eines, das die 
sog. selbständigen ünternehinungen betreiiende, sich, wie er- 
wähnt, aus technischen Gründen der rechtUchen Normierung 

') Dio kt. p].\prrt('nkoininission untersuchte im .lalirp 1900 jede (»iii- 
zeliu- der sclhstäiuligeii ünternebmuiijsron biiisichtlu li der Abscbreibuugcu 
und sprach ihre volle Zufricüeuheit über das gcMouiieiic Resultat aus. 



1 

I 
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entzieht und je nach der Natur des Betriebes verschieden ge- 
artet ist. Es sei daher hier auch aiisser Acht gelassen und 
nur die Tilgung der „alten Schuld" (der z. Zt. der Vereinigung 
bestehenden Pasidven der Einxelgemeinden) und der nach 

Massgnlip xou ^ 82 des Zuteilungsgesetzes kontralüerlen Neu- 
bau leiüsciiiild ms Auge gefasst. 

Die alte Schuld (Amortisalidnskonto A) beliei sich am 
1. Januar 1893 auf lund 68 Millionen Franken. Hieven 
musste die Stadt jedoch laut § 78 des ZuteUungegeeetzes nur 
den nicht durch realisierbare Aktiven (ca. 35 Millionen 
Franken) gedeckten Teil tilgen, d. h. also 23 Millionen 
1^ ranken und zwar binnen dreissig Jahren und mit gleichen 
Aniiuiliiien. 

Die Ausführung dieser Voi-schrifl rief gleich anfangs einer 
gewissen durch die unbeslimnile Ausdrucks weise des Gesetzes 
veranlassten Unsicherheit. Das Gesetz verlangt nämlich einen 
„Amortisationsplan mit gleichen Annuitäten'', ohne jedoch zu 
bestimmen, ob „Annuität" identisch sei mit Amortisations- 
quote oder ob danmter die gesamte, d.h. aus Verzinsung 
und Amortisaliüusquüle sich zu.sannnensetzende Jahreszahlung 
zu vei"stehcii sei. Nnn begreift zwar die fran/ösisclie Finanz- 
wissenschaft, der der Ausdruck eninonunen ist, unter unniiile 
stets beide Posten, es erscheint aber im Hinblick darauf, dass 
das Zuteilungsgesetz von einem „Amortisationsplan mit 
gleichen Annuitäten" spricht, als zweifelhaft, ob dies auch 
Meinung des Gesetzgebers war. Denn für die Verzinsung 
braucht nicld ein besonderer Bedicnungsplan aufgestellt zu 
werden, da die Höhe der Zinsenlast sich einfach nach der je- 
weilip;eii H(tho der Kapitalscliuld riclilel und eo ijtso. niil oder 
ohne lilgungsplaii, vom ordentlichen Verkehr getragen 
werden muss. 

Die städtischen Behörden interpretierten die Vorschrift des 
% 78 indessen dahin, dass die Summe der Zinsen und Amor- 
tisationszahlungen alljähriich die nämliche sehi müsse und 

dass dalier die Aniorlisalioiisquoten in demselben Masse an- 
steigen müssen als die zur Verzinsung erforderlichen Sunnnen 
meiner würdeu. Diese Auffassung führte dann zur Aufstellung 
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eines 8chiildci]lilgunj,^phineH, der von 1893—1995 in folgender 
Weise zur Ausführung kam: 



Wie aus dieser Aufstellung hei'vorgeht, war der Stand 
der Schuld nicht einzig und allein durch «lic Hoho der Amor- 
tisationsquote bestimmt. Er stieg von 1893 auf 1894 um fast 
400,000 Fr., obgleich die Tilgung^quote 400,000 Fr. betragen 
hatte. Die Erklärung für den scheinbaren Widerspruch liegt 
in dem Umstände, dass die ab/ngsberechtigten realisierbaren 
Aktiven in dem genannten Zeitraum eine Verminderung und 
die til<iiiii>4S|»ilichli|^^eii Passiven daher eine eiil-^prechoiide Er- 
hüliung erfahren hatten. Die gleiche Talsaclie erlvlärt auch 
die Diftorenz zwischen dem Stand der Schuld im Jahre 1894 
(23,9 Millionen Franken) und dem Stand der Schuld im Jahre 
189& (8,8 Millionen Franken). In den Jahren 1894/95 — zur 
Zeit, da die Wogen der Gnindspekulation am höchsten 
gingen — hatte nämlich die definitive Bereinigung des Ge- 
meinde-Inventars stattgefunden und man hatte dabei den Wert 
der abzu^islx rcchtigfen realisierbaren Aktiven zwar kein(^s- 
wegs in einem ihren Verkehrwwert überschreitenden, aber 
doch immerhin beti*ächtUchen Masse, um beinahe 4 Millionen 
Franken, hhiaufgesetzt. Da sich auch andere realisierbare 
Aktiven bedeutend vermehrt hatten, so erklärt sich der be- 
deutende Rückgang der tilgimgsptliclitigen Schuld, der aber 
immerhin mir zum kleinsten Teil durcli die Amortisations- 
zahliiii^en hervorgerufen wurde. 

Die Voraussetzungen d(^s (Mslen, pruvisorisclien Schulden- 
tilgungsplanes waren damit natürlich hinfällig geworden und 
man machte sich an die Anfertigung eines neuen« Inzwischen 
d. h. für die Rechnungsjahre 1896 und 1897 emiässigte man 
die 'Amortisationsquoten auf 236,000 bezw. 12,561 Fr. (1) Nach- 
dem dann unterm 22. April 1897 der neue Tilgiingsplan die 



Stand der Schuld 
«m J. Jsviiar. 

Fr. 



AmortiüaUousauote 
(Annnitit ohne ZiuMmf. 

Fr. 



1893 
1894 
1895 



23,529,365 
23,901,188 
8,870,159 



400,000 
470,491 
459,876 
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Geiiehmipfun^' des Hegiemngsrates erhalten hatte, erfolgte die 
Amortmalion unter Festhaltung der oben erwähnten Interpreta- 
tion des Begriffs der Annuität in folgender Weise: 

t„>,- stund der Sebald am 1. Januar Amortbationaqaote 

••^"^ Fr. Fr. 

1896 . , ,10,481.880') 236,060 
1897 1 1"te™i8ZU8tand 245.820 12.561 

1898 10,232,709 264,096 

1899 9,978,662 263,625 

1900 9.715,037 273,511 

1901 9,441,526 283,767 

1902 buih^eX 9.157,758 294,420 

1903 „ 8,863,338 305,450 

Aus diesen und aus den bezüglich der Jalire 1893 — 1895 
mil^^e teilten Daten ergibt sich die Tatsache, dass die Amorti- 
sation der „allen ^cliiild". selbst unter \'orausset/.ung der Zu- 
lässigkeit der erwähnten lnleri)r(>laliun des Begriffs der Annuität, 
jiicht in einer den gesetzliclicn Vorschriften entsprechenden 
Weise erfolgt ist. Denn von „regelmässig ansteigenden Amorti- 
sationsquoten^' kann doch offenbar angesichts der in den Jahren 
1893—1898 voigekommenen Differenzen nicht die Rede sein. 
Was aber noch weit bedenklicher ist, das ist der Umstand, 
dass die Motiviening der aufgetretenen Schwankungen (Aende- 
rung des Standes der tilgnngsptliclitigen Schuld) eher alles 
aii(lei-e eiilhäli als eine Erklaniii}^. Denn eine Aenderung 
des JSlandes der tilgungspfliclitigeu Schuld ist vor 
% 78 des Zuteilungsgesetzes überhaupt nicht zulässig. 

Indem nämlich der Gesets^eber die gemäss § 78 des Zu- 
teilung^esetzes zu tilgende Schuld definierte als „die bei Be- 
g i n n der einheitlichen Verwaltung vorhandenen Passiven, so- 
weit ihnen realisier! »are Aktiven nicht gegenüberstehen", wollte 
er als Bemessungsgrundlage für die AuioiUsationsquoten der 
im Verhältnis zu den Grunds;üzen des allgemeinen Gemeinde- 
linanzrechts ja erheblich reduzierten tügungsptiiclitigen Schuld 
den Stand der Schuld am 1. Januar 1893 erklären. 



') Die I)ift«'TV'!iz L^nLToiuiher deui Jahre 1895 erklärt sich auf die gleiclie 
Weise, wie dies bei den Differeuzeu lü\)3 — 18i)5 der Fall ist. 
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Der Gesetzgeber bestimmte somit in § 78 des Zu- 
teilungsgesetzes nicht nur die Grundzüge der Anlage 
des Amortisationsplanes, sondern auch die Voraus- 
setzungen, von denen bei seiner Erstellung auszu- 
gehen ist. 

Jedem unter der Herrschaft des ZuteiliuigsgeHctzes Ix^zw. 
der entsprechenden Bestimmungen des Entwurfs zu einem neuen 
Verwaltungsgesetz 70) anzufertigenden Schulden tilgmigs- 
plan sind daher die gesetzlichen Voraussetzungen zu Grunde 
zu l^en und es ist unzulSasig, auf rein administrativem Wege 
beliebige andere, mehr oder weniger zutreffende Voraussetzungen 
an ihre Stelle zu setzen. 

Ks ist eigentümlich, dasvS die kantonale Experteiikonniiis- 
sion an der mittelst l^'ederstrich bewerkstelligten Schuldentilgung 
im Jahre 18yö nui- den „groasartigen Massstab" der Höher- 
wertung der Liegenschaften zu beanstanden fand^) imd die 
viel wichtigere Tatsache ganz zu übersehen schien, dass durch 
«ine grundsätzliche Zulassung einer Aenderung der gesetz- 
lichen Bemessungsgrundlage fQr die Tilgungsquoten auf admini- 
strativem Wege das Mass der Ausführung des § 78 des Zu- 
teil ungsgesetzes dem l^^nnessen dei- Stadtgenieinde anlieim ge- 
stellt wird. Es braucht nur wieder eine Hausse der Boden- 
preise einzutreten, die Stadt die abzugsberechtigten Aktiven 
80 hoch zu schätzen, dass überhaupt keine tilgungspflichtige 
Schuld mehr übrigbleibt, — und die Schuldentilgung auf Amorti- 
sationskonto A kann überhaupt eingestellt werden. 

Die Tilgung der Neubautenschuld (Amortisations- 
konto B) verursachte ebenfalls allei'lei Schwierigkeiten. Wie 
bei der Darstellimg der rechtliclieii Ordnung der Beziehungen 
y, wischen Einnahmen und Ausgaben gezeigt worden ist, muss 
gemäss § 82 des Zuteilungsgesetzes derjenige Teil der Neu- 
bautenkosten, der nicht direkt vom ordentlichen Verkehr 
übernommen werden muss und nicht durch reallderbare Ak- 
tiven gedeckt ist, binnen fünfundzwanzig Jahren amortisiert 



^) Bericht vom 31. August 18%, Seite 10. 
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Averdeii und zwar so, dass die ungedeckte Schuld am 31. De- 
zember 1P22 keinesfalls mehr als fünfzehn Millionen Fr. be- 
tragen darf. 

Die Ausführung dieser Vorschriften ist nicht so leicht, als- 
es auf den ersten Blick scheinen möchte. Denn es genügt 
offenbar nicht, den nach Abzug des Kapitalznscbusses des 

ordentlichen Vorkolirs verldcilx'iidcn liest des jiüirlichen Xeu- 
bautenrecliiiuiigsdelizits durch finifu!i(]/.w;iri/i<i zu dividieren 
und alljährlich eine dieser fünfundzwanzig (Juoten in das ordent- 
liche ikidget einzustellen. Denn wenn durch ein solches Ver- 
fahren auch % 82 des Zuteilungf^esetzes volle Genüge geleistet 
wird, so ist doch damit immer noch keine Garantie für Nicht- 
Überschreitung des Maximums der ungedeckten Schuld im Jahre 
1922 gegeben. Und selbst wenn das lotzlore Moment weniger 
Schwierigkeiten bereitet hätte, als es tatsächlich der Fall war, 
so wäre dennoch die Aufstellung eines Aniortisationsplanes so 
lange ein fruchtloses Unternehmen gewesen, als der abzugs- 
berechtigte Beitrag des ordentlichen Verkehrs nicht genau be-^ 
kannt war. Daas dies während der Jahre 1893 — 1898 nicht 
der Fall war, dass das m g 84 des Zuteilungsgesetzes vorge- 
sehene zehnjährige Neubautenbudget, diese (Grundlage für die 
BeiiK'ssiiii^r der Heiträge des oidentlichen Verkehrs an den 
ansserordeiitlielieii, nie zu Stande kam, wurde bereits erwäliiit 
und es ist daher auch der L'iiisland, dass es bezüglich der 
Ausführung des g 84 des Zuteilungsgesetzes nicht über einen 
vom Stadtrat ausgehenden Versuch hinauskam, als die eigent^ 
liehe Ursache der Unklarheit, welche lange über die Tilgung 
der Neubautenschuld herrschte, zu bezeichnen. 

Nachdem in den Jahren 1893 — 1898 immerhin Amorti- 
sationen in beträchtlirhem Umfang erfolgt waren, deren Be- 
trag in der oben angegebenen Weise (Division des jährlichen 
Neubautendelizits durch fünfundzwanzig) ermittelt wurde, traten 
vom Jahr 1899 an die vom Grossen Stadtrat Zürich vorge- 
schlagenen Tilgungsgrundsatze durch Beschluss des Regierungs* 
rates vom 14. September 1899 in Kraft Die Ausführung 
dieses Amortisationsplanes ist seither hi folgender Weise vor 
sich gegangen: 
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Amorasationsqiiote Effektiv Mehrleistung ^4-) 

Jahr iMt TIlgungsplMl g«l«iatet» lairtmief )-ei^nüber 

Yom 14. Sept. im Aii»«tIs«tioii ^'SrTilK.nÄi 

Kr. Ft. Kr. 

1898 1,600,000 1,600,000 0 

1899 1,624,180 1,624,180 0 

1900 1,645,946 1.645,358 — 588 

1901 1,667,920 1,672,032 + 4,111 

1902 1,690,100 1,689,695 — 406 

1 903 (Büdgel) 1,712,487 1,409,250 — 30o,2.i7 

Die voigenonrnienen Tilgungen entsprachen demnach mit 
Ausnahme der für das Jahr 1903 vorgesehenen nahezu den 
im Amortisaüonsplan festgesetzten Beträgen. Es bleiht indessen 
zur Beurteilung der Lage der städtischen Schuld noch die 
Frage zu jniifen. ol) dio im Tilgungsplan gemachten Voraus- 
setzungen el)eiifalls (Unch die Tatsadien bestätigt worden sind 
und ob daher die l)eal)siditigle Wirkung der vorgeuomnienen 
Amortisationen eingetreten ist. Aus den Rechnungen der Jahre 
1898 — 1902 eiigeben sich hierüber die folgenden Daten: 

Defizit der Neti- Befisit de» anaaer- n:««..,....,^ 

- - bautenrechnung •) ordentl. Verkehrs t^w^Il 

Jähr jaat Tilgongsplan laut Rechiimig ' 

Kr. Fr. Pf. 

1898 2,418,016 2,418,016 0 

1899 2,176,653 4,393,390 + 2,216,737 

1900 2.197,370 2,667,428 + 470,057 

1901 2,218.049 1,836,563^) — 381,486 

1902 2.238.679 1.28B.278 — 955,406 

1903 2,259,250 (Budget; 2,189,650 ~ 69,600 

Das tatsäclillche Defizit der Neubautenrechnung entsprach 
also mir im Jahre 1898 genau dem im Schuldentilgungsplan 

festgesel/len Betrag. In den .lalnen 1899 und 1900 übei'stieg 
es ihn um die belrarhtliclie Suiunie von total 2,6 Millionen Fr. 
In den Jahren 1901 — 1903 dagegen blieb es um den Gesamt-^ 
betrag von 1,4 Millionen Fr. unter den Evaluationen des Amorti- 
sationsplanes. Es müsste also heute eigentlich ein Ueberschuss. 



') biklusive Vorzinsuriir der uiifroderkteii Scluild. 
-) Nach Einwurf ciiios Zusoliuss(!8 von 3üü,üüü Fr. aus der Keserve 
für aiuflerordentiliche Unternehmungen. 
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-des tatsächlichen Verbrauchs im ausserordentlichen Verkehr 
über den vorgesehenen im Betrage von 1,2 Millionen Fr. be- 
stehen. Da aber das Defizit des Hechnungsjahres 1899 durch 
sogenannte „ausserordentliehe Beiträge'^ nämlieh Vorerlöse auf 
verkauften realisierbaren Aktiven auf den tilgungsplanmäa- 
sigen Betrag herabgediückl wuido. so l)e«teht das Hesultiit 
der von 1898—1903 aufgetretenen Delizile mi ausserordent- 
lichen Verkehr in einem Minder verbrauch von ungefähr 1 
Million Fr. Da femer, wie gezeigt, die effektiv vorgenomme- 
nen Amortisationen in den Jahren 1898 — 1902 den im TU- 
.gungsplan vorgesehenen entsprachen, so musste am Schlüsse 
des Rechnungsjahres 1902 der Stand der ungedeckten Schuld 
nm jenen Betrag von 1 Million Fr. kleiner sein, als der Til- 
gun^splan voi-sali. Die Zahlen bestätigen diesen Schluss in 
folgender Weise: 

Stand der ungedeckten Stand der ungedeckten 
Schuld laut Amorti- Schuld laut Amorti- 

■ationsplaa Bationskonto B 

Fr. Pr. 

Am 31. Dezember 1898 4,710,747 4710,747 

„ „ „ 18ÜÜ 5.2()H.220 5,204,351 

n „ „ 1900 5,814,044 6,226,421 

„ „ „ 1901 6.864,773 6,320.674 

„ „ „ 1902 6,913,351 5,914,252 

Der tatsächliche Stand der ungedeckten Schuld hat somit 
-den im Amortisationsplan vom 14. September 1899 vor gesehe- 
nen Betrag noch nicht erreicht und das Tilgungs verfahren in- 
folge des über^^'io<_' Hilden Einflusses der günstiger, als vorge- 
sehen, ausgelallcnen Neuhautenreclmungsdeüzite seinen Zweck 
mehr als erreicht. 

In letzter Linie ist hei der Betrachtung der Beziehungen 
zwischen Einnahmen und Ausgal)en der Einfluss der Tätig- 
keit der staatlichen Finanzkontrolle zu untersuche 
Als es sich in der Sitzung des Kantonsrates vom 2. März 1903 
um die Frage handelte, ob die kantonale Expeiienkommiseion 
im Entwurf zu einem neuen Verwaltungsgesetz beizubehalten 
o(\ov ;il)zu.schaffen sei, wurde luehrfach die Hehauiitnng auf- 
gestellt, die Institution sei übertiüssii^ gewurden, sie iiabe in 
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den zehn Jahren ihres Hestehens eigentlich wenig hervorge- 
bracht und auch gar Iceinen Anlass zum Ehigreüen gehabt. 

Es ist nun allerdings zuzugeben, dass der Einfluss der 
staatlichen Finanzkontrolle auf die Finanzgebariing der Stadt 
kein allzu grosser gewesen ist. Die Expertenkommission hat 
nicht verlüiidern können, dass die Vürschrifton betreffend die 
Ardago des Budgets nicht eingehalten wurden; sie hat ferner 
•die Heröteliung des Neubaulenlmdgets und die Festset/Auig 
4er Zuschüsse des ordentlichen Verkehrs gemäss g 84 des Zu- 
teilungsgesetzes nicht erzwhigen können. Sie hat die Substi- 
tuierung von Voraussetzungen, welche den gesetzlichen wider- 
sprachen, im Tilgungsplan betreffend die alte Schuld nicht 
verbieten können. Sie hat auch nichts tun können, als der 
-SclnddeiililguDgsplan vom 14. SepteDi])^!- 1899 sich sclioii im 
zweiten Jahre seines Bestehens hinsichtlich seiner Voraus- 
setzungen als illusorisch erwies. 

All' das hat die staatliche Finanzkontrolle in ihrer g^n- 
wärtigen Organisation nicht verhindern können und insofern 
war die erwähnte Kritik vollkommen am Platze. Es frägt 
sich nun aber nur noch, wo die Ursachen dieser Wirkungs- 
iusigkeil Heften. Au den äusserliciieu Formen gewiss nicht; 
ob die Kontrollinstanz Bezirksrat heissi oder iiegiei'ungsrat 
oder Expertenkommission, das verbürgt eine wirksame Aus- 
übung der Finanzkontrolle so wenig wie es sie ausschliesst. 
Ebensowenig können persönliche Momente m einer solchen 
JFrage von entscheidender Bedeutung sein. 

Die Erfolglosigkeit der bisherigen Handhabung der staat- 
lichen Finanzkoiiliollo ist vielmehr einzig und allein darin zu 
suchen, dass man ilir wohl Anl^ iben zuwies, die Mittel zur 
Durchführung dieser Aufgaben iln* aber verweigerte. Wie 
konnte denn die Expertenkommission, die kein anderes Kuntroll- 
mittel besass als die Prüfung der Jahresrechnungen, mit diesem 
Instrument, das ihr höchstens die Anstellung von post festum 
kommenden philosophischen Betrachtungen gestattete, irgend 
einen der hczeichnolen Fehlgriffe in der städtischen Finanz- 
geljurung unmöglich inaclioiif Wenn die fro^^enw artige Orga- 
nisation der staatlichen i<'inauzkonlt-oUe keuie befriedigenden 
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Heüultale geliefert Im f. so lin;:! dies daran, das8 der Gesetz- 
geber vom Jahre 1891 die wohldurclidachten Vorschläge der 
kantonsrätlichen Kommission für das Zuteüungsgesetz, Vor- 
schläge, die durch Aufnahme des Rechts der Prüfung des 
Budgets und der Nachtragskreditl)egehren die Kontrolle zu einer 
effektiven machen wollten, in ganz umnotivierter Weise ab- 
änderte, indem er die Kontrnllhebördo für den Hlädlisclieii 
Finanzliaushalt nicht etwa mit weitergehenden Kompetenzen« 
aasstattete, als sie die KontroUbehörden für die Finanzen 
der übrigen Gemeinden besitzen, sondern einfach eine Instanz 
mehr schuf, so das Verfahren verlangsamte und daher den 
Zeitpunlct, in welchem die Kritik der fraglichen Finanzperiode 
einigen Druck auf die (xemeindebehörden ausüben kann, 
lünansscliob. 

Der Entwurf /u einem ,,(ieset/. l)elr, die Verwaltuni^r der 
Stadl Zürich*' vom Jahre 1903 behielt die l)islierige Organi- 
sation der Finanzkontrolle bei. Es werden daher wolü auch 
in Zukunft anderthalb bis zwei Jahre nach Abschluss der 
Rechnungsjahre offizielle Betrachtungen über ihre Ergebnisse 
erscheinen. Das tatsächliche Mass der Ausführung der Be- 
stiiJiüHuigen über die Beziehungen zwischen Kiniiaiunen und 
Ausgaben wird wie l)ishei- in der Hauptsache von den Btädt- 
ischea Üehörden festgesetzt werden. 



Am Ende unserer Betrachtung der Entwicklung der Be- 
ziehungen zwischen Einnahmen und Ausgaben in den Jahren 

1893 — 1903 angelangt, können wir nunmehr als Resultat 
und gleichzeitig als wegleitende Voraussetzungen für den an- 
zutretenden finanzpolitischen Kxivurs die Hauptpunkte folgender- 
masseii Ivurz zusammenfassen: 

1. Im ordentlichen Verkehr schloss in den Jahren 
1893 — 1903 kein einziges Budget im Zustande des Gleich- 
gewichts zwischen Einnahmen und Ausgaben. Die Rechnungsr- 
ergebnisse fielen erheblich'günstiger aus; die Summe der vor- 
gekommenen Aktivsaldi übertrifft die Summe der voi"ge- 
kommenen Passivsaldi ma ca. 200,000 Fr, 
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11. Dieses in Anbetracht der j^iossen Schwieri^iikeiten, mit 
<ieDen die Stadt zu kämpfen halle, nicht ungünstige Hesuitat, 
wurde jedoch zu einem guten Teil nur durch ßrsparnisse auf 
dem Gebiete der Schuldentilgung erreicht. Ohne die unzu- 
lässige Reduzierung der tilgungsptiichtigen alten Schuld -wäre 
das Ergebnis der Hechnungen ein beträclitlich ungünstigeres. 

Iii. Die ungedeckte Schuld der Neuhaukiirechnung hat 
den laut Amortisatio!is]>lan zulassigen }>eti-;i^ im Jahre 1903 
noch nicht erreicht. Soll aus dem bishei igen Verlauf dieseb 
Teils der Schuldentilgung ein Schluss für die Zuliiunft gezogen 
werden, so wird es der sein müssen, dass für Zeiten wirt- 
schaftlicher Prosperität und rascher Bevölkerungszunahme 
(1899/1900) das vorgesehene Defizit der Neubautenrechnimg 
{2 AüUionen Franken iiuverimdorlicli von 1898 — 1922) sich 
voraussiclilllcli als zu niedrig bemessen herausstellen wird. 
Die günstigen Ei^gehiübse der Jahre 1901 — 1903 dürften auf 
die Stagnation in der Bevölkerungsvermehrung zurück- 
zuführen sein. 

Es wird daher auch, sobald günstigere Verhältnisse em- 
getreten sein werden, eine Erhöhung der Amortisaiions(|iu)ten 

vorgenommen werden müssen, sofem das Ziel der Schulden- 
tilgung (20 Millionen Franken ungedeckte Schuld im Maxiumm 
um 31. Dezember 1922) erreicht werden soll. 

Es handelt sich nuiunehr darum, Mittel und Wege aus- 
findig zu machen, durch die einerseits dieser in sicherer Aus- 
sicht stehenden Steigerung des städischen Einanzbedarfe he- 
gtet werden kann und durch die es anderseits der Stadt 
ermöglicht werden soll, alle ihre Bedtirfiüsse zu befriedigen, 
ohne genötig I zu sein, daroh die Erfüllung ihrer gesetzlichen 
Obliegenheiten zu vernaciüassigen. 
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KUnfter A.bschinitt. 

Finanzpolitischer Exkurs. 



£8 wurde schon in den vorstehenden Abschnitten mehr- 
fach kurz darauf hingewiesen, dass die Finanzlage der Stadt 
Zürich, als eines lediglich autonomen Gemeinwesens idcht 

ausschliesslich durch die Finan74];ebariing der städtischen Be- 
hörden bestinjiiiL wird, soiuleni 1 ass die kantonalen He- 
hörden. vor allriii die j^^'sl'I /.gebende üewalt, die die <?eHfnnie 
Stadtiiaanzverwaltung iu ilueu Gruiidzügen regelt, uicht nur 
einen mitbestimmenden, sondern sogar einen vorwiegenden 
Einfluss ausübt. j 

So wenig also die Stadt bei günstigen Finanzverhältnissen I 
ein Verdienst in Anspruch nehmen kann, wenn diese lediglich 
das Produkt einer den Bestand solcher Verhallnisse bezweck- 
enden Gesetzgebung sind, so wenig kann auch die Stadt zur 
Verantwortung für Mängel herangezogen werden, die durch 
eine unvollkommene Beschaffenheit des städtischen Finanz rechts 
hervoigerufen wurden. Der Finanzvoretand der Stadt Zürich 
kann daher mit voUem Recht auf manchen die städtische 
Finanzverwaltung betreffenden Vorwurf städtischen und kan- 
tonalen Behörden mit dem bekannten Ausspruch eines franzö- 
sischen Finanzniinisleis antworten : ,.Faites-moi de bonne 
polilii(ne et je vous ferai de bonnes linances!" 

So oft also ancli eine für den Finanzhausbalt günstige 
oder ungünstige Tatsache das Produkt gemeinsamen Wirkens 
der Staats- und Stadtbehörden ist, und somit eine Abgrenzung 
des Umfangs der Wirksamkeit eines jeden Teiles erschwert 
ist, so ist es immerhin bei der Lösung der uns hier allein 
beschäftigenden Kragen, wie durch künftig vorzunehmende 
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^[:issre|^feiii eiiio Verbesseniiig der stiidlisclioii Fiiiaii/lage er- 
reicht werden kann, leicht, die Aufgaben der Stadt von den 
Aufgaben de» Staates zu trennen. Die ersteren sind aus^* 
schlieealieh verwaltungsmässiger Natur, die letzteren 
dag^en vorwiegend gesetzgeberischer und nur nebenbei 
(bei Ausübung der Finanzkontrolle) verwaltungsmässiger Art. 
Die KntAvickluiig der i iil;;ri uiigcn. die sich aus dieser Ver- 
teilung der Aufga])en im Kin/eliieii ergeben, Ist der Gegen- 
stand der folgenden Ausführungen. 

I. Die ioaMpolitlMliei Ail^eo der Stadt 

Die linanzpolitischo Aufj^abc der Stadt ist, ents])rechend 
den drei Hauiitgebietcu <ier MnanzverwaUiing (Aus(^abe\vij-l- 
Schaft, Einnahme wii'tschaft und Aufrechterhaltung normaler 
Beziehungen zwischen beiden) eine dreifache: 

1. Anpassung des Aufwandes an die vorhandene Finanz- 
kraft zwecks Vermeidung einer auch für die Finanzen schädlichen 
Beeinträchtigung der volkswirtschaftlichen Entwicklung. 

2. Sicherung nnd lunlichsl wirksame Ausnützung der zur 
Verfügung stellenden Einnahmequellen. 

3. Kinhaltung der zur Aufrechterhaltung des linanziellen 
Gleichgewichts und des Kredits aufgestellten Gesetzes- 
bestimmungen. 

In ersterer Beziehung, bei den Ausgaben, ist zu unter- 
scheiden zwischen obligatorischem (gesetzlich festgelegtem) 
und fakultativem Aufwand. Die Ausgaben, die den ersteren 
betreffen, dürfen nicht nur grundsätzlich nicht unterlassen 
werden, sondern sind durch die gesetzlichen Anforderungen 
an die betreffenden Gemeindeverwaltungszweige vlelfacb auch 
in ihrer llülie bis zu einem gewissen Grade bestinunt. Kine 
Kritik dieser Aufwendungen ist daher auch nur zulässig, wenn 
sie das gesetzlich geforderte Minimum überschreiten und wenn 
gleichzeitig diese Mehrleistungen einer finanzpolitisch imgerecht*^ 
fertigten Belastung des städtischen Haushalts gleichkommen. 
Da nun aber ein Gemehiwesen von der Stellung der Stadt 
Zürich ausser diesen Mehrleistuiigeii für gesetzliche Verwallungs-^ 
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'/weige Hiicli KiiindUui)<jen und Anstalten uiitorhail, zu denen 
das Gesetz, sie nicht verpfliclitet, so ist es naturgemäss nicht 
mögliche bei einem Missverhältnis zwischen Einnahmen und 
Ausgaben bestimmte Mehrleistungen für gesetzliche Anfor* 
derungen oder bestimmte fakultative Aufigaben als eine un- 
gerechtfertigte Belastung der städtischen Pinanzlcraft za be- 
zeiclmeu. Denn ..dborllüssig" ist et>en streng gcnonimon ;illes. 
was über die Ertiillung gesetzlirher Mininnüforderangen liiriuiis- 
^elit, und es kann hiebei nicht einmal eine Wertung und 
Rangierung des überliüssigen Aufwandes hi dem Sinne ge- 
macht werden, dass etwa ganz allgemein die Widitigkeit des 
öffentlichen Interesses, dem der betreffende Verwaltun^weig 
4ient, zum Kriterium gemacht würde. Es wäre z. B. offenbar 
üni'icliti<4. aus dei- Tatsache, dass das Schulwesen eines der 
wicliti;4steii (Teiiieiiideverwaltungsgebiete ist. den Schluss al)zu- 
leiten, dass allen auf das ^Schulwesen bezüglichen Ausgaben 
der Vortritt vor Aufwendungen für andere Zw^ecke gebührt. 

Denn eine allzu kostspielige Art, obligatorische Au^ben 
zu erfüllen (z. B. durch „Schulpalaste*' ; Dr. Escher erwähnt 
•einen Fall, in welchem ein Schulzimmer auf 40,000 Fr. kam), 
kann eben tinanzpolitisch so gut angefochten werden wie fakul- 
tative Aufwendungen, die wie z. B. die Subventionen für 
Stadtilieater und Tonhalle auf den eisten Blick durchaus 
luxusartiger Natur zu sein scheinen, in Tat und Wahrbeil 
aber durchaus im Wirkungskreis eines Gemeinwesens liegen, 
das auf den Titel einer modernen Grossstadt Anspruch macht. 

Es gibt aber immerhin im Ausgabenbudget der Stadt Zürich 
-einige auf fakultative Aufwendungen bezügliche Posten, die in- 
sofern die städtischen Finanzen in ungerechtfertigter W>ise be- 
lasten, als sie. ()l)}4ieich an sirli dni'chaus notwendig, vom Stand- 
punkt eines rationellen Aufgabenausgleichs bezw. i^'inanzbedarfs- 
ausgleiciis dem Staate und nicht der Stadt zugeteilt werden 
4K)llten. Es wird auf diesen Punkt noch zurückzukonunen sein. 

Die verwaltungsmässige Beeinflussung der Höhe 

der Einnahmen seitens der Stadt hat je nach der Natur der 
Jünnahnieiiuellen in verschiedener Weise zu geschehen. 



81 — 



Die Krwerbseiukünfte eiigeben, wie i>ei der Betrach- 
tung der städtischen Finanzquellen gezeigt wurde, im allge- 
meinen ein sehr günstiges Resultat, Das Wasserwerk, das 
Gaswerk und das Elektrizitätswerk liefern der Stadtkasse ganz 
beträehtliehe Summen ab, wenn auch der Intenflitätsgrad der 
liiiaiiziellen Ausbeutung der einzelnen rnleniehmungeii viel- 
leicht nicht in einem ^anz rntionellen X'eiiiältnis >;lelit. F'ine 
Ausnatmiestellung nimmt einzig die StrasHenbahnunteineiimung 
ein, deren Betriebseiigebniase trotz der natürlichen Eignung des 
Betriebes für relativ stärlaste Betonung des Erwerbszwecks, 
nur eben die Verzinsung des Anlagekapitals ermöglichen und 
-eine eigentliche Rendite ausschliessen. 

Ein \'eiglejch der als Musterverwaltnng angeschenen Stras- 
senbaluien des Kantons Baselstadl nut den städtischen Sli-;isscii- 
baimen Zürichs ergibt hinsichtlich der wichtigsten auf die 
Finanzverhäitnisse bezüglichen l^unkte folgende Resultate: 

Zürich (1901) Basel (1902) 

1. Betriebslänge . 22,548 Km. 21,040 Km. 

2. Baulänge . . . 22,548 „ (?) 22,553 „ 

3. Baukonto . . 6,738,086 Fr. 6,292,978 Fr. 

4. Rankosten pro Km. . 299,914 „ 299,665 

5. l^imialirnenpruWjigenkilomet. 50,2 Rp. 47,2 Up. 

6. Betriebsausgab. p. Wagenkim. 34,oa „ 31,7 „ 

7. Verzinsung des Anlagekapitals 4 % 4 ^/d 

8. Erneuerungsfond . 200,392 Fr. 489,000 Fr. 

Die mitgeteilten Daten lassen weder auf zu hohe Bau* 
kosten schlieasen (Punkt 4), noch auf ein über die Verkehrs- 
bedürfnisse ausgebautes Netz (Punkt 5). Dagegen sind in 
Zürich allerdings die Belriebsausgaben etwas grösser als in 
Himei (Punkt 6). Auch ist der Krneuerungsfond nicht eimnal 
halb 80 gross wie in Basel (bei fast gleich grossem Netz). 
Ausserdem figuriert in Zürich unter den Aktiven der Bilanz 
ein Betrag von mehr als einer Million Fr. als „zu amortii^erende 
Verwendungen^', den Dr. Escher schlechthin als non-valeur 
bezeichnet. 

Eine Erhöhung der Tarife kann, so gerechtfertigt su im 
Hinblick auf die Inteusital der liuauzielleu Ausbeutung weit 

B 
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unentbehrlicherer öffentliclipr llnteiiiehmanj^en wäre, tnUzdem 
nicht olme weiteres zur Anweiidiuig koninien, so lnnf!:c \venic(- 
stens nicht, als nicht Sicherlieit besteht, dass äie vou keinem 
Rückgang des Verkehrs h^gleitet sein wird. 

Im Steuerwesen macht die Ausnützung der durch die 
Liegenachalten-, Handänderungs-, Hunde-, Wirtschaf togewerbe-, 
Getränkehandels-, Fenerwehrersatz- und Mannssteuer gegebenen 
i^^iimahmequellen keine (^nossen Scliwieri^^keiten. Umso niüh- 
Kamer ist der Kampf, den die Stadlverwallung gegen die 
Defraudation bei der Vermögens- und Einkommenssteuer zu 
führen liat. Trotzdem die Bevölkerung vielfach über rigoroses 
Vorgehen der Steuerbehörden klagt und trotzdem man sich 
genötigt sah, bis zur Einführung des Instituts einer „Infor- 
mationsabteilung** zu schreiten, ednd die Resultate aller dieser 
Bemühungen doch überaus bescheidene zu nennen. 

Bezüglich der Vermögcnsstoner sprechen die folgenden von 
Ernst ^) niiti^eteilten Zahlen l)esser als alle Worte. Sie be- 
treten den ganzen Kanton, doch bezieht sich naturgemäss der 
grössere Teil der fraglichen Fälle und Summen, msbesondere 
in den Jahren 1893--1899 auf die Stadt Zürich. 

Zahl der vorge- Steuerbares Versteuertes • ^ ■♦aii«t 
Periode iioroiueiiea amU. VermöRea Vermdgen w*v«»mlteL.I 

1870—1879 3593 97,417,000 62,567,000 64 

1880-1889 2883 127,691,000 83,120,000 65 
1890—1899 4369 232,272,000 131,413,000 56,6 



10,595 457,380,000 277,100,000 60,« 

Man wird nicht fehl gehen, wenn man annimmt, dass den 
Tatsachen, die sich anlässlich 10,000 amtlicher Inventarisationen 

herausstellten, bei den niclit zur luntlicheu Inventarisation ge- 
langenden Vermögen analoge Verhältnisse entsprechen und dass 
also in Stadt und Kauton Zürich nur etwas mehr als die Hälfte 
des steuerbaren Vermögens wirklich versteuert wird." 

Die Hinterziehungsquote hat sich seit 1870 sogar erhöht. 
Die rein verwaltungsmässige Bekämpfung der Steuerdefrau- 
dation ist somit während des dreissigjährigen Bestandes des 



*) Die direkten Staatssteuern des Kantons Zärich im 19. Jahrhundert. 
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SttMu rj^'eset/es vom 24. April 1870 be/w. des (■renieiiulegesetzes 
vom 27. Juni 1875 (ersteres ist in den Kanapfmittehi gegen 
die Hinterziehung auch für die Gemeindesteaern massgebend) 
vollständig erfolglos geblieben. In wirksamer Weise kann 
offenbar nur noch durch eine Aenderung der steuerrechflichen 
Institutionen selbst Wandel geschaffen werden — eine Auf- 
gabe, die nicht der Stadt, sondern dem 8laale zLiiiiUt. 

Die dritte Aufgabe der bladt auf dem Gebiete der Finanz- 
politik besteht, wie erwähnt, in der strikten Fvinhaltung der 
gesetzlichen Vorschriften, die sich auf die Regelung der 
Beziehungen zwischen Einnahmen und Ausgaben beziehen. Das 
ist, wie im vorigen Abschnitt gezeigt wurde, nicht immer und 
nicht in allen Punkten j?eschehen. Ohne auf alle Einzelheiten 
jener Ausführungen zurückzukoinnien, seien nur einige Haupt- 
puiilvie erwalint. die bisher nicht oder nur teilweise lierück- 
sichtigung fanden mid in Zukmift, wenn immer möglicii, besser 
ins Auge gefasst werden sollten, um so m^r, als es sich 
schliesslich doch um zwingende Rechtsnormen handelt. 

So sollten z. B. die Vorschriften betreffend die Anlage 
des ordentlichen Budgets eingehalten werden. Das geschah 
von 1893—1903 kein einziges Mal. Und doch hätte die Be- 
folgung der l)etreftenden Bestimmungen während der elf ab- 
gelaufenen Budgetjahre einen Mehrbedarf von nur etwas über 
2 Millionen Fr. erfordert, also einer Summe, die im Vergleich 
zu den 120 Millionen Fr., die im gleichen Zeitraum im ordent- 
lichen Verkehr verbraucht wurden, doch wohl eine bescheidene 
genannt werden muss. Jedenfalls lohnte es sich um dieser 
geringfügigen Summe und der sehr kleinen Steuererhöhung, 
die zu ihrer Deckung notwendig gewesen wäre, willen nicht, 
beständig mit Defizit sdiliessende VoraiischhiLre /u veröffent- 
lichen und so dem Publikum den ungerechtfertigten und für 
den Kredit der Stadt schädlichen Glauben beizubringen, die 
Stadt sei nicht recht im Stande, ihre Angaben zu erfüllen. 
Ebenso kann es dem Ansehen der Stadt Zürich nur förderlich 
sein, wenn Schuldentilgungen nach Art der im Jahre 1895 
Vorgenommenen, d. h. durch blosse Herabsetzung der tilgungs- 
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püicliligcii PasKiveii mittfls jlolierwortuii^' <1er ;il)/;u|^fsl>erecli- 
tiglen Aküven wenigstens bezüglich der allen Schuld beider 
nächsten Kevision des Gemeinde-Inventars unterbleiben. 

Was endlich die Bestreitung und Tilgung der Neubauten- 
kosten betrifft, so kann, nachdem die diesbezüglichen Gesetzes- 
vorschriften auf administrativem Wege und unter Zustimmung 
der staatlichen Aufsichtsbehörden ausser Kraft gesetzt worden 
sind, die Aufgabe der SladLvci waltung nur noch in der Durch- 
führung des Aniortisiitinnsplanes vom 14. September 1899 be- 
stehen. Nach dem verworfenen Projekt eines neuen Verwal- 
tungegesetzes wäre der finanzpolitische Spielraum der Stadt 
nach dieser Richtung freilich erheblich erweitert worden, In- 
dem die Stadt in der oben ausgeführten Weise ermächtigt 
worden wäre, zwei Jahre nach dem Inkrafttreten jenes Ge- 
setzes den gesetzlich festj^elegten Amortisationsplan aufzuheben 
und das weitere liiguiij^s verfahren — mit der einzigen Be- 
dingung der ungedeckten Maximalschuld von 20 Millionen h i\ 
im Jahre 1922 — nach eigenem Ermessen zu bestimmen. Auf 
die Frage der Zweckmässigkeit einer solchen Ausdehnung der 
städtischen Finanzautonomie wird bei der Besprechung der 
Angaben des Staates zurückzukommen sein. 



Alle diese ;iiif die verw'altnngsniässi^^o lieeiuth issung der 
Beziehungen zwischen Einnahmen und Ausgaben bezüglichen 
Postulate scheinen nun allerdings, entsprechend ihrem in mög- 
liehst prompter Schuldentilgung bestehenden Zweck, nicht auf 
eine Verbesserung der städtischen Finanzlage zu zielen, da sie 
alle auf eine Erhöhung der Ausgaben und nicht etwa auf eine 
Erhöhung dei 1 ■iiiiialiuien hinauslaufen. Das ist jedoch nur 
scheinbar der Sachverhalt. In 'V'<\i und Wahrlieil wird die 
bessere Befolgung jener Ginindsätze, ganz abgesehen davon, 
dass sie eine ungebührliche Belastung der ungewissen Zukunft 
verhindert, die Wirkimg haben, den Kredit der Stadt zu heben 
und ihr zu ermöglichen, bei der Aufnahme von Anleihen, bei 
Konversionen etc. Bedingungen zu erlangen, die eine direkte 
Entlastung zur Folge haben. 
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— Sö- 
ll. Die flaaiZfN>liUscheB Aufgaben de» Staates. 

Die auf die städLischca Finanzen bezü<;lic!ieii ;^^esetz«^eber- 
isclien A!ilVi'al)on des Staates ei^sUcckeu sich ebenfalls auf alle 
drei Gebiete der Firiaiizverwaltuiig: auf die AusgabewirUschaft, 
die EinnaliniewirlHchaft und auf die Gestaltung der Bezieh- 
ungen zwischen Einnahmen and Aufgaben. 

Bezüglich der Ausgaben sind seit dem Jahre 1875, in ' 
welchem die Gemeindegene t/gebung revidiert worden ist, keine 
Aendeningen eingetreten, die durch eine wesentlich andere 
Verteilung der Aufgaben, durcb einen Aufgabenausgleicb 
fder dann in zweiter Linie einen Finan/.bedarfsausgleich 
involviert hätte), eine Entlastung der (Gemeinden bezweckt 
hätten. Mittel des Finanzausgleichs ist vielmehr in den kan- 
tonal-kommunalen Beziehungen in ähnlicher Weise wie in 
den eidgenöSEiisch-kantonalen Beziehungen der Einnahmen- 
ausgleich, mshesondere die Verabreichung von Subventionen 
an die Genieinden, gewesen. Bei der grossen Mehrzahl der 
<Teoieindever\vaUungs/weige. namentlich bei den auf Gesetz 
berutieuden, hat dies nun insofern seine guten Gründe, als 
die dezentralisierte Organisation bei ihnen vom Standpunkt 
der Verwaltungspolitik durchaus am Platz ist, und es sich 
daher, wenn die Gemeinden der Erfüllung dieser Au^aben 
finanziell nicht recht gewachsen sind, schlechterdings nur um 
einen Kinnahmequellenausgleich handeln kann, womit über 
immerhui noch niclit gesagt ist, dass die Vornalnne eines 
solchen sich in keiner andern Form al>spielen dürfe, als in 
der der Verabreicliung \ on Staatsbeiträgen. Die Stadt Zürich 
nun bestreitet, wie im Abschnitt über die Eimialmiequellen 
gezeigt worden ist, fast den dreizehnten Teil ihres gesamten 
Mnanzbedarfis aus den von Bund und Kanton ihr ausgerich- 
teten Subventionen. Speziell das ordentliche Schulbudget wird 
lieute schon zu ^ö'V o aus den Staatsbeiü iigen bestritten, deren 
lieti-ag im Jahre V,m sich auf 876,000 Fr. belauft. Fntcr 
«iiesen Umständen drängt sich die Frage auf, ob nicht statt 
dieser Ausdehnung des Subventionssystems sich eine etwas 
grundsätzlichere Behandlung der Angelegenheit empfehlen 
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würde in dem Sinne, dasB der Kanton, der die bedeutenden 
Opfer, die die Stadt fflr üire fakultativen Mitteiscliulen 
(Gewerbeschule 188,000 Fr. jährlich, höhere Töchterschule 

10^J,0(X) Fl'.) bringt, ja aiicli iiiili^eniessl, diesen Teil der Schiil- 
verwalluiig, für den er ja auch das gegebene Organ ist, ganz 
übernehmen würde. 

Was sodann die Aufgaben der Gesetzgebung auf dem 
Gebiete der Heilung der städUscfaen Einnahmewirtscbaft 
betrifft, 80 bestehen sie in der Hauptsache in der Vermeidung 
und Beseitigung aller derjenigen Mängel des Gremeindesteuer- 
Systems, welche dazu geeignet sind, trotz aller verwaltungs- 
niäissigen Bek,iiiij»lmif? von Seiton der Stadtverwaltung den 
Steuerertrag /n srhni.tlei n. Das ist nun ini hoclisleii Grade | 
der i^'all bei den allgemeinen direkten Steuern. i 

Ais die Verfassung vom Jahre 1869 durch den Ausschluss 
neuer Aufwandsteuem auf unentbehrliche Lebensmittel und 
durch die Aufstellung des Satzes, dass „alle Steuerpflichtigen 
im Verhältnis der ihnen zu Gebote stehenden Hilfemittel an 
die Staat«- und Genieindelasten iuizuliagen hrdien" sich zu I 
steuerpolitischen Gnindsäl/eii l)ekainile. die nohvendig zu einer 
einseitigen Ausijikiuiig der direkten Steuern füiu*en mussten, 
dachte man noch nicht daran, daas die praktischen Folgen der 
Anwendung dieser Grundsätze schliesslich zu Steuerverhält- 
nissen führen würden, denen vielleicht alle Epitheta zukommen, 
nur jedenfalls das der Gerechtiglceit, die man gerade vor allem 
verwirklichen wollte, nicht. 

Wenn wirklich, wozu die amtlichen Daten berechtigen, 
angenummen wenien darf, dass im ivanton Zürich durcli- 
HchiüttUch nur etwas über die Hälfte des steuerptlichtigen 
Vermögens zur Versteuerung gelangt, so liegt auf der Hand, 
dass ein solcher Zustand gerade den Rücksichten der Sozial- 
politik, in deren Namen man den Finanzhaushalt auf die 
direkten Steuern gegründet hat und in deren Namen man 



') Das besondere Interesse der Stadt an diesen Ijehratistalten könnte» 
seinen finanziellen Ausdruck in Beiträgen der Stadt an den Staat finden, 
wie dies bezüglich der Kuitonsscbule bereits der Faii ist 
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trotz aller schlimmen Krfahrungen nicht von ihnen lassen 
will, Hohn spricht.. Denn heiast das vielleicht Sozialpolitik 
treiben, heisst das das Niveau der sozialen Moral heben wollen, 
wenn man die Stenerdefraudation einfach hinnimmt, den 

Steuersalz so weit steigert, dass achlie*^slicli die l)enötigten 
Sinuinen nich doch ergeben und so diejenigen, die ihrer Steuer- 
pflichl genügen, für ihr besseres Haiidehi noch dadurch be- 
straft werden, dass man sie das Doppelte zahlen lässt von dem, 
was sie bezahlen müssten, wenn nicht die Defraudanten so 
ungeschoren gelassen wthrdenf Auch ist nicht zu übersehen, 
dass auch der ausschliesslich von Arbeitseinicommen lebende 
Steuerpflichtige von den Folgen der VermÖgenssteuerhinter- 
ziehung betroffen wird, indem die Höhe des Kinkommeii- 
steuei'sjit/es abhängig ist von der Höhe des V'ermugens- 
«teuersatzes. 

Die im Gange befindliche Revision der Steuergesetzgebung 
wird daher, wenn sie wirldich eme Beform bedeuten soll, 
in erster Linie die AulsteUung wu*ksamer Mittel zur Bekämpfung 
der Steuerhinterziehimg ins Auge fassen müssen. Die noch 

niclit abgeklärte i^'rage, ob selbstiunüge VennOgenssteuer 
oder Zusclilagssteuer zur allgemeinen lunkoinmenssleuer lür 
-das aus Vermögensbenitz bezogene Einkonnncn, spielt gegen- 
über jenem Hauptübel eine nur untergeordnete Rolle. Es 
Hesse sich selbst eine Entlastung des Vermögens bis zu einem 
gewissen Grade rechtfertigen, wenn nur dafür gesorgt wird, 
dass die Steuerbehörden diejenigen Waffen zur Bekämpfung 
der Stenerdefraudation erhalten, deren sie unbedingt bedürfen, 
wenn nicht die angeblich nur mit den direkten steuern er- 
reiciibare gerechte Verteilung der öffentlichen Lasten sich in 
ilu' tiegenteil verwandeln soll. Die du'ekten Steuern brauclieu 
eben so gut ihre besonderen Garantien zur Verbiirgung ihrer 
Ergiebigkeit wie alle andern Steuern, und ein Verzicht auf 
solche Einrichtungen ist ein ebenso grosser steuerpolitischer 
Pehler, etwa wie die Erhebung von Zöllen ohne Grenz- 
wachkorps. 

Die gegenwartigen Kampf mittel l)estehen — abgeselien 
von der Strafe (zehnfacher Betrag der hinterzogenen Sunuue) 
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für eigen tlicbe betrügerische Handlungen bei Anlass einer 
amtlichen Inventarisation — in der Bestimmung, dass» wenn 
es sich herausstellte, dass ein Vermogenssteuerpflichtiger sein 
Vermögen unvollständig angegeben habe, er zur Bezahlung 

des fimftacheii Betragen der in den letzten zwei Jahren hinter- 
zogenen Steuer verptiiciitet sei. l'iir die Hinler/ieiiung vun 
steuerpttich tigern Kinkornmen besteiit überhaupt keinerlei 
Hechtsfolge. E« ist klar, daas mit solch' einem Kampfmittel nicht 
viel auszurichten ist. Schäffle*) urteilt über die Frage der der 
Hinterziehung zu gebenden Rechtsfolgen in folgender Weise: 

„Dass der zwei- bis vierfache Beti'ag als Greldstrafe bei 
Hinterziehung nicht genügt, ist einleuchtend, zu schweigen von 
jener Laxheit der Kapitalbesteuerung, bei der sehlinuiisten 
Falles der Erbe des Defraiidanten in IJayeiii bisher noch die 
Zinsen der hinlerzogenen KapitaLsteuersunmie ])rolilierte 
(Helferich). Der 8— lOfache Betrag der fortgesetzten Hinter- 
ziehung mit frühestens dreijähriger Verjährung der unter- 
brochenen Hinterziehung hat sich als ausführbar imd wirksam 
mehrfach bewährt. Der alte Vorschlag, im Steuerstrafwesen 
den minder wohlhabenden iJefraudanten mit (xeld, den reichen 
mit Freiheitsstrafen und Einbnsse an bürgerlicher Ehre zu 
treffen, ist psychologisch wohl motiviert." 

Das Obligatorium der amtlichen Inventarisation im Todes- 
fall scheint freilich für absehbare Zeit nicht als Mittel zur Fest- 
stellung des Umfangs der Versteuerung zur Anwendung kommen 
zu können. Der Entwurf der kantonsratlichen Kommission 
für ein neues „Gesetz betreffend die direkten Steuern" vom 
27. März 1902 sieht dagegen eine wesentliche Krhöhung der 
Nachstenern bezw. Strafsleuern vor. XachNteiier im Betrage 
der einfachen in den letzten fünf Jaiiren zu wenig vei"sleuerten 
8teueri)etrefinisse tritt danach ein, wenn ein Steuerpflichtiger 
Emkommen oder Vermögen gar nicht oder mit zu niedrigen 
Ansätzen versteuert hat. Straf steuer tritt ein, wenn ein Steuer- 
pflichtiger wissentlich Einkommen oder Vermögen der Be- 
steuerung entzogen hat. Sie beträgt so viel mal den doppelten 



') Grundsätze der Steuerpolitik, Seite 212. 
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Betrag der binterzogenen Steuer, als Zehnteile des steuer- 
pflichtigen £mkommeii8 beziehungsweise Vermögens nicht ver^ 
steuert worden sind. Bei Einkommen aus Erwerb beträgt die 

Strafsteuer nur die Hälfte dieser Ansätze. Für betrügerische 
HaiKÜungen (uunciiti*? j?efuhrte Bücher und Bilanzen, Auf- 
stellung fiktiver Sciiulden etc.) wird der Tatbestand des 
Steuerbetrugs geschatEen und mit gerichtlicher Geidbusse 
von 50 — 5000 Fr. bestraft. 

Sollten diese Bestimmungen in den definitiven Gesetzes- 
text übergehen, so wäre jedenfalls die Steuerdefraudation ein 
etwas gefährlicheres Unternehmen als bis jetzt und es ist viel- 
leicht einige Besserung in den zürcherischen Steuer Verhältnissen 
zu erwarten. 

Immerhin wird man nnt Uücköicht darauf, djiss die i^'rage, 
ob die im Gange i)etiudliche Revision der Staats- und Gemeinde- 
steuergesetzgebung zu einem glücklichen Ende wird geführt 
werden können oder idcht, zur Zeit noch eine offene ist, die 
Verbesserungen, die sich an den von der Revision nicht be- 
troffenen Einnahmequellen anbringen lassen, nicht aus dem 
Auge verlieren dürfen. 

in (lieser Hhisicht wäre eimnal die Wirtschaf ts- 
e w e r b e s t e u e r einer weiteren Ausgestaltung noch selir wolil 
fällig. Sie ist heute schon, wenn auch noch in etwas roher 
Form, eine Ertragssteuer von unter Umständen nicht unbe- 
deutendem Betrage. Trotz dieser Spezialbesteuerung und trotz 
polizeilicher Beschränkungen erfreut sich das "Wrtschafls- 
gewerbe innuer noch «grossen Zn(lr;ui<^s. Ini Kanton Basel- 
Stadt k'din man nun «auf die sein' ricliti^^c Idee, dass die l>e- 
liebtheit, deren sich der Beruf eines Gastwirts erfreut, viel- 
leicht nicht trotz, sondern am Ende gar w-egen der Be- 
schränkungen, denen er unterworfen ist, besteht. Die in Zürich 
wie in Basel geltende Bedürfhisklausel ist auch m der Tat 
nichts anderes als eine zunächst im öffentlichen Interesse ge> 
troffene, in zweiter Linie aber den Gastwirten selbst zu gute 
konnnende Beschränk niij:? der freien Konkurrenz. Man plant 
dah(M' in Baselstadt eine Et<^^än/.un{^^ der bestehenden Patenl- 
steuein durch eine „Bewiüiguugstaxe'' im Beirage von 
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lö,(X)Ü — 3Ü.Ü00 Fr., die von jeder neu zu errichtenden Wirt- 
schaft zu bezahleo wäre. Die Frage» ob nicht auch in Zürich 
^ch auf diesem Wege eine kleine Steigerung der städtischen 
Einnahmen erreichen liesse, wäre der Prüfung wohl wert 

Heformbedärftig ist in Zürich auch die Besteuerung des 
Grund eigen tu ms. Sie erfolgt, wie gezeigt worden ist, in 
-dreifacher Weise: 

1. in Form der allgemeinen X ermögenösteuer. 

2. in Form der Liegenschaftensteuw, 

3. in Form der Handänderungasteuer. 

In der Sitzung des Kantonsrates vom 2» Marz 1903 ist 
nun die Reform der Liegenschaftenbesteuerung insofern um 
einen Schritt vorgerückt, als beschlossen wurde, die Liegen- 
schaftensteuer dem Knlwnrf zu einem neuen \ erwaltuni^s- 
gesetz nicht zn inkorporieren, sondern wie bisher in einem 
besonderen Gesetz zu ordnen. Gieidizeilig wurde eine Motion 
gutgeheiflsen, welche den Regierungsrat zur Anhandnaiune der 
Revision des Gesetzes vom 3. Juli 1898 auffordert tmd zwar 
im Shme einer Ermässigung der Steuer für landwirtschaftlich 
beworbene unflberbante Grundstücke. Die Anhänger der Re- 
vision wiesen darauf liiii. dass die s. Zt. zur Bekämpfung der 
LiegenHchaftensj)ekulati()n gescliaffene Steuer numuehr ihre 
Voraussetzunt^en ein;^febüsst habe und nur noch eine drückende 
Last für die Grundeigentümer, insbesondere die I^andwirte 
darstelle. 

Eine Untersuchung der Frage, von welchen Gesichts^ 
punkten bei der Revision des Liegenschaftensteuergesetzes 

auszugehen ist und welche Zielpunkte ins Auge zu fassen sind, 
hat also niclit nnr den Umstand für sich, dass sie für dip 
städtischen Finanzen von grosser Wichtigkeit ist, sondern 
liielet ausserdem auch noch ein gewisses aktuelles Interesse. 

Wie in jeder Besteuerungsfrage, so ^d auch iiier in 
•erster Linie die volkswirtschaftlichen Interessen, die 
etwa in Betracht kommen, einerseits und die finanziellen 
Interessen der Stadtgemeinde anderseits festzustellen. Di- 
vergieren diese beiden Momente, so wird ein mögliclist be- 
Iriedigender Ausgleicii zu suchen sein; weisen sie dagegen 
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nach der nämlichen Richtung, bo ist die Lösung wesentlich 
vereinfacht. 

In volkswirtschaftlicher Hinsicht erfordert zunächst der 
l 'mstand Beachtiiiig, dass der Grund und Boden an sich schon 
und speziell innerhalb einer Stadtgemeinde eine unveränder- 
liche Grösse ist, die nicht, wie dies Ijei allpii nndern Gütern 
der Fall ist, dem steigenden Bedarf durch Mehrproduktion 
angepasst werden kann. Der eine Faktor für die Bildung 
des Bodenpreises, das Angebot, ist also konstant; der andere 
Faktor dagegen, die Nachfrage, vergrössert nich normaler- 
weise, entsprechend der Vennehrung der Bevölkerung, be- 
ständig und naturgemäss ganz Ijesonders in den Städten. 
Das notwendige Produkt dieses Verhältnisses von Angebot 
und Nachfrage ist eine unaufhörliche Steigerung der Grund- 
rente und folglich auch eine unaufhörliche Steigerung des 
Bodenwertes. 

Für Zürich liegen leider keine vollständigen Erhebungen 

über die Preisbewegung des städtischen Terrains vor; immer- 
hin sind einige Daten voriianden, welche einen ungefähren 
Einblick gestatten. 

Die Versicherungssumme des Gebäude wertes der 
-Stadt Zürich beUef sich^: 

Im Jahre 1890 (Zürich u. 11 Auegemehiden) auf 350,361 ,300 Fr. 
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Bewegung des Liegeiischaftensteuerkapitals einigen Aufschluns. 
Freilich demonstrieren sie, entsprechend der inzwischen eiii- 



>) VgL Strenli, Die Zürcher Liegenschaflenkrisc. Zürich 1902. 



Digitized by Google 



— 92 — 



getretenen Krise, nicht eine Steigerang, sondern einen beträchW 
liehen Fall des Bodenwertes ad ociilos. Das Liegenschaften- 
steuerkapital betrug: 



Die die letzten Jahre betreffenden Zatüen deuten bereitsr. 

daiauf hin, da«« der Tiefpunkt der Krisis erreicht ist und 
tlu.ss wieder eine leichte Steigerung des Hodenwerles einge- 
setzt hat. Jedenfalls abor ^^^lit ans den angeführten Zahlen 
hervor, dass der Gebäudewert der Stadt Zürich sich seit dem 
Jahre 1890 beinahe verdoppelt hat. Für die Wertsteigerung^ 
des unbebauten Landes liegen keine besonderen Daten vor. 
Vermutlich würden sie noch weit interessantere Erschein* 
ungen bieten. 

Kür (iio uuhebuulcn Grundstücke ist nun die Wert.steige- 
l uii«^ /u einem grossen Teil, in manchen Fällen vielloicht aus- 
schliesHÜch, für die bebauten Grundstücke zu einem beträch t- 
licheo Teil nicht das Produkt von Seiten der Eigentümer 
vorgenommener Aufwendungen (Bauten, Meliorationen etc.)^ 
sondern das notwendige Ergebnis jenes mit der fortschreitenden 
wirtschaftlichen Entwicklung immer grosser werdenden Miss- 
Verhältnisses zwischen Angebot und Nachfrage. 

Es fragt sich nun, ob diese arbeitslose Steigerung des- 
Kitikommens aus Grund und Boden, diese Zuwachsrente", 
wie fciich die Schule der I^odenbesitzreformei* ausdrückt, dieser 
ausschliessiich durch die Gesamtheit geschaffene Wert dem 
jeweiligen Eigentümer der Liegenschaft überlassen bleiben solL 
Man könnte diese Frage noch bejahen, wenn nicht der mühe- 
lose Gewinn, den der An- und Verkauf von Liegenschaften in 
Zeiten wirtschaftlicher Prosperität })ielet. die Veranlassung 
wäre zur Entwicklung jener Wirlscliaflsfornien. die unter 
dem Namen LiegenschaltenspekuiaUon bekannt sind und speziell 



*) Erledigung des Steuerprozeases contra Nordostbabn. 
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iür die Stadt Zürich üire eingehende I );nstelhing in der schon 
«rwäbnten 8tu(üe von Dr. A. SUeuli gefunden haben. Es 
braucht daher auch nur auf die Tatsache hingewiesen zu werden, 
dass die Grundspekulation die Volkswirtschaft gewissermassen 
nicht nur indirekt geschädigt hat, indem sie Werte, die nicht 
sie geschaffen, absorbierte, sondern auch direkt, positiv, indem 
der Znsaniiiiciiijruch ihrer Herrlichkeit auf Handel, Gewerbe 
lind Kredit in der oinpündlichsten Weise zurückwirkte. Nach 
<lem schweren beiladen, den die Gnmdspekulation der Sladt 
Zürich zugefügt, gibt es vom volkswirtschaftlichen Standpunkt 
aus kaum ein Bekämpfungsmittel, das zu drakonisch genannt 
werden müsste. 

Eine Erhöhung der Handänderungssteuer und eine anPatent- 
X>flicht geknüpfte Besteuerung der Liegenschaftensensarie kämen 
dabei nur nebenbei in Betracht. Bas Hauptgewicht wäre auf 
eine Revision der Gmndsteuer ui dem Sinne zu legen, dass 
versucht würde, einen Teil der nicht durch Aufwendungen 
hervoi^erufenen Steigerung der Grundrente, der Zuwachsrente, 
durch eine geeignete Besteuenmg dem Gemeinwesen zu sichern. 
Daas die gegenwärtige Form der Grundl)esteuerung, die alle 
drei Jahre nur gerade den Wert, der dem Boden in diesem 
Jahre zukonmil. berücksichtigt uml aussei'deni keinen IJnter- 
«cliied iiuu'iil zwischen durch Aufwendungen hervorgenifenen 
Werten und eigentliche]! /uwaclisw erlen, dazu nicht genügt, 
ist Idar, lüs würde sicli daher die allerdings erst an einem 
einzigen Ort, in dem deutschen Kolonialgehiet Kiautschou, zum 
positiven Recht gewordene, aber zur allgemeinen Zufrieden- 
heit funktionierende Besteuenmg des Zuwachswertes sehr woiü 
empfehlen, umso nieiu\ als nach den von Damaschke^) ge- 
macliten Mitteilungen zu schliessen. eine Einbürgeruiig dei' 
neuen Steuer auch für europäische N'eiiialtnisse nur noch eine 
Frage der Zeil sein dürfte. Fiir die steuertechnische Erfas- 
sung der iragiichen Werte dürften für Zürich etwa die folgenden 



V) Danach winl dip IVapro n. a. vom VrrbaiHl «Icr mittleren badischeii 
Städte und Verein <ler deutschen Fcstungsstadte studiert. Vgl. „Aufgaben 
der Gemeiudepolitik*' Seite 113 St. 
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Oesichtsptiiikle als loileiid an/UHeluMi sein: Slpuerohjekt miisste 
der reiiie Zuwactiswert sein. Die «lurcli liauteii und Melio« 
rationen geschaffene Werlerhöhiuig der Gebäude und Grund- 
stücke ist eine Kapitalinvestition wie dne andere and kann 
und soll daher auch gleich wie diese durch die allgemeine- 
VermÖgenasteaer erfasst werden. Die Beweislast, ob und in- 
wieweit die WertHteigerung einer Liefjenschaft auf soiclie privat- 
wirtscliaftliclie Aufwenrlmij^^eu zurückzuführen ist, müssle na- 
türlich dem Sleuerprticli Ilgen auferlegt werden. Ist dann durch 
dieses Verfahren der Hauptfehler des geltenden Liegenschaften- 
Steuergesetzes, die gleiche Behandlung so verschiedener Dinge 
wie Wertsteigerung aus privatwirtschaftlicher Tätigkeit und 
Wertsteigening aus gemeinwirtschaftUcher Entwicklung ver- 
mieden, so kann dann auch, ohne dass der Vorwurf ungerechter 
Härte irgendwie hepfründet wäre, die durch letztere Ursache 
hervorgerufene Vcrnio^^eiisvernielirun^äii w ei test<reiieudem Masse 
zur Steuerleistung herangezogen werden. Damaschke schlägt 
für europäische Verhältnisse vorläufig einmal 20 7o des Zu- 
wachswertes für eine zelmjährige Perlode als Steuersatz vor, 
wiewohl in Kiautschou 33 Ys V<* Nachteil erhoben werden. 
Hat sich die Steuer nur erst einmal bewährt, so wird sich 
die weitere Steigerung des Satzes von selbst ergeben mid sich 
auch, abzüglich einer dem notwendigen und einem wii klichen 
Volks wirtschafthchen Bedürfnis entsprechenden Liegenschaileu- 
handel 7ai gewährenden Gewinnchance, bis zur Absorbiening 
emes beträchtlichen Teiles der Zuwachsrente durchführen lassen, 
zum Nutzen der stadtischen Finanzen wie zum Nutzen der 
von den Einflüssen der lästigen Spekulation befreiten Handels- 
und Ge Werbetätigkeit. 



Was endlich die Frage nach der gesetzgeberischen Beein- 
flussung der Beziehungen zwischen Einnahmen und 
Ausgaben betrifft, so ist ihre Behandlung infolge des nega- 
tiven Ausfalls der Volksabstimmung vom 30. August 1903 und 
im Hinblick auf allfällige neue Entwürfe wiederum von prak- 
tischem Interesse geworden. 
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Mit Rücksicht auf die gelej^entiicli der Dai-stelluiig der 
einschlägigen Bestimmungen des Znteiluiigsgesetzes imd des 
verworfenen Entwurfes geübte Kritik können wir, in Zusam- 
menfassung ihrer Resultate, uns auf die Hervorhebung der 
Folgerungen, die sich daraus fOr die finanzpolitischen Aui^aben 
des Staates ergeben, beschränken. 

Hinsichtlich des ordenthchcn Finan/phms dürfte es sich 
empfehlen, die Vorschrift des § 80 des Zuleüungsgeselzes 72 
des verworfenen Revisionsentwurfes) in dem Sinne näher zu 
präcisieren, dass die Pflicht des Grossen Stadtrates, nur im 
Grleicl^ewichtszustand l)efindliche Voranschläge zur Ausführung 
bringen zu lassen, ausdrüQkUch festgestellt würde. Ueberdies 
sollten die Bestimmunpren über das bei der Herstellung dea 
l^udgetgleichgewichts uji/uwendende Verfahren in das Verwal- 
tungsgesetz selbst her übergenommen werden und nicht, wie 
dies seit der Ersetzung der Mietwertsteuer durch die Liegen- 
schaftensteuer der Fall ist, in zw^ei verschiedenen Gesetzen zu 
suchen sein.- Was sodann die Frage der Partizipation des 
ordentlichen Verkehrs an der Bestreitung der Neubautenkosten 
betrifft, so ist durch die Verwerfung des Eevisionsentwurfes- 
die Geltungsdauer der klaren und übersichtlichen Vorschriften 
des Zuteilungsgesetzes zwar auf unbestimmte Zeit verlängert 
worden, doch spielt dieser Umstand mit Rücksicht auf die ge- 
schilderte Art der Ausführung des § 82 Z. G. in der Praxis 
leider nicht die geringste Holle. Kapitalzuschüsse im eigent- 
lichen Sinne werden nach wie vor keine stattfinden. Es ist. 
auch kaum anzunehmen, dass der Kantonsrat bei einem all- 
fälligen zweiten Entwurf auf die Bestimmungen des Zuteilungs- 
gesetzes /nnickgreifen wird. Die erste \'orbedingung einer 
wiiklichen Befolgung jener Grundsätze wäre freilich wieder- 
um, wie im Jahre 1892, die Anfertigmig eines zehnjälirigen 
NeubautenbudgeUj; und wenn je der Gesetzgeber den § 82 
des Z. G. in einem neuen Entwurf wieder zu Ehren ziehen 
wollte, so könnte das vernünftigerweise nur dann ge- 
schehen, wenn gleichzeitig Garantien dafür geschaffen wür- 
den, dass der Grosse Stadlrat nicht wiederum aus Furcht 
vor kirchlurmpolitischen Hündelii der versciuedenen Quartiere 
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<iie Aiiferli^unj^ tieia Neuliuuleu Voranschlag eUifach ualer- 
laRsen könnte. 

Im aiu»erordeotlichen Finanzplan haben sich die TilguogH^ 
grundsätze betreffend die „alte** Schuld und die Anleihen für 
produktive Unternehmungen bewährt. Ihre unveränderte Ueber- 
nahme in einen allfälligen neuen Entwurf dürfte schon im 

Interesse des ^leicliniässigen Forl{4an«4s dieses Teiles der Schul- 
<leiilil<jiin<if dns Beste seiü. Anders steht es dai^^ei^tMi mit den 
Normen betrclleiid die AtiiortiHjitioii der Xeubautenschuld. Der 
g 74 des Entwürfe zu einem neuen Verwaltunjjfsgeseiz w ar, 
wie schon erwälmt, in materieller und in formeller Hinsicht 
eine ganz verunglückte Vorschrift War die Idee, den Schul- 
den tilgiingsplan in das Gesetz selbst aufeunehmen, an sich 
Jüchen niclU sehr glücklich, so war es vollends nnklug, dabei 
von Voraussetzungen auszugehen, die, wie die Xt ü]>autenrech- 
nung des Jahres 1^99 klar zeigt, in Zeilen wirtschaftlichen 
l»'orlschritts offenbar unmöglich zutreffen können. Es ist als 
ganz sicher anzunehmen, dass jene Xilgungsgrundsätze nur so 
lange ihren Zweck erfüllen werden, als die gegenwärtige wirt- 
schaftliche Stagnation anhält. Man wird also vielleicht schon 
nach wenigen Jahren einen neuen Tilgungsplan anfertigen müssen. 
Dass die Vornahme dieser Operation infolge der missglückten 
Kassung des § 74,2 auch nocli dem I^eliel)en der Stadt anheim- 
gestellt wurde und hiefür nicht einmal die regierungsrätliclie 
Genehmigung vorgesehen wurde, fügt den lierüiu'ten materiellen 
Felüem auch noch einen formellen hinzu. 

Wenn also die Xilgungsgrundsätze des Zuteilungsgesetzes 
nicht mehr gelten sollen und das Ziel des Amortisationsver- 
fahrens ein Maximum der ungedeckten Schuld von 20 Millionen 
im .Jalne 1922 sein soll, so könnte dieses Ziel am besten er- 
reiclit werden, wenn in einen /.weiten Itevisionsentwurf die 
folgende Heslimmiing autgenommen würde: „Die Tilgung der 
Neubautenschuid erfolgt nach Masegabe des Tilgungsplanes vom 
14. September 1899. Der Regierungsrat trifft, sofern Grefahr 
besteht, dass die ungedeckte Schuld am Ende des Jahres 1922 
mehr als 20 Millionen Fr. betragen wird, die nötigen Abände* 
rungen/ 
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Für den Fall, dass die Frage der l^'iiia ii/kon trolle l»ei 
der Beratung eines zweiten Uovisionsenlwurfs den Kantons- 
rat nochmals beschäftigen sollte, dürfte eine bessere Hesultate 
verbilligende Organisation derselben nur gelingen, wenn der 
Kantonsrat Farbe bekennt und erldärt, ob er eine über das 
durch das allgemeine Gemeindeflnanzrecht gegebene Mass 
hinausgelieiulo Slaalsaufsicht will oder nicht. Ist das orsterc 
der Fall, so hat er allen Anlass. die Anlnige dei" l\oininission 
für das Zuteilungsgesetz vom .Inhre 1891 anzunelnneu und 
Gegenstand und Mittel der Kontrolle durch Vomehung der 
Budget- und Nachtragskreditgenehmigung durch das Kontroll- 
oiigan in ein logisches Verhältnis zu setzen. Ein drittesmal 
in den in den Jahren 1891 und 1903 gemachten Fehler zu fallen, 
alle möglichen Xornicii über die materielle Finan/ge]);iniii^r der 
Stadt anf/uslellcMi mid als Kanlcle niclits vorznsehen als {li<.' Kiu- 
selzung einer neuen, mit den gleichen ungenügenden Kompe- 
tenzen, wie sie den Aufsicldsbehörden über die Landgemeinden 
zustehen, ausgerüsteten Instanz, — das wäre denn doch eine 
zu grundsätzliche Grundsatzloslgkeit. Besser wäre luiter solchen 
Umständen, offen zu gestehen, dass man keine besonders 
eingerichtete städtische Finanzkontrolle will, sondern dass man 
am allgemeinen (Tenieindettnnnzrccht festhalten will. Will 
man jedoch durcliaus das Institut der Experten konimission 
als einer Behörde, die lediglich durch Krteiluug von Lob und 
Tadel wirken soll, aufrechterhalten, so sollte wenigstens der 
Bezirksrat, dessen Rolle schon gar keine andere sein kann, 
als die Promptheit der Kritik abzuschwächen, ausgeschaltet 
werden und der Regienmgsrat allein die Berichte der Ex- 
pertenkoiiiinissioii zu prüfen liabeii. Der ne/.irksrat diirfle 
eine soIcIk^ Jhitlaslung so \\eiii^ als „Misslrauensvotuur' 
uuÖ'assfM) :ils «lio Linwohnerschaft der Ötadt Zürich eine be- 
sondere l^lnanzkon trolle als „Bevormundung". 



Anlnang. 



Uebersicht über die Separatfoods und Stiftungen 

der S^ad^ Zürich. 



Die Fin:in/(,'ii der Stadt Züiicli linden iiire nirld iniho 
ttacliiliclie Er»,^aiizuiig in den Separalfonds und Stiflun«4en. 
die insofern für den gesiunlen städlibcUeu MuanzhaushaU von 
Bedeulung sind, als ohne ihr BeHtehen, mancher der von ihnen 
verfolgte Zwecke mit den Hilfsmitteln der allgemeinen Stadt- 
verwaltung wahrgenommen werden müssle. 

Sie zerfallen in allgemeine Fonds (Stiftungen und Se- 
pjiralfunds der Kinwohnergemeinde) und in bürgerliche 
Funds (Sliltnui^en und Se|>ar;illoiids dci" nür<^('r^oincinde). 

Die Zuiil der ulii^cnieinen Fonds l^elief sich um Ende 
des lleclnunigsjahres \\)02 auf 24, ihr Netto-\'ermögen auf 
1,966,121 b'v. Die wichtigeren darunter sind: der Pensions- 
fond des Polizeikorps (195,580 Fr.), der allgemeine Feuerwehr- 
unterstützungsfond (107,471 Fr.), der Fond für eine Pensions- 
kasse der städtisclien Angestellten und Arbeiter (566,728 Fr.), 
die Waser'sciie Stiftung fiir \'('rs(ii(inerung der Stadt 
(192,559 Fr.), der J\'stalo//ifund (184,603 Fr.) und der fran- 
zösische Kirciienfond (160,773 Fr.) 

Die h ärgerlichen Fonds beliefen sich am Ende des 
Rechnungsjahres 1902 auf die betrachtliche Summe von 
13,320,266 Fr. Nettovermögen. Dem Wirkungskreis der 
Bürgei^emeinde entsprechend, betreffen sie in ihrer Mehrzahl 
wulillali;^«» /wecke, iiucli lij^uriert dai uiilof auch tlie Stiftung 
des sliidl/iirchorisclien Xul/.un;^sgules mit 2,395,262 Fr. und 
das allgemeine Bürgergui mit 1,305,521 i^'r. 
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